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Drohnen bleiben auf 
der Agenda 

Trotz de Maizieres De¬ 
bakel soll der weltwei¬ 
te deutsche Luftkrieg 
möglich werden. 
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Tiefer in die Rezession 

EU-amtliche Zahlen bezeu¬ 
gen: Sparzwang ist keine 
Rettung. Der Wirtschafts¬ 
rückgang in der Euro-Zone 
hat sich ausgedehnt. 
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Brecht in Athen 

Inmitten der Krise be¬ 
schäftigt sich Griechen¬ 
landsKP mit dem großen 
Dramatiker. 
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Ausgeprägte NSU-Kontakte nach NRW 

Verbindungen zwischen neofaschistischem Terrornetzwerk und Dortmunder Naziszene bestätigen sich zunehmend 



Immer neue Informationen über Nazi-Netzwerke werden bekannt. Die NSU hatte vor allem auch nach NRW und 
speziell nach Dortmund Kontakte. Was wussten die Dienste? Warum gibt es in NRW keinen parlamentarischen 
Untersuchungsausschuss? Wachsamkeit ist angesagt. 

(Foto von der Demonstration vor dem Beginn des NSU-Prozesses in München) 


ie Verbindungen zwischen dem 
neofaschistischen Terrornetz¬ 
werk „Nationalsozialistischer 
Untergrund“ (NSU) und militanten 
Neonazis aus dem Raum Dortmund 
sollen intensiver gewesen sein, als bis¬ 
her gemutmaßt wurde. So berichtete 
die WAZ-Mediengruppe Anfang die¬ 
ser Woche, dass Dortmunder Faschis¬ 
ten bereits 1995 an einem Treffen 
des internationalen Nazinetzwerkes 
„Blood & Honour“ in Gera teilnah- 
men, bei dem auch der NSU-Haupt- 
täter Uwe Mundlos zugegen gewesen 
sein soll. 

Während Antifaschisten in der Ver¬ 
gangenheit stets bezweifelt hatten, 
dass die NSU-Terroristen die von ih¬ 
nen verübten Anschläge und Mor¬ 
de ohne Rückkoppelung mit lokalen 
Nazinetzwerken verübten, beweisen 
Überwachungsprotokolle der Thürin¬ 
ger Polizei nunmehr das Gegenteil. 
Fernab der Zusammentreffen in den 
1990er Jahren sollen Dortmunder Na¬ 
zis noch 2001 mit der NSU-Unterstüt- 
zerin Antje Pobst zusammengekom¬ 
men sein, die Beate Zschäpe ihren 
Pass zur Verfügung gestellt hatte, da¬ 
mit sich diese damit mit einer falschen 
Identität ausstatten konnte. Auch Tho¬ 
mas Starke, wie Pobst einer der Unter¬ 
stützer des Terrornetzwerkes, soll sich 
in den 1990er Jahren gleich mehrfach 
in Dortmund aufgehalten haben und 
dort Kontakte unter anderem zu Mit¬ 
gliedern der dortigen Faschisten-Band 
„Oidoxie“ gepflegt haben. Die Band 
nahm regelmäßig an Veranstaltungen 
des im Jahr 2000 zumindest offiziell 
in Deutschland verbotenen „Blood & 
Honour“-Netzwerkes teil. 

Es war die „Kameradschaft Dort¬ 
mund“, in der in den 1990er Jahren 
das Gros der dort beheimateten mi¬ 
litanten Neofaschisten aktiv war und 
die vom ehemaligen Chef der soge¬ 
nannten Borussenfront, Siegfried 
Borchardt (genannt „SS-Siggi“), 
heute Vorsitzender des Dortmunder 
Kreisverbandes der Partei „Die Rech¬ 
te“, angeführt wurde. In besagter „Ka¬ 
meradschaft“ trieb mit Michael Krick 
außerdem ein als besonders gewalt¬ 
bereit geltender Neonazi sein Unwe¬ 
sen, der nicht nur über gute Kontakte 
zu „Blood & Honour“, sondern auch 
zu Michael Berger verfügte. Letzt¬ 
genannter hatte am 14. Juni 2000 im 


Raum Dortmund drei Polizeibeamte 
erschossen und sich danach selbst ge¬ 
richtet. 

Bereits vor einigen Monaten hatte 
die ARD in einer Fernsehreportage 
über den NSU-Terror spekuliert, dass 
Verbindungen zwischen Berger und 
dem NSU-Netzwerk bestanden ha¬ 
ben könnten. Auch Krick hatte den 
von Berger begangenen Polizisten¬ 
mord damals begrüßt. So wurden in 
seiner Wohnung Aufkleber mit dem 
Aufdruck „3:1 für Deutschland - Ber¬ 
ger war ein Freund von uns!“ gefun¬ 
den, für die die von Borchardt geführ¬ 
te „Kameradschaft“ verantwortlich 
gezeichnet hatte und die in Folge der 
Polizistenmorde weiträumig im Dort¬ 
munder Stadtgebiet verklebt wurden. 
Krick war darüber hinaus mit For¬ 
derungen, wie der nach Bildung von 
rechten Zellen nach Vorbild des 
„führerlosen Widerstandes“ aufge¬ 
fallen und hatte sich dafür ausge¬ 
sprochen, nicht nur „das System und 
seine Knechte“ anzugreifen, „wo im¬ 
mer es geht“, sondern auch „die, die 


gegen unsere Rasse vorgehen und sie 
zu vernichten suchen“. 

Einiges deutet also mittlerweile dar¬ 
auf hin, dass etwa der NSU-Mord an 
dem Kioskbesitzer Mehmet Kubasik 
2006 in Dortmund nicht ohne Kennt¬ 
nis der militanten Dortmunder Nazi¬ 
szene verübt wurde. 

Ohne zu viel Hoffnung in die Arbeit 
der bestehenden Parlamentarischen 
Untersuchungsausschüsse zu inves¬ 
tieren, stellt sich mittlerweile zuneh¬ 
mend die Frage, warum im von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen regier¬ 
ten Nordrhein-Westfalen bisher kein 
Untersuchungsausschuss eingesetzt 
wurde, um Licht ins Dunkle des rech¬ 
ten Terrors und der Verstrickungen 
von Geheimdiensten und Polizei zu 
bringen. Schließlich gehen nicht nur 
der bereits erwähnte Mord an Meh¬ 
met Kubasik, sondern auch der 2004 
verübte Nagelbombenanschlag in 
der Kölner Keupstraße auf das Kon¬ 
to der Naziterroristen. Ebenfalls bis 
heute nicht aufgeklärt ist der Bom¬ 
benanschlag auf die Düsseldorfer S- 


Bahnstation „Wehrhahn“, bei dem am 
27. Juli 2000 zehn Menschen - mehr¬ 
heitlich jüdischen Glaubens - schwer 
verletzt wurden. 

Auch Frank Laubenburg (Linkspar¬ 
tei), seit 1999 Mitglied des Düssel¬ 
dorfer Stadtrates, hatte sich in der 
Vergangenheit mehrfach dafür aus¬ 
gesprochen, einen eigenen Untersu¬ 
chungsausschuss in NRW einzusetzen. 
„Ich finde, dass ein Untersuchungs¬ 
ausschuss klären müsste, warum nicht 
bereits im Jahr 2000 die Bundesan¬ 
waltschaft die Ermittlungen über¬ 
nommen hat, welche Rolle der Ver¬ 
fassungsschutz spielte und in welche 
Richtungen überhaupt wie ermittelt 
wurde. Der NSU-Skandal hat das Aus¬ 
maß staatlicher Verstrickung in Neo¬ 
naziverbrechen aufgezeigt. Da möchte 
ich nicht, dass die Akten in Düsseldorf 
einfach wieder zugeklappt oder sogar 
geschreddert werden“, hatte Lauben¬ 
burg schon vor Monaten - bisher je¬ 
doch vergeblich - in einem Interview 
mit der Tageszeitung junge Welt gefor¬ 
dert. Markus Bernhardt 


De Maiziere vor neuem Ungemach 

Nach dem „Euro Hawk“ droht jetzt auch ein Nato-Projekt zu scheitern 


Am 15. Mai musste Staatssekretär 
Beemelmanns den Bundestag über 
die Beendigung des „Euro Hawk“- 
Projekts informieren, nachdem die 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung“ 
und andere Medien über den „Eu- 
ro-Hawk“-Skandal berichtet hatten. 
„Die Geschichte des Drohnenpro¬ 
jekts Euro Hawk ist eine Geschichte 
der Inkompetenz und Vertuschung“, 
hatte Paul Schäfer, Verteidigungspo¬ 
litischer Sprecher der Fraktion „Die 
Linke“ im Bundestag, dazu am 21. Mai 
erklärt (siehe auch Seite 4). 

Nun droht dem bundesdeutschen Ver¬ 
teidigungsminister Thomas de Maizi¬ 
ere neues Ungemach. Nach dem deut¬ 
schen „Euro Hawk“-Projekt steht 
jetzt auch ein Nato-Projekt vor dem 
Aus, bei dem es um das gemeinsame 


Drohnen-Überwachungssystems AGS 
geht. Mit unbemannten Drohnen vom 
Typ „Global Hawk“ des US-Rüstungs- 
konzerns Northrop Grumman wollte 
die Nato von einer Basis in Italien aus 
alle Nato-Länder mit Luftbildern von 
Kriegs- und Krisenregionen aber auch 
von Naturkatastrophen beliefern. 
Fünf der Drohnen, die so groß wie ein 
Boeing-Passagierflugzeug sind, sollen 
für 1,5 Milliarden Euro angeschafft 
werden. Deutschland ist mit 483 Mil¬ 
lionen Euro beteiligt. 

De Maiziere selbst hatte das Nato- 
Projekt befürwortet und den Vertrag 
für die Bundesrepublik unterzeich¬ 
net. Die Risiken waren ihm bereits 
früh bekannt. „Laut de Maizieres 
Staatssekretär und engem Vertrau¬ 
ten Stephane Beemelmanns waren 


die Fallstricke für die Genehmigun¬ 
gen spätestens im November 2011 
aktenkundig“, so „Spiegel-Online“ 
am Mittwoch. 120 Millionen des eige¬ 
nen Anteils wurden trotzdem bereits 
überwiesen. 

Doch da die Drohnen vom Typ „Glo¬ 
bal Hawk“ nicht über die für eine 
Zulassung in Europa nötige Tech¬ 
nik zur Vermeidung einer Kollision 
in der Luft verfügen, die hier Pflicht 
ist, wird ihr Einsatz schwierig. Da än¬ 
dert auch nichts daran, dass Italien - 
wie „Spiegel-Online“ berichtet - eine 
Ausnahmegenehmigung für den eige¬ 
nen Luftraum in Aussicht stellt. Eine 
technische Umrüstung der Drohnen, 
die bereits produziert werden, würde 
schwierig und teuer, berichtete „Spie¬ 
gel-Online“. 


Nicht nur den Umgang mit den Fakten 
durch den Verteidigungsminister, sei¬ 
ne Neigung, Probleme zu verschwei¬ 
gen hält die Opposition im Bundestag 
für bedenklich, sondern auch sein Ver¬ 
halten gegenüber der Rüstungsindust¬ 
rie. „Das ist für sich genommen schon 
schlimm genug, wenn aber auch noch 
offen gegen gesetzliche Vorschriften 
der Finanzkontrolle - wie die unein¬ 
geschränkte Rechenschaftspflicht ge¬ 
genüber dem Rechnungshof - versto¬ 
ßen wird und Berichte ans Parlament 
über die Bundeswehrreform nach ei¬ 
ner Woche überholt sind, werden rote 
Linien überschritten. Minister de Mai¬ 
ziere muss sich eindringlich fragen las¬ 
sen, ob er in der Lage ist, das Vertei¬ 
digungsministerium weiter zu führen“, 
so Paul Schäfer. nh 


Thema der Woche 


Am 5. Mai 1968 
wurde die SDAJ 
gegründet 

Am Pfingstwochenende 2013 fanden 
die Pfingstcamps der SDAJ in Kiel, 
Münster, am Eutersee in Hessen so¬ 
wie bei Cottbus statt. Sie standen un¬ 
ter dem Zeichen der Aufgaben des Ju¬ 
gendverbandes in der heutigen Zeit. 
Erinnert wurde aber auch an den 45. 
Geburtstag der SDAJ. 

Seite 9 



Blockupy Frankfurt: 
30. Mai bis 1. Juni 2013 

Vom 30. Mai bis 1. Juni ruft das 
Bündnis zu europaweiten Aktions¬ 
tagen gegen die autoritäre Krisen¬ 
politik von Bundesregierung und 
Troika (EU, EZB, IWF) in Frankfurt/ 
Main auf. 

Am Sitz der Europäischen Zentral¬ 
bank (EZB), im Zentrum des euro¬ 
päischen Krisenregimes, soll ein 
kämpferisches Signal der Solidari¬ 
tät an alle Betroffenen der aktuel¬ 
len Spar- und Kürzungspolitik ge¬ 
sendet werden. 

Am 31. Mai wird die EZB in Frank¬ 
furt massenhaft blockiert. Akti¬ 
onsziel am 31. Mai ist es, den üb¬ 
lichen Geschäftsablauf der EZB 
sowie anderer Akteure des Krisen¬ 
regimes öffentlich sichtbar zu stö¬ 
ren. 

Zum 1. Juni ruft das Bündnis zu ei¬ 
ner internationalen Großdemons¬ 
tration auf. 

Beginn: 11 Uhr, Baseler Platz 
Abschluss: Willy-Brandt-Platz an 
der EZB. 

Treffpunkte für die Partei werden 
noch bekannt gegeben. 


Bundesweite 

Demonstration 

25. Mai 2013 

„20 Jahre nach dem 
Brandanschlag von Solingen: 

Rassismus tötet!", 

13.00 Uhr, Südpark, Solingen 



Diskussionstribüne 
der UZ 

zur Gewerkschaftsfrage mit 
Beiträgen von Volker Metz- 
roth und Olaf Harms. 
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Castkolumne von Manfred Dietenberger 

IGM-Tarifergebnis 
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KRAFTvoll gelogen 

Scharfe Kritik an NRW-Ministerpräsidentin - Beschäftigte sind keine Sparschweine 


Die Tarifrunde in der Metall- und 
Elektroindustrie ist zu Ende. Über 
750 00 Metallerinnen versuchten mit 
Warnstreiks die vom IG-Metall-Vor¬ 
stand aufgestellte Forderung nach 
5,5 Prozent mehr im Geldbeutel - 
möglichst ein zu eins - durchzusetzen 
und dem Kapital Mores zu lehren. Ihre 
Kampfbereitschaft war schon gleich 
nach der Friedenspfhcht bewunderns¬ 
wert entschlossen. Nach einer kurzen 
Verhandlungsrunde kam es für die 
bundesweit 3,7 Millionen Metallerin¬ 
nen zu folgendem Tarifabschluss: Zwei 
Null-Monaten (Mai/Juni 2013) folgten 
zum 1. Juli 2013 eine Entgelterhöhung 
um 3,4 Prozent für 10 Monate (bis 
30. April 2014) und zum 1. Mai 2014 
werden dann die Entgelte um weitere 
2,2 Prozent für 8 Monate (bis 31. De¬ 
zember 2014) erhöht. Damit, so ist auf 
der Metall-Internetseite zu lesen, „hat 
die IG Metall eine Erhöhung der Ent¬ 
gelttabellen um insgesamt 5,6 Prozent 
durchgesetzt. Eine Differenzierung des 
Tarifergebnisses haben wir verhindert. 
Eine entsprechende Erhöhung der 
Ausbildungsvergütungen und in Bay¬ 
ern die Anbindung an die Eckentgelt¬ 
gruppe 5 B. Die Gesamtlaufzeit des Ta¬ 
rifvertrages beträgt 20 Monate. Lauf¬ 
zeitende ist der 31. Dezember 2014. 
Der Tarifvertrag zum flexiblen Über¬ 
gang in die Rente wurde wieder in 
Kraft gesetzt. Die Gegenünanzierung 
und die Rückstellungsbedarfe wur¬ 
den geklärt. Die Schieds- und Schlich- 
tungsvereinbarung bleibt unverändert 
gütig. Die Friedenspfhcht endet am 
28. Januar.“ 

Beide - Gewerkschaft und Unter¬ 
nehmer - preisen nun den in Mün¬ 
chen vereinbarten Pilotabschluss für 
die Metall- und Elektrobranche, der 
rasche Abschluss sei ein großer Er¬ 
folg. Die Unternehmer zeigten sich 
sichtbar zufrieden mit dem Ergebnis. 
Die lange Laufzeit gebe den betei¬ 
ligten Firmen „die nötige Planungs¬ 
sicherheit“, erklärte auf der Unter¬ 
nehmerseite die Verhandlungsfüh¬ 
rerin Renkhoff-Mücke. Und Jürgen 
Wechsler, Bezirksleiter und Verhand¬ 
lungsführer für die IG Metall Bayern, 
bewertete das Ergebnis als „erfolg¬ 
reichen Kompromiss“, der erst durch 
die Hunderttausenden Warnstreiken¬ 
den ermöglicht worden sei. IG-Me- 
tall-Boss Berthold Huber sprach von 
einem „guten Verhandlungsergeb¬ 
nis“. Die Beschäftigten würden „fair 
und angemessen an der wirtschaftli¬ 
chen Entwicklung beteiligt“. 

Auch Unternehmerpräsident Die¬ 
ter Hundt bezeichnete das ausge¬ 
handelte Tarif ergebnis mit Blick auf 
die vereinbarten Nullmonate und 
die längere Laufzeit als vertretbar. 
„Angesichts der unterschiedlichen 
wirtschaftlichen Lage in der Bran¬ 
che stelle das Ergebnis allerdings 
für viele Unternehmen eine enor¬ 
me Belastung dar. Und man höre, 
Hundt lobte auch die Tatsache, dass 
die bisherigen Tarifabschlüsse 2013 
eine sehr differenzierte Entwicklung 
je nach Lage der Branchen zeigten. 
„Es gibt keine tarifpolitischen Ge¬ 
leitzüge mehr“, sagte der BDA-Prä- 
sident. Und Gesamtmetall-Präsident 
Rainer Dulger frohlockt darüber, 
dass man „ohne verstaubte Rituale“ 
ausgekommen sei. Um die IG-Me- 
tall-Mitglieder von der eigenen Ver¬ 
handlungsüberlegenheit zu über¬ 
zeugen und den vielen Kritikern 
der langjährigen zahmen gewerk¬ 
schaftlichen Lohnpolitik den Wind 
aus den Segeln zu nehmen zählt die 
IG Metall nun einfach beide Stei¬ 
gerungsstufen aus 2013 und 2014 
zusammen und kommt so auf ein 
errechnetes Lohnplus von 5,6 Pro¬ 
zent - und liegt damit sogar noch 
über ihrer ursprünglichen Forde¬ 
rung von 5,5 Prozent. Die aber war 
nur auf ein Jahr bezogen. Angelique 
Renkhoff-Mücke, die Verhandlungs¬ 
führe rin der Unternehmer in Bay¬ 
ern, sieht das Tarifergebnis mit an¬ 
deren Augen und spricht daher im 
Zusammenhang mit dem Tarifergeb¬ 
nis von Belastungen für die Unter¬ 


nehmen von „2,96 Prozent im Jahr 
2013 und 3,25 Prozent im Jahr 2014“, 
was wohl der Wahrheitsfindung eher 
dient. Erklären, warum die IG-Me- 
tall-Führung so einen Tarifabschluss 
akzeptiert, kann man sich nur, wenn 
man unter anderem bedenkt, dass 
diese Tarifauseinandersetzung im 
Bundestagswahljahr 2013 stattfand 
und deshalb ein Tarifkonflikt - be¬ 
sonders wenn die Forderung auch 
eine Umverteilungskomponente ge¬ 
habt hätte, schnell auch eine politi¬ 
sche Dimension angenommen hätte. 
Kapital, Regierung und SPD/Grüne 
hätten Farbe bekennen müssen. Das 
aber fürchten sie alle wie der Teufel 
das Weihwasser. Aber selbst durch¬ 
gesetzte 5,5 Prozent hätten nicht ge¬ 
nügt, um die in den letzten Jahren 
erfolgte Umverteilung zugunsten 
der Konzerne auch nur annähernd 
zu kompensieren. Und so bleiben 
die Löhne und Gehälter der Kol¬ 
leginnen selbst in der noch gut or¬ 
ganisierten Metallindustrie weiter 
hinter dem „verteilungsneutralen 
Spielraum“ - also der Summe aus 
Inflation und Produktivität - zurück. 
Dass, obwohl der Produktivitätszu¬ 
wachs in der Metallbranche noch hö¬ 
her war als die gesamtgesellschaftli¬ 
che Produktivitätsentwicklung. 
Mitgedacht werden muss bei der 
Bewertung des Tarifergebnisses 
auch die Tatsache, dass von den nun 
vereinbarten bescheidenen Tarifer¬ 
höhungen aufgrund vielfach schon 
längst existierender und zu befürch¬ 
tender zusätzlicher betrieblicher 
Verzichtsvereinbarungen immer we¬ 
niger bei den Beschäftigten tatsäch¬ 
lich ankommen wird. Aber auch aus 
internationaler Perspektive ist das 
ausgehandelte Tarifergebnis enttäu¬ 
schend. Durch die über viele Jahre 
hinweg von den Unternehmern und 
Gewerkschaften gemeinsam gepre¬ 
digte - und im Interesse der Profit- 
und Standortlogik auch praktizierte 
„Lohnzurückhaltung“ sind die Real¬ 
löhne im vergangenen Jahrzehnt in 
Deutschland um 5,4 Prozent zurück¬ 
gegangen. Nicht zuletzt konnten mit 
den deutschen Dumpinglöhnen die 
südeuropäischen Industrien nieder¬ 
konkurriert werden. Schon 44 Jah¬ 
re bin ich IG-Metall-Mitglied und 
erlaube mir daher Kritik an diesem 
Blitz-Tarifabschluss und auch am 
Versuch, aus einer Ergebnis„Mücke“ 
ein elefantöses Tarifergebnis zu ma¬ 
chen. Was da jetzt am Tisch ausge¬ 
handelt wurde ist kein „fairer Kom¬ 
promiss“, den kann es gar nicht ge¬ 
ben. Ein Kompromiss verläuft, wenn 
es kein fauler ist, genau entlang der 
die Klassenkampfparteien trennen¬ 
den Demarkationslinie. Diese Linie 
verschiebt sich ständig zu Gunsten 
dessen, der aktiver für seine Inter¬ 
essen kämpft, sich wenn nötig auch 
der „alten Rituale“ - sprich z.B. des 
Erzwingungsstreiks - bedient. Der 
Abschluss taugt weder für die drin¬ 
gend notwendige Stärkung der Mas¬ 
senkaufkraft noch hat er auch die ur¬ 
sprünglich geforderte Erhöhung der 
Ausbildungsvergütung um 60 Euro 
durchgesetzt. Die Azubis erhalten 
lediglich die gleiche prozentuale Er¬ 
höhung analog ihrer bereits ausgebil¬ 
deten Kollegen. 

Wie kann da der Zweite Vorsitzende 
der IGM, Detlef Wetzel, sagen: „Die¬ 
ser Abschluss sendet ein gutes und 
richtiges Signal. Die jungen Men¬ 
schen können sich auf die IG Metall 
verlassen, denn die IG Metall garan¬ 
tiert ihnen sichere und gute Perspek¬ 
tiven. Die Metall- und Elektroindus¬ 
trie erweist sich nur so in Zeiten des 
demografischen Wandels als attrak¬ 
tiver Arbeitgeber für junge Men¬ 
schen.“ Dem widerspreche ich. Siche¬ 
re und gute Perspektiven haben die 
jungen Menschen nur, wenn sie sich 
ihrer eigenen Macht bewusst werden 
und in der IG Metall und überall wo 
sie leben und arbeiten gemeinsam 
mit ihren älteren Kollegen für ein 
besseres Leben kämpfen. 


I n Düsseldorf demonstrierten am 
15. Mai rund 10 000 Beamtinnen 
und Beamte für eine höhere Bezah¬ 
lung. Aufgerufen hatten der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) und der 
Deutsche Beamtenbund (dbb). Anlass 
war eine Landtagssitzung, bei der die 
rot-grüne Landesregierung die Besol¬ 
dungseinschnitte der Landesbediens¬ 
teten behandelte. SPD und Bündnis90/ 
Grüne wollen, dass die Tariferhöhun¬ 
gen für Angestellte im öffentlichen 
Dienst nur zum Teil auf die Beamten 
übertragen werden. 

Zorn und Wut stand Tausenden Be¬ 
amten vor dem Düsseldorfer Landtag 
ins Gesicht geschrieben. Auf selbstge¬ 
machten Transparenten war zu lesen: 
„Wer hat uns verraten ...? Sozialde¬ 
mokraten!“ oder „Ohne Streikrecht 
keine Rechte“. Symbolisch für den 
Kahlschlag von SPD und Grünen, 
ein Jahr nach der Landtagswahl, ein 
überdimensionales pinkfarbenes Spar¬ 
schwein neben der Kundgebungsbüh¬ 
ne mit der Aufschrift „1:1 für alle! Wir 
sind nicht das Sparschwein der Lan¬ 
desregierung“. Unter den Demons¬ 
tranten zahlreiche Sympathisanten 
und offenbar auch Wähler der SPD, 
die ihren Protest vor das Landespar¬ 
lament trugen. Sie wittern Verrat, se¬ 
hen sich von der Ministerpräsidentin 
Kraft und ihrer Riege getäuscht. Die 
Landesregierung setzt sich zusammen 
aus 99 Abgeordneten der SPD und 29 
der Grünen. Diese planen das Tarif¬ 
ergebnis im öffentlichen Dienst nur 
auf 20 Prozent der Beamtinnen und 
Beamten anzuwenden. Der Rest be¬ 
kommt nicht einmal den Inflations¬ 
ausgleich. Das Tarif ergebnis wird nur 
für die Besoldungsgruppen A2 bis A10 
umgesetzt. Damit werden die Beam¬ 
tinnen und Beamten, so die Gewerk¬ 
schaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) „als Sparschwein der Landes¬ 
regierung missbraucht.“ 

Kritisiert wurde die Herrschaftsform 
von Hannelore Kraft: „Die Gewerk¬ 
schaften stelle man vor vollendete Tat¬ 
sachen“, so die GEW. „Unsere Beteili¬ 
gungsrechte und die anderer Verbände 
werden de facto mit Füßen getreten.“ 
Die Fachgewerkschaft wirft der nord¬ 
rhein-westfälischen Landesregierung 
einen weiteren Vertrauensverlust vor. 
Trotz mehrfacher Versprechungen 
verweigere diese den Abschluss eines 
Eingruppierungstarifvertrages für an- 
gestellte Lehrer. Von einer Gleich¬ 
behandlung der Bezahlung sei man 
Meilensteine entfernt, so Dorothea 
Schäfer, NRW-Landesvorsitzende 
der GEW. Der Unterschied zwischen 
verbeamteten und angestellten Lehr¬ 
kräften zeigt sich im Portemonnaie 
mit mehreren hundert Euro pro Mo¬ 
nat. Gegenüber Unsere Zeit wies Schä¬ 
fer auf Nachfrage darauf hin „es treffe 
nicht nur die jetzt beschäftigten Leh¬ 
rer, sondern wirke sich auch massiv 
auf die späteren Pensionen der Beam¬ 
ten aus.“ In einer Stellungnahme vom 
29. April des DGB NRW zum Geset¬ 


zesentwurf weist dieser genau darauf 
hin. Durch die Entscheidung werden 
nicht bloß Erhöhungen ausgesetzt, es 
handele sich auch um Pensionskür¬ 
zungen. Geht man von einer Lebens¬ 
erwartung von 80 Jahren aus, verliert 
ein Pensionär in 18 Jahren seines Ru¬ 
hestandes über 20 000 Euro. 

Einem aktiven Beamten in A 11 wird 
auf Dauer im Verhältnis zu einer 
l:l-Übernahme des Tarifabschlus- 
ses des Tarifvertrages der Länder 


(TdL) das Bruttojahreseinkommen 
um 1573,48 € gekürzt. Alleine durch 
die Verweigerung der Anpassung der 
Beamtenbesoldung (BBesO) an die 
Tariferhöhung „spart“ Rot/Grün in 
NRW mindestens 710 Millionen Euro 
jährlich ab 2014. 

Vergleicht man dies mit anderen Bun¬ 
desländern und dem Bund bei der Be¬ 
zahlung seiner Beamtinnen und Be¬ 
amten ab A 11 BbesO, ist NRW eines 
der Schlusslichter. Hinzu kommt eine 
erhöhte Arbeitszeit von 41 Wochen¬ 
stunden. 

Andreas Meyer-Lauber, Vorsitzender 
des DGB NRW, sagte auf der Kundge¬ 
bung vor dem Düsseldorfer Landtag, 
„es sei alles andere als sozial, den Be¬ 
soldungsgruppen All und A 12 noch 
nicht einmal einen Inflationsausgleich 
zu gewähren. Eine solche Staffelung 
ist nicht gerecht, es ist der Versuch, die 
Beamtenschaft in NRW zu spalten.“ 
Meyer-Lauber forderte, den TdL um¬ 
zusetzen. 5,6 Prozent Gehaltssteige¬ 


rung, gestaffelt über zwei Jahre seien 
bezahlbar. „Wir sind enttäuscht von 
der rot-grünen Landesregierung. Die 
Beamten haben geglaubt, dass es mit 
Hannelore Kraft und Sylvia Löhr- 
mann keine weiteren Sonderopfer 
geben wird.“ Der Gewerkschaftschef 
zweifelt zudem die Verfassungsmäßig¬ 
keit des Gesetzesentwurfs an. 

Auf einer Vorkundgebung kritisierte 
der stellvertretende ver.di-Landeslei- 
ter in NRW, Uli Dettmann, ebenfalls 


die geplante Besoldungsanpassung. 
Gerade bei den 68 000 Kommunalbe¬ 
amten im Land öffne sich die Schere 
zwischen Tarifangestellten und beam¬ 
teten Bediensteten immer weiter. „Da 
sitzen sich dann zwei Menschen bei 
der Stadtverwaltung gegenüber, die 
die gleiche Arbeit machen. Aber einer 
davon ist Beamter, hat am Monatsen¬ 
de weniger auf dem Konto, bekommt 
nur die Hälfte des Weihnachtsgeldes, 
muss länger arbeiten und hat auch 
noch geringere Aufstiegschancen“ so 
Dettmann. 

An der Großdemonstration beteilig¬ 
ten sich die DGB-Gewerkschaften 
GEW, ver.di, die Gewerkschaft der 
Polizei (GdP), dazu der Deutsche Be¬ 
amtenbund (dbb) sowie der Deut¬ 
sche Richterbund (DRB). In zwei 
eindrucksvollen Marschsäulen waren 
die Protestierenden zum Landtag ge¬ 
zogen. 

Uwe Koopmann, Herbert Schedlbauer 



Karikatur: Bernd Bücking 
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Stadtverordnetenversammlung 
Reinheim für Vermögenssteuer 


Stadt Reinheim 

Cestasplatz I 
64354 Rein heim 



Slatflrechte seit 1300 


Antrag 


Drucksache 

Datum: 

03 05 2013 

0902/2013/ANTR 




Vermögenssteuer 

Interfraktioneller Antrag der Fraktion B f 90/Die Grünen, SPD und 
DKP 


Empfohlene Beratungsfolge. 

Datum Grsmkim 

07.05.2013 Stadtve rordn eten versa m ml u ng der S tadt R ei n hei m 


Besc h lussvo recht lag: 

1. Die Stadtverordnetenversammlung Reinheim spricht sich für die Einführung einer 
Vermögenssteuer aus und tritt offentlichkeitswirksam der Initiative „Vermögenssteuer 
jetzt' bei. Sie fordert Bund und Lander auf ; die notwendigen gesetzgeberischen 
Schritte zur Wiedereinführung einer verfassungskonformen Vermögenssteuer in die 
Wege zu leiten und dabei dafür Sorge zu tragen, dass die Kommunen und die 
Landkreise ihren Aufträgen gemäß finanziell ausgestattet werden 

2. Der Bürgermeister und der Magistrat werden aufgefordert, sich entsprechend 
gegenüber der Landes- und Bundesregierung für die Wiedereinführung einer 
verfassungskonformen Vermögenssteuer einzusetzen. 

3. Die Stadtverordnetenversammlung unterstützt die zentrale Forderung des 
Bündnisses UmFAIRteilen, Reichtum höher zu besteuern, und ruft die Bürgerinnen 
Reinheims auf, sich an den Aktivitäten des Bündnisses zu beteiligen 


Sachverhalt / Begründung: 

Die Begründung erfolgt mündlich. 


Dieser interfraktionelle Antrag wurde in der Reinheimer Stadtverordnetenver¬ 
sammlung mit 21 Stimmen der Antragsteller gegen sieben Stimmen (CDU und 
FDP) bei zwei Enthaltungen (FWG) beschlossen. 


Amazon-Streik wird fortgesetzt 

Der längst überfällige Tarifvertrag soll endlich erkämpft werden 
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Der 14.5.2013 wird als erster weltweiter 
Streiktag beim Versand- und Logistik- 
Riesen Amazon in die Geschichte ein- 
gehen. Rund 1 700 Beschäftigte legten 
am größten deutschen Standort in Bad 
Hersfeld sowie in Leipzig ganztägig die 
Arbeit nieder, um einen im Einzelhan¬ 
del üblichen Tarifvertrag zu erkämpfen 
(UZ berichtete). 

Auch wenn sich Amazon bemüht un¬ 
beeindruckt zeigte und darauf verwies, 
dass 7 Standorte unbestreikt blieben, 
ist der Konzern sichtlich angezählt. Die 
miesen Arbeitsbedingungen und die 
kriminellen Praktiken sowohl gegen 
Stammbelegschaft als auch Leiharbei¬ 
ter sind aus der Anonymität gerissen. 


An vier Standorten wurden bereits Be¬ 
triebsräte gewählt und nun wurde auch 
der von der Gewerkschaft ver.di ange¬ 
drohte Arbeitskampf Realität. Mit dem 
eindeutigen Ergebnis von 97 % votier¬ 
ten die ver.di-Mitglieder für den Streik. 
Dass dieser sich in den kommenden 
Wochen zum Einen auf die verbleiben¬ 
den Standorte in Werne, Berlin, Rhein¬ 
berg, Koblenz, Pforzheim, Graben und 
Regensburg ausdehnen wird und zum 
Anderen an den bereits bestreikten 
Standorten weitere Beschäftigte dem 
Streikaufruf folgen werden, erscheint 
durchaus nicht unrealistisch. 

Wie der Vorsitzende der Gewerkschaft 
ver.di Frank Bsirske gegenüber UZ 


mitteilte, sei die Mitgliederentwick¬ 
lung im Kontext des aktuellen Arbeits¬ 
kampfes durchweg positiv. Er betonte, 
man werde „alles tun, um Amazon an 
den Verhandlungstisch zu zwingen.“ 
Und solange Amazon gewohnt arro¬ 
gant eine vermeintliche Souveränität 
in diesem Arbeitskampf vor sich her¬ 
trägt, die für niemanden mehr glaub¬ 
würdig ist, wird weitergestreikt. Wer 
sich von der kämpferischen Stimmung 
in Bad Hersfeld und Leipzig überzeu¬ 
gen konnte, zweifelt nicht daran, dass 
die Beschäftigten solange weiterma¬ 
chen, bis der Tarifvertrag endlich er¬ 
kämpft werden konnte. 

Daniel Lorig 


Vermögensverteilung in Europa: 

In Deutschland so ungleich wie nirgends 

Weitere Aspekte des Ländervergleichs der EZB • HFCS-Studie mit einer Aussagekraft gleich Null 


Der Zahlensalat, den die Europäische 
Zentralbank (EZB) mit ihrer Studie 
Household Finance and Consumption 
Survey (HFCS) auf den Tisch packte, 
gibt den Sozialchauvinisten reichlich 
Munition: „Reiche Zyprer, arme Deut¬ 
sche“ (FAZ, 11.4.2013), „Deutsche sind 
die Ärmsten im Euroraum“ (FAZ, 10. 
4. 2013 ) und „Arme Deutsche, reiche 
Europäer“ (FAS, 14.4.2013). Und diese 
armen Schweine zahlen auch noch die 
Schulden-Zeche für den Süden Euro¬ 
pas, so die Botschaft. 

Die Datenbasis des HFCS beruht auf 
der Befragung von 62 000 Haushalten 
im Euroraum, in den meisten Ländern 
im Jahr 2010 durchgeführt, in Spanien 
im Jahr 2008. Die Auskunft war frei¬ 
willig, die Bewertung ihres Vermögens 
erfolgte durch die Haushalte selbst. 
In Deutschland wurden im Rahmen 
der Panelstudie Private Haushalte und 
ihre Finanzen (PHF) von der Bundes¬ 
bank im Zeitraum September 2010 und 
Juli 2011 3 565 Haushalte befragt. Der 
PHF-Panel ist ein integraler Bestand¬ 
teil des HFCS. 

Die EZB-Studie beweist zunächst nur 
eines: dass sich mit der Statistik alles 
beweisen lässt, oder wie es mein Sta¬ 
tistik-Professor in der ersten Vorlesung 
formulierte: „Die Steigerung von Lüge 
ist: Gemeine Lüge, Meineid, Statistik“. 
Das frappierende Ergebnis der EZB- 
Studie, auf das sich alle Medien stürzten: 
Das reiche Deutschland mit der größ¬ 
ten volkswirtschaftlichen Wertschöp¬ 
fung (BIP), hat scheinbar die ärmsten 
Einwohner, im Vergleich zu den Zahlen 
für die Südländer sind sie fast notlei¬ 
dend. Sowohl das Durchschnitts-Netto- 
vermögen - Deutschland 195 000 Euro 
je Haushalt - als auch das Median-Ver¬ 
mögen, 51 000 Euro, liegen deutlich un¬ 
ter dem Durchschnitt des Euro-Raums: 
231 000 bzw. 109 000 Euro. Durch¬ 
schnittsvermögen/Median für Zypern 
671 000/267 000, Spanien 291 000/183 
000, Italien 275 000/174 000, Frank¬ 
reich 233 000/116 000; selbst in Grie¬ 
chenland 102 000 und Portugal 75 000 
ist das Medianvermögen weit höher als 
in Deutschland. 

Der Median-Haushalt ist der mittlere 
Haushalt: Werden alle Haushalte nach 


der Höhe ihres Vermögens aufgereiht, 
dann ist der Median-Haushalt genau 
in der Mitte zwischen der ärmeren und 
der reicheren Hälfte. 

Besonders groß sind die Ausreißer nach 
oben bei den Zahlen für Luxemburg, 
Zypern und Malta. Das hat damit zu 
tun, dass eine ganze Reihe reicher Aus¬ 
länder in diesen Steueroasen nicht nur 
ihr „Geld wohlfühlen“ (Hoeneß) lässt, 
sondern sich auch selbst dort ansiedeln 
oder zumindest ihren ersten Wohnsitz 
anmelden, als Voraussetzung für die 
entsprechenden Steuergestaltungen. 

Äpfel mit Birnen verglichen 

Etwas komplizierter und differenzier¬ 
ter ist es bei den anderen Euro-Län¬ 
dern. Der markanteste Unterschied 
zwischen den Vermögen der deut¬ 
schen Privathaushalte und der südeu¬ 
ropäischen Länder liegt im Immobili¬ 
enbesitz. Der Anteil der Hausbesitzer 
an allen Haushalten beträgt in Spanien 
83 Prozent, in Portugal und Griechen¬ 
land je 72 Prozent, in Italien 69 Prozent. 
In Deutschland beträgt der Anteil der 
Haushalte mit einer selbstgenutzten 
Immobilie nur 44 Prozent, in Öster¬ 
reich 48 Prozent. Der Median-Haushalt 
ist deshalb in Deutschland ein Mieter- 
Haushalt mit einem Durchschnittsver¬ 
mögen von knapp 48 000 Euro (im ge¬ 
samten Durchschnitt: 195 000) (PHF, 
S. 15). Bei den Euro-Südländern ist der 
Median-Haushalt dagegen ein Hausei¬ 
gentümer-Haushalt. 

Der Unterschied hat zum Teil histori¬ 
sche Gründe: Deutschland und Öster¬ 
reich haben einen breiten und differen¬ 
zierten Markt für Mietwohnungen, mit 
ein Resultat der Wohnungsbaupolitik 
im Gefolge des Zweiten Weltkriegs. 
Die Notwendigkeit eines eigenen 
Häuschens war nicht unbedingt gege¬ 
ben. Die Folge ist u.a., dass die Deut¬ 
schen ein weit höheres Geldvermögen 
als andere Euroländer ihr eigen nen¬ 
nen. Zum anderen sicherte - bisher - 
in Deutschland und Österreich das 
Rentensystem den Lebensunterhalt 
im Alter. Das machte eine Altersvor¬ 
sorge durch Immobilien weniger not¬ 
wendig. Die Einzahlungen und daraus 
folgenden Ansprüche aus gesetzlichen 


Renten und anderen Sozialversiche¬ 
rungen sind aber im Vermögenskon¬ 
zept des HFCS nicht enthalten (PHF, 
S. 19). Zudem gibt es in Ländern wie 
Deutschland und Österreich nach wie 
vor einen hohen Anteil an staatlichen, 
städtischen und genossenschaftlichen 
Wohnungen. Diese Art von Vermögen 
taucht in den Statistiken über die priva¬ 
ten Vermögen ebenfalls nicht auf. 

Es ließen sich noch eine Reihe metho¬ 
discher Probleme und Ungereimthei¬ 
ten bei den Ländervergleichen anfüh¬ 
ren: z.B. Größere Zahl der Haushalts¬ 
mitglieder im Süden. In Spanien z.B. 
sind 15 Prozent der Haushalte Single, 
in Deutschland sind es fast doppelt so 
viel. Oder das Problem der Bewertung 
der Immobilien. Die Erhebung in Spa¬ 
nien fand 2008 statt, also vor dem Plat¬ 
zen der Immobilienblase. Seither ist der 
Wert von Häusern und Wohnungen in 
Spanien zwischen 30 und 60 Prozent 
gefallen (FAS, 24. 3. 2013). Ein Drittel 
der Einwohner musste im Gefolge der 
Krise Hypotheken aufnehmen. (In der 
EZB-Studie wurden die Nettovermö¬ 
gen der verschiedenen Länder auch mit 
dem Hauspreisstand von 2002 durchge¬ 
rechnet. Beträgt das aktuelle Verhältnis 
Spanien zu Deutschland beim Median 
183 zu 53, so ist es bei den Preisen 2002 
nur 140 zu 70; HFCS, S. 82f.). 
Schließlich sei noch das Problem der 
weit höheren Staatsverschuldung der 
Euro-Peripherieländer erwähnt: Schul¬ 
den, die ja auch von den Privathaushal¬ 
ten bedient und letztlich zurück gezahlt 
werden müssen. Insgesamt aber zeigt 
sich, dass der Ländervergleich der EZB 
einem Vergleich von Äpfeln und Bir¬ 
nen gleichkommt, dessen Aussagekraft 
gleich Null ist. 

Ungleichverteilung: Deutsch¬ 
land einsame Spitze in Europa 

Ein weitaus wichtigeres Ergebnis der 
HFCS-Studie aber verschwiegen die 
bürgerlichen Medien oder erwähnten 
es nur am Rand. Die ungleiche Ver¬ 
teilung der Vermögen. Sie ist in ganz 
Euroland enorm: Die reichsten zehn 
Prozent Haushalte in der Eurozone 
besitzen die Hälfte des Vermögens. 
Noch stärker aber ist die Konzentra¬ 


tion am Top-Segment in Deutschland: 
Hier verfügen die reichsten zehn Pro¬ 
zent der Haushalte über fast 60 Pro¬ 
zent (59,2 Prozent) des Nettovermö¬ 
gens (Bundesbank, Pressenotiz, 21. 3. 
2013). Am unteren Ende haben da¬ 
gegen 7,4 Prozent der Haushalte per 
Saldo nicht nur kein Vermögen, son¬ 
dern nur Schulden: „negatives Net¬ 
tovermögen“ (PHF, S. 27). Der Gini- 
Index, ein gebräuchliches Maß für 
Ungleichheit einer Verteilung, liegt 
beim Netto vermögen in Deutschland 
auf dem extrem hohen Niveau von 
75,8Prozent. (PHF-Survey, S. 12) Der 
Gini-Koeffizient beträgt 0 Prozent bei 
vollkommen gleicher Verteilung und 
100 Prozent bei maximal ungleicher 
Verteilung. 

Das Handelsblatt (10.4.2013) schreibt: 
„Peinlich für die Bundesregierung, die 
gerade erst mit Beschönigungen am 
Armuts- und Reichtumsbericht für 
Aufsehen gesorgt hatte, ist ein weite¬ 
rer Punkt: Das Vermögen in Deutsch¬ 
land ist so ungleich verteilt wie nir¬ 
gends sonst in Europa“. Das zeigt auch 
der hohe Abstand von Durchschnitts- 
zu Medianvermögen in Deutschland. 
In Deutschland ist das Durchschnitts¬ 
vermögen 3,8 Mal so hoch wie das 
Median-Vermögen, in Frankreich nur 
das Zweifache, dito Portugal, Spanien 
1,7-fache, Italien 1,6-fache, Niederlande 
1,6-fache und Griechenland 1,5-fache. 
Auch die Excel-Tabelle A4 der EZB- 
Studie zeigt die enorm ungleiche Ver¬ 
teilung des Vermögens in Deutschland 
auf. Danach sind die untersten 80 Pro¬ 
zent der Deutschen - mit Ausnahme 
der Slowaken - die Ärmsten im Euro¬ 
land. Beim obersten Zehntel liegen sie 
dagegen auf Eurozonen-Schnitt. 

Eine dermaßen große Kluft gibt es in 
keinem anderen Euro-Land. 

Ein Prozent besitzen 
mehr als ein Drittel des 
Vermögens in Deutschland 

Was die Konzentration des Vermögens 
an der Spitze der Reichtumspyramide 
anbelangt, so sind die Erhebungen 
des DIW auf der Basis des Sozioöko- 
nomischen Panels (SOEP) noch aus¬ 
sagekräftiger als die Datenbasis der 


Bundesbank (PHF) oder des Armuts¬ 
und Reichtumsberichts der Bundes¬ 
regierung, der auf der Basis der Ein¬ 
kommens- und Verbrauchsstichprobe 
(EVS) erstellt wird. Das SOEP ist eine 
Wiederholungsbefragung von über 
12 000 Haushalten, also der dreiein¬ 
halbfachen Anzahl des PHF-Survey, 
was insbesondere für eine repräsen¬ 
tative Aussage zu den relativ wenigen 
Reichen-Haushalten von Bedeutung 
ist. Das DIW stellt eine noch schär¬ 
fere Konzentration des Vermögens 
an der Spitze fest. Nach einer SOEP- 
Sonderbefragung zur Vermögensver¬ 
teilung (durchgeführt 2011, aber be¬ 
zogen auf das Jahr 2007), verfügt das 
reichste Dezil in Deutschland über 
66,6 Prozent des gesamten Nettover¬ 
mögens. Das Top-Prozent allein nennt 
mehr als ein Drittel, 35,8 Prozent, sein 
Eigen. Das allerreichste Promille, 
80 000 Personen, gewissermaßen die 
„Oberen Zehntausend“, verfügt über 
fast ein Viertel des gesamten Privat¬ 
vermögens: 22,8 Prozent. Das Occupy- 
Prozent ist der große Gewinner beim 
Reichtums-Monopoly. Dieses Occu- 
py-Prozent, die Millionäre und Multi- 
Millionäre müssen zur Kasse gebeten 
werden, soll die Schuldenproblematik 
in der EU auch nur im Ansatz gelöst 
werden. Der Wirtschaftsweise Peter 
Bofinger fordert eine Vermögensab¬ 
gabe zur Sanierung der Staatsfinan¬ 
zen. „Die Reichen müssen dann zum 
Beispiel binnen zehn Jahren einen Teil 
ihres Vermögens abgeben“ (Spiegel, 15. 
4.2013). 

Vorbild für die Vermögensabgabe 
wäre der sogenannte Lastenausgleich, 
mit dem nach dem Zweiten Weltkrieg 
die Wohlhabenden belastet wurden. 
Ein solcher Vermögensschnitt wäre das 
Pendant zu einem Schuldenschnitt in 
der Euro-Zone. 

Fred Schmid 

Siehe auch: Fred Schmid, Die Herren 
des Geldes - Reichtum und Macht des 
i Prozent; isw-spezial 26. 
und: 

Bilanz 2012 Ausblick 2013; Bilanz der 
Schwarz-Gelben Bundesregierung; 
isw-wirtschaftsinfo 4 
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Innenpolitik 


Trotz de Maizieres Debakel: 
Aufrüstung mit Drohnen bleibt auf der 

Der weltweite deutsche Luftkrieg soll möglich werden 



De Maiziere vor einem Modell der Aufklärungsdrohne „Euro-Hawk“. 


D ie Bundeswehr hat für eine hal¬ 
be Milliarde Euro das untaugli¬ 
che Testgerät einer Späh-Droh- 
ne „Euro Hawk“ gekauft und darüber 
den Rechnungshof und die Luftsicher¬ 
heit nicht ausreichend informiert. Zu¬ 
dem wurden Hunderte Millionen für 
die Vorbereitung des Einsatzes von 
Späh-, aber auch Kampfdrohnen ausge¬ 
geben. Näheres weiß nur das Bundes¬ 
luftfahrtsamt, das offenbar Schwierig¬ 
keiten machte - wegen der Gefährdung 
des deutschen Luftraums. Das weist auf 
beabsichtigte Gesetzesverstöße hin, die 
schwerwiegend sind. 

Sparsamkeit und Vernunft walten je¬ 
denfalls nicht bei der Truppe. Das vie¬ 
le Geld, das in den Sand gesetzt wurde, 
ist aus der Sicht des Militärs trotzdem 
nicht vergeudet. Die Entwicklungs¬ 
und Beschaffungspläne für „Global 
Hawk“, „Heron“ oder „Talarion“ die 
Aufträge an den Luft- und Raum¬ 
fahrtkonzern EADS wurden nicht 
storniert, auch nicht die an die Euro 
Hawk GmbH. Am Tage der Minister¬ 
rede zum vorläufigen Rückzug aus dem 
Koloss Euro Hawk - oder kurz davor - 
erschienen dort, wo die Drohnen stati¬ 
oniert werden sollen und dort, wo sie 
gelenkt und geleitet werden, höchste 
Vertreter des Kriegsministeriums, um 
zu signalisieren: Die Vorbereitung auf 


den Weltraumkrieg per Roboter - mit¬ 
tels Beobachtungs- wie Kampfdroh- 
nen - laufen wie geplant weiter. 


Inge Höger, abrüstungspolitische Spre¬ 
cherin der Fraktion der Linkspartei im 
Bundestag, die das Projekt schon seit 
Jahren kritisiert, informierte darü¬ 
ber, dass für die erste Testversion der 
Drohne „Euro Hawk“ nicht nur über 
500 Mio. Euro verpulvert wurden, son¬ 
dern dass zudem mit Millionenkosten 
der Luftwaffenstützpunkt Jagel für die 
Nutzung durch die Drohnen umgebaut 
wurde. Umgebaut wurde auch in Kal- 
kar/Uedem. 

Der Generalinspekteur 
gab weiter grünes Licht 

Dort erschien zeitgleich mit der Mi¬ 
nisterrede im Reichstagsgebäude 
„Deutschlands ranghöchster Soldat“, 
wie das Provinzblatt „Rheinische Post“ 
stolz verkündete. Der Generalinspek¬ 
teur der Bundeswehr General Volker 
Wieker „machte sich vor Ort ein Bild 
vom Stand der Umstrukturierungs¬ 
maßnahmen im Zuge der Neuausrich¬ 
tung der Bundeswehr.“ 

Diese „Neuausrichtung“ genannte 
„Reform“ mache die Bundeswehr bil¬ 
liger, behauptete der Minister de Mai¬ 
ziere im Parlament. Aber gerade das 
„Kommando Operative Führung“ in 
Kalkar/Uedem am Niederrhein wird 
künftig einen auf eintausend Mann 
verdoppelten Personalstand haben. 

Es handelt sich um 
Spezialisten, die den 
Luftraum Europas 
und Asiens nörd¬ 
lich der Alpen mit 
„unmanned airkraft 
Systems“ (UAS) 
nicht nur „sichern“, 
sondern auch be¬ 
schießen können (It. 
Westdeutsche Allge¬ 
meine Zeitung, 11. 
11. 2011) - ganz an¬ 
ders als de Maiziere 
es darstellte, der von Drohnen als „Ge¬ 
fechtsfeldwaffen“ spricht. UAS können 
sowohl Späh- als auch Kampfdrohnen 


sein. „Im Mittelpunkt des Interesses 
des Gastes aus dem Verteidigungsmi¬ 
nisterium stand der Aufbau des Zen¬ 
trum Luftoperationen, das zum 1. Juli 
dieses Jahres seinen Dienst in Kalkar 
und Uedem aufnimmt. In dieser Kom¬ 
mandobehörde werden künftig ein¬ 
malige Fähigkeiten von der Sicherheit 
im Luftraum, über die Erstellung ei¬ 
nes Weltraumlagebildes bis hin zu ei¬ 
nem Hauptquartier für die Führung 
von Luftoperationen im Rahmen der 
NATO, gebündelt.“ So die Rheinische 
Post am 17. Mai 2013. 

Der Aufbau des Zentrums Luftopera¬ 
tionen - gemeinsam von Bundeswehr, 
USA und Nato betrieben - sei auf ei¬ 
nem guten Weg, befand der Komman¬ 
deur vor Ort, Generalleutnant Joachim 
Wundrak. Und Generalinspekteur 
Wieker sicherte diesem „die Unter¬ 
stützung des Ministeriums“ zu. 

Inge Höger verlangte in ihrer Erklä¬ 
rung zur Ministerrede: „Allein die Un¬ 
fähigkeit des Ministeriums, die Vor¬ 
schriften der Luftsicherheit zu berück¬ 
sichtigen, wodurch ja auch die zivile 
Luftfahrt gefährdet wird, sollte Anlass 
genug sein, jeglichen Drohnenträumen 
der Bundeswehr ein Ende zu bereiten.“ 
Offenbar habe der politische Druck, 


die Drohnen als Machtinstrument zu 
etablieren, in Kombination mit dem 
Versuch, die transatlantische Rüstungs¬ 
kooperation zu stärken, eine gefährli¬ 
che Eigendynamik erzeugt. 

Medien betreiben 
Kriegsverherrlichung 

Die Drohnenpläne der Bundesregie¬ 
rung - egal ob es um Überwachung 
im Inland oder um das heimtückische 
Töten von vermeintlichen Gegnern 
überall auf der Welt geht - werden von 
der Friedensbewegung als ein Angriff 
auf Demokratie und internationales 
Recht, ja auf den Weltfrieden angese¬ 
hen. Doch wer sich dem Schwur von 
1945 verpflichtet fühlt: „Nie wieder 
Krieg und Faschismus“, wird von Leit¬ 
medien wie die „Süddeutsche Zeitung“ 
als „naiv“ bezeichnet. Ganzseitig wird 
eine - kostenlose oder bezahlte - Wer¬ 
bung in Artikelform abgedruckt: „Ent¬ 
scheidet Euch“ (11. Mai 2013). Die¬ 
se Medien möchten, dass wir uns für 
Krieg, noch dazu für einen mit Kampf¬ 
drohnen entscheiden. 

Der Kanzler des Kalten Krieges, Kon- 
rad Adenauer (CDU), strebte nach 
Atombomben für die BRD und nannte 
einst die Nuklearwissenschaftler auch 


Kalkar 



Protestplakat gegen die Gefechtszentrale Kalkar/Uedem 


„Ich möchte, dass Flüchtlinge in 
Deutschland wie Menschen behandelt 
werden - mit Respekt“, umreißt Bru¬ 
no Watara (47) sein politisches Ziel als 
Organisator vielfältiger Flüchtlings¬ 
proteste. Nach seiner Flucht 1997 aus 
Togo kämpfte er sieben Jahre darum, 
aus einer heruntergekommenen und 
weit abgelegenen alten Kaserne her¬ 
auszukommen. Inzwischen ist er nicht 
mehr von Abschiebung bedroht, enga¬ 
giert sich aber in Vollzeit für die Rech¬ 
te aller Flüchtlinge. Er war es, der die 
bundesweite Demonstration „Fight Ra- 
cism Now!“ am 25. Mai in Berlin anmel¬ 
dete. Im Vorfeld, während dezentraler 
Aktionstage, beteiligte sich Bruno an 
der Diskussion „Lagerland Berlin“. Die 
Veranstaltung am 16. Mai in der Kreuz¬ 
berger Regenbogenfabrik informierte 
über die prekäre Unterbringungsitua¬ 
tion von Asylsuchenden und „Gedul¬ 
deten“. Mit dem Flüchtlingsrat, betrof¬ 
fenen Flüchtlingen und einem Sprecher 
der Berliner MieterGemeinschaft such¬ 
te sie nach Strategien für breitere Inter¬ 
ventionsmöglichkeiten. Da die Quere¬ 
len um die angestiegene Zahl der Not¬ 
aufnahmen und Standorte rassistische 
Tendenzen erleichtern, muss der Kampf 
um menschenwürdige Unterbringung 
auf die Straße getragen werden. 

Die Berliner Zahlen der Asylerstanträ- 
ge entsprechen denen des Jahres 2003. 
Damals war es für die Stadt nicht be¬ 
sonders schwierig, Flüchtlinge nach der 
Erstaufnahme (also spätestens nach 
drei Monaten) in eigenen Wohnungen 
unterzubringen. Heute ist das faktisch 
nicht mehr der Fall. Stattdessen wer¬ 
den immer mehr Sammel- und Notun¬ 
terkünfte durch die Sozialverwaltung 
des Senates eingerichtet. Innerhalb 
von drei Jahren stieg deren Zahl um 


Wohnen statt Lagermentalität 

Flüchtlinge von Berliner Sammelunterkünften tragen ihren Kampf auf die Straße 



/ 


Flüchtlings-Aktivist Bruno Watara 

20 auf 31. Langfristig lebt darin unter 
schwer zumutbaren Umständen knapp 
die Hälfte aller Flüchtlinge in Berlin. 
Das sind 6 000, die Prognose rechnet 
sogar mit 7 000 zum Jahresende und 
mittelfristig mit 12 000. Durch den ver¬ 
dichteten Wohnungsbestand in Berlin - 
Folge einer weitgehend untätigen Neu¬ 
baupolitik seit der Jahrtausendwende - 
gestalten sich Wohnungssuche und der 
Kampf um Arbeitsgenemigungen für 
diese große Gruppe nahezu aussichts¬ 
los. Dabei steht sie am Ende einer ent¬ 
sprechenden Kette von rund 600 000 
diskriminierten Leistungsbeziehern in 
Berlin. Für die Kinder der Flüchtlinge 
ist sogar Schule nicht immer selbstver¬ 
ständlich. 

Das zuständige Landesamt beschränkt 
sich nur noch auf die Eröffnung von 
neuen Notlagerstandorten und setzt 
diese zumeist gegen rassistisch geschür¬ 


ten Widerstand von Anwohnern durch. 
Auch das Erstaufnahme-Containerla- 
ger Motardstraße in einem Spandau¬ 
er Industriegebiet soll nach 20 Jahren 
Provisorium noch größer werden. Bau¬ 
stadträte z.B. in Reinickendorf, Mitte 
und Lichtenrade suchen das zwangs¬ 
weise Unterbringungskonzept des So¬ 
zialsenators Czaja (CDU) durch lan¬ 
ge Genehmigungsprozeduren, durch 
baupolizeiliche Sperrungen oder durch 
Räumungsandrohungen gegen Betrei¬ 
ber zu torpedieren, zumindest aber hin¬ 
auszuzögern. Anwohner wurden um 
Protest nahezu angefleht. CDU und 
NPD dominieren allmählich deren Ver¬ 
sammlungen. 

Eigene LagerinvenTouren der Flücht¬ 
lingsinitiativen nach Ausstattung, quan¬ 
titativer Belegung und Aufenthaltsdau¬ 
er, nach Betreibern, Personalschlüssel 
und Lage, nach Hygiene, Versorgung, 
Kommunikation wiesen nicht die gro¬ 
ßen Wohlfahrtsverbände als die Besten 
aus, sondern nur einige wenige Kleinin¬ 
vestoren, die eher „gesamtstädtisch“ 
handeln. Die dezentrale Wohnungsun¬ 
terbringung ist aus dem Maßnahmeka¬ 
talog nahezu verschwunden. Schuld sei 
der „Mietmarkt“ mit seiner (skandalö¬ 
sen) Preisentwicklung, argumentiert 
gewöhnlich nicht nur Senator Czaja, 
sondern auch sein SPD-Kollege Mül¬ 
ler (u.a. für Bauen und Wohnen ver¬ 
antwortlich). Lediglich ein Pool von 
275 Wohnungen im Jahr - zumeist 
die schlechtesten der Unternehmen - 
soll zuerst Flüchtlingen und dann erst 
dem freien Markt angeboten werden. 
Eine umfassende Restrukturierung 
der Wohnungspolitik für bezahlbaren 
Wohnraum ist damit nicht in Sicht. Zu¬ 
mal landeseigene Wohnungsbaugesell¬ 
schaften, die jetzt für Besserzahlende 


neu bauen, ihre profitablen, aber leer¬ 
stehenden Wohnungen aus dem Be¬ 
stand ihrer rund 270 000 „Wohnein¬ 
heiten“ geheimhalten. 

Containerbau als Renditeprinzip. Jo¬ 
achim Oellerich, Sprecher der Berli¬ 
ner MieterGemeinschaft, hält es für 
grundfalsch, die gesellschaftliche Aus¬ 
grenzung der Gruppen noch betriebs¬ 
wirtschaftlich nach den „preiswertes¬ 
ten unter den Markt-Segmenten“ zu 
verschärfen. Mit umfassendem gesell¬ 
schaftlichem Druck von unten auf Im¬ 
mobilienbesitzer, Verwalter, Betreiber 
der Sammelunterkünfte, Bezirks- und 
Senatsverwaltungen muss erreicht 
werden, dass „sozialstaatliche Verant¬ 
wortung in kommunales Handeln zu¬ 
rückgeholt“ wird. Die Übernahme von 
Mietkosten und von Kautionen gehört 
dazu. Selbst die konfessionellen Trä¬ 
ger haben sich in der Wohnungsfrage 
davon verabschiedet. Dabei wissen 
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„naiv“, denn sie hätten nicht begriffen, 
dass Atomwaffen eine „weiterentwi¬ 
ckelte Artillerie“ seien. Die Militärs 
und ihre Reserveoffiziere in den Re¬ 
daktionen reden nun auch davon, dass 
Kampfdrohnen „Gefechtsfeldwaffen“ 
und somit zulässig sind. Sie werden 
aber nicht auf dem Gefechtsfeld ein¬ 
gesetzt, es sei denn, man sieht alles Ge¬ 
biet nördlich der Alpen als dauerhaften 
Kriegsschauplatz an. 

Die US-Drohnen werden von Flori¬ 
da und Nevada aus gesteuert. Und die 
deutschen sollen von Ramstein und 
Kalkar/Uedem aus gesteuert werden. 
Offiziell behauptet man, die Entschei¬ 
dung über den Kauf und die Verwen¬ 
dung von Kampfdrohnen werde erst 
nach den Wahlen fallen. Sie ist jedoch 
gefallen. Nun wird nach dauerhaften 
Stationierungsorten gesucht. Für die 
Patriot-Raketen, ebenfalls von Kalkar 
aus steuerbar, wurde schon ein Statio¬ 
nierungsort gefunden: an der türkisch¬ 
syrischen Grenze. Dort hat die deut¬ 
sche Luftsicherheit nichts zu sagen. 

Es soll uns eingeredet werden, dass mit 
Drohnen Militärfotografen und Scharf¬ 
schützen ersetzt werden, um „unsere 
Soldaten“ zu schützen. Im Schutz der 
Drohnen und mit ihrer Hilfe können 
dann Bewohner des besetzten Landes 
umgebracht werden - über die Zahl 
der Opfer spricht man in den Medi¬ 
en nicht mehr. Es können damit auch 
Massenvernichtungswaffen transpor¬ 
tiert und eingesetzt werden. In Kalkar 
am Niederrhein und Jagel in Schleswig- 
Holstein - nicht zu vergessen im US- 
Hauptstützpunkt Ramstein und am 
A-Waffen-Standort Büchel - sind nun 
weitere Aktionen der Friedensbewe¬ 
gung notwendig, um die Öffentlichkeit 
auf die Gefahren hinzuweisen: Kriege 
beginnen hier! Und hier müssen sie ge¬ 
stoppt werden! So hieß es bereits bei 
ersten Mahnaktionen in Kalkar und vor 
dem möglichen Drohnenproduzenten 
Rheinmetall in Düsseldorf. 

Ulrich Sander 


sie, dass Lager entmündigen, von der 
Mehrheitsbevölkerung isolieren, phy¬ 
sisch wie psychisch krank machen und 
soziales Elend auf Dauer bewirken. 
Die MieterGemeinschaft unterstützt 
daher die Forderung „Wohnungen für 
Flüchtlinge - Notunterkünfte und La¬ 
ger schließen!“ neuerdings mit einem 
eigenen sozialen Beratungsangebot. In 
ihrer Donnerstagsrunde und als eigen¬ 
ständige Antwort auf die zum 23. Mai 
erwartete Veröffentlichung des neuen 
„Berliner Mietspiegels“ thematisiert 
sie das Recht auf Wohnen innerhalb 
der Reihe „Neoliberalismus - Kämp¬ 
fe - Perspektiven“, das Dimitra Siatitsa 
aus Athen mit möglichen Widerstands¬ 
formen gegen die Krise des Wohnens 
für durchsetzbar hält. Für hiesige Un¬ 
terstützer bleibt die Forderung nach 
straffreier Besetzung von leerstehen¬ 
dem Wohnraum aktuell. 

Joachim Oellerich schlug gegen die 
organisierte Verantwortungslosigkeit 
eine Argumentationslinie vor: Die Si¬ 
tuation der Flüchtlinge ist auch ein 
Ergebnis des Handelns der Bundesre¬ 
publik als Export-Weltmeister. Daher 
sollte es für den Anspruch menschen¬ 
würdiger Versorgung mit Wohnraum 
selbstverständlich sein Normalität her¬ 
zustellen. Ein Fonds zur Anschubfinan¬ 
zierung von Wohnungen für Flüchtlin¬ 
ge wurde in die Diskussion gebracht. 
Die öffentlichen Wohnungsbauge¬ 
sellschaften und damit einhergehend 
die Strukturen einer professionellen 
Sozialbetreuung müssen gezwungen 
werden, ihre besondere Verantwortung 
für die Flüchtlinge ausreichend wahr¬ 
zunehmen. Die Kämpfe gegen hohe 
Mieten und um Wohnraum für Flücht¬ 
linge können nicht entkoppelt werden. 

H.F. 
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Wer die Wahl hat, hat die Qual? 

Das war früher! 



Seit 2008 kämpfen Mitarbeiter des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein, 
Gewerkschafter und politische Aktivistinnen gegen dessen Vollprivatisierung, 
die von den verschiedenen Landesregierungen mal direkt, mal indirekt betrieben 
wird. 


I n Schleswig-Holstein finden am 
26. Mai die Wahlen zu den kommu¬ 
nalen Parlamenten statt. Die Wahl 
also, in der die Bevölkerung darüber 
entscheiden soll, wie in den nächsten 
fünf Jahren die Politik vor Ort entwi¬ 
ckelt wird. Und in den Zeiten von so¬ 
genanntem Krisenmanagement, das 
durch den Abbau sozialer Leistungen 
geprägt ist, gibt es gerade in den Kom¬ 
munen einiges zu tun. Gerade hier, wo 
der Lebensmittelpunkt der Menschen 
liegt, zeigen sich die knappen Kassen 
der Kommunen deutlich. 

Weniger Geld wird eingeplant für die 
Ausgaben zur Daseinsvorsorge wie 
Energie mit Strom und Wasser, für 
Kultur, Bildung und Sport, für Ge¬ 
sundheitsvorsorge und -Wiederherstel¬ 
lung, für den öffentlichen Nahverkehr. 
Die Umfairteilaktionen haben gezeigt, 
woher das Geld für diese Ausgaben 
kommen kann. Hinzu kommen For¬ 
derungen nach einer Erhöhung der 
Gewerbesteuer, von Kürzungen bis 
hin zur Einstellung der Rüstungsaus¬ 
gaben. 

Die Kommunalpolitikerinnen mit ei¬ 
ner Stimmabgabe zu unterstützen, die 
diese Forderungen vertreten und sich 
auch in den Kommunalparlamenten 
dafür einsetzen, wäre ein erster Schritt 
den Belangen der Bevölkerung Gehör 
zu verschaffen. Doch die Frage „Wen 
kann ich wählen?“ hat ihren Charakter 
verändert. Hatten zu den Wahlen 2008 
noch 13 Wählergruppen um den Einzug 
in die Parlamente der vier kreisfreien 
Städte und elf Landkreise gerungen, 
so ist deren Zahl bei der Kommunal¬ 
wahl 2013 bereits auf 21 Gruppen an¬ 
gestiegen. In den 1 076 kreisangehöri¬ 
gen Städten und Gemeinden liegen sie 
mit 1 304 Gruppen vor den 1232 Listen 
von Parteien. 

In 327 Gemeinden, also fast jeder drit¬ 
ten Kommune, gibt es schon gar kei¬ 
ne Parteienkandidatur mehr, die Men¬ 
schen können hier nur die Stimme an 
eine einzige Wählergruppe vergeben. 
Von einer Wahl im Sinne des „Auswäh- 
lens“ kann hier nicht mehr die Rede 
sein, es geht nur noch darum, die Stim¬ 
me abzugeben oder nicht teilzunehmen 
an der „Wahl“. 

Welche Bedeutung diese Entwicklung 
nicht nur für die Parteienlandschaft ins¬ 
gesamt hat, sondern insbesondere auch 
für linke Parteien - von „Die Linke“ 
und DKP bis hin zu ausgesprochen 
linken Wählergruppen - sollte beraten 
werden. Die politisch wichtige Teilnah¬ 


me von linken Parteien und Gruppen 
an Kommunalwahlen ist das eine, unter 
diesen Vorzeichen sollte mensch sich 
doch mehr als bisher mit gemeinsamen 
Forderungen und Listen den Wähle¬ 
rinnen stellen. Dass jedoch nicht jede 
Wählergruppe auch wählbar ist, kann 
nicht oft genug wiederholt werden. 
Besonders deutlich wird dies bei zwei 
Gruppen in Schleswig-Holstein. Im 


Kreis Herzogtum Lauenburg und in 
der Landeshauptstadt Kiel stellen 
sich Gruppen zur Wahl, deren Spit¬ 
zenkandidaten seit 2008 einen Sitz im 
Kommunalparlament für die NPD ha¬ 
ben. Sie versuchen über diesen Weg, 
sich den Einzug erneut zu verschaffen. 
Die NPD selbst tritt im Kreis Pinne¬ 
berg und in der kreisfreien Stadt Neu¬ 
münster in allen Wahlkreisen an. Ge¬ 


gen diese Kandidaturen der Nazis - 
ob nun auf der Liste der NPD oder 
unter dem Mantel einer Wählergrup¬ 
pe, wird die Öffentlichkeit informiert 
und aufgefordert „Keine Stimme den 
Nazis!“ zu geben. Unter anderem hat 
ver.di Nord zu der Kommunalwahl ei¬ 
nen Flyer gegen die Wahl der Nazis 
herausgegeben, der seit dem 1. Mai 
auf den Demonstrationen, Kundge¬ 
bungen und Veranstaltungen der Ge¬ 
werkschaft, aber auch in und vor den 
Betrieben verteilt wird. Keine Nazis in 
die Parlamente ist somit die eine For¬ 
derung! 

Die andere: Jede Stimme hingegen 
für fortschrittliche demokratische 
und soziale Alternativen! Ob der von 
vielen, auch Linken, als Alternati¬ 
ve betrachtete SSW tatsächlich noch 
wählbar ist, scheint zumindest hin¬ 
terfragt werden zu müssen. Zur Her¬ 
ausgabe des jährlichen Berichtes des 
Landes„verfassungsschutzes“ hat die¬ 
se Partei erklärt: „Bei immerhin zu¬ 
nehmender Schwächung der NPD als 
politisches Organ der rechten Anhän¬ 
gerschaft werden rechtsradikal mo¬ 
tivierte Aktivitäten verstärkt in den 
Untergrund verlegt. Um diese Un¬ 
tergrundaktivität aufzuspüren und zu 
beobachten, ist ein personal- und res¬ 
sourcenstarker Verfassungsschutz un¬ 
abdingbar.“ Und weiter: „Wir sagen 
„Nein Danke!“ zu jeder Art von Ex¬ 
tremismus. Denn zwischen dem linken 
und dem rechten Abgrund des politi¬ 
schen und ideologischen Spektrums 
liegt nur noch das Strafrecht.“ Unserer 
Forderung nach Auflösung aller Ge¬ 
heimdienste widerspricht diese Presse¬ 
mitteilung ebenso, wie unserer Absage 
an die Gleichstellung von Rechts- und 
Linksextremismus. 

Die (landesweit viel zu wenigen) Kan¬ 
didatinnen der DKP treten mit eindeu¬ 
tigen Aussagen nicht nur gegen Sozial- 
und Demokratieabbau, sondern auch 
gegen Nazis in Parlamenten und gegen 
den Verfassungsschutz an. In der Stadt 
Wedel kandidieren Genossinnen der 
DKP auf der Bündnisliste „Die Lin¬ 
ken“ gemeinsam mit Mitgliedern der 
Partei „Die Linke“, in Itzehoe steht ein 
Genosse der DKP auf Platz zwei der 
Liste „Die Linke“. Insgesamt sollten wir 
unsere Stimme nutzen und zur Kom¬ 
munalwahl denen die Stimme geben, 
die auch in außerparlamentarischen 
Kämpfen mit uns und anderen gemein¬ 
sam den Widerstand entwickeln. 

Bettina Jürgensen 


Keine Nazis in die Parlamente 

Zu den Kommunalwahlen in Schleswig-Holstein am 26. Mai tritt die NPD im 
Kreis Pinneberg und in den Städten Neumünster und Uetersen mit Kandidaten 
in allen Wahlkreisen an und außerdem in Kiel und Lauenburg in Wahlbündnis¬ 
sen, die von den derzeitigen NPD- Abgeordneten angeführt werden. 

In einem Kommentar ihrer Mitgliederzeitung „Antifaschistische Rundschau“ 
unter der Überschrift „Ohne Verbot am Ende“ schreibt die VVN-Bund der Anti¬ 
faschisten Schleswig-Holsteins u.a.:„Die Nazipartei ist weder organisatorisch 
und schon gar nicht ideologisch am Ende. Das beweist sie bei den bevorstehen¬ 
den Kommunalwahlen am 26. Mai.“ Der Kommentator Günther Wilke führt aus: 
„Die Nazipartei hat offensichtlich ihre Basis verbreitert, denn vor fünf Jahren 
war sie noch nicht in der Lage, im Kreis Pinneberg und Neumünster zu kandi¬ 
dieren. Die NPD demonstriert Handlungsfähigkeit und ihr Landesvorsitzender 
Ingo Stawitz weist darauf hin, dass seine Partei in ganz Deutschland nicht nur 
in zwei Landtagen sondern auch in rund 500 Kommunalparlamenten vertreten 
ist. Angesichts der Tatsache, dass die 5-Prozent-Klausel bei Kommunalwahlen 
nicht mehr gilt, besteht tatsächlich die Gefahr, dass in Schleswig- Holstein wei¬ 
tere NPD- Mandate hinzu kommen. Entwarnung zu geben, dazu gibt es keinen 
Anlass. Im Gegenteil: Alle demokratischen und antifaschistischen Kräfte müs¬ 
sen in Alarmbereitschaft versetzt werden. Die Losung: Keine Nazis in die Par¬ 
lamente hat höchste Aktualität.“ 


Stadt Frankfurt missachtet das Grundrecht 
auf Versammlungsfreiheit 

„Verfügung“ gegen Großdemonstration von Blockupy 


Schon wieder beginnt die Stadt Frank¬ 
furt, Gefahren für die Stadt, ihre Ein¬ 
wohner und Besucher aufgrund der 
Proteste von Blockupy gegen die au¬ 
toritäre Krisenpolitik von Bundesre¬ 
gierung und Troika herbei zu imaginie- 
ren (Verfügung des Ordnungsamtes 
an den Anmelder der Demonstration 
am 1. Juni 2013). Letztes Jahr gründe¬ 
ten die Verbotsverfügungen auf den 
vom Konjunktiv geprägten Vorstel¬ 
lungen von Ordnungsamt, Polizei und 
der dahinter stehenden Politik. Nicht 
konkrete Tatsachen belegten die Ge¬ 
fahrenprognosen der Stadt, noch nicht 
einmal auf Tatsachen gestützte Indi¬ 
zien. 

Letztes Jahr hatte die Stadt Frankfurt 
das Grundrecht auf Versammlungsfrei¬ 
heit gänzlich auszuhebeln versucht, als 
sie pauschal alle Versammlungen in der 
gesamten Stadt für den Zeitraum vom 
16. bis 19. Mai 2012 verbot. Dieses Jahr 
gibt es Hoffnungen, da es ein Gelände 
für ein Camp gibt. Die jetzige „Verfü¬ 
gung“, die die angemeldete Großde¬ 
monstration am 1. Juni 2013 wegen an¬ 
geblicher „unmittelbarer Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit und Ord¬ 
nung“ nur mit Auflagen für möglich 
erachtet, liest sich dennoch so, als sei 
ein Versammlungsleiter Befehlsemp¬ 
fänger und zugleich Erfüllungsgehilfe 
der Polizei. 


Das Komitee für Grundrechte und 
Demokratie, das letztes Jahr eine Ver¬ 
sammlung zum Schutz des Versamm¬ 
lungsrechts auf dem Paulsplatz ange¬ 
meldet hatte, die rechtswidriger Weise 
verboten worden war, wie das Verwal¬ 
tungsgericht nachträglich feststellte, 
wird dieses Jahr eine Demonstrations¬ 
beobachtung organisieren. 

Die Stadt Frankfurt macht erneut deut¬ 
lich, dass sie das Grundrecht auf Ver¬ 
sammlungsfreiheit missachtet, das unter 
besonderem Schutz steht, weil es den 
Bürgern und Bürgerinnen das Recht 
gibt, sich in die politischen Angelegen¬ 
heiten einzumischen und an den von 
ihnen zu wählenden und bestimmen¬ 
den Orten ihre Sorgen und ihre Kritik 
vorzubringen. Es ist, wie das Bundes¬ 
verfassungsgericht festgestellt hat, ein 
„grundlegendes und unentbehrliches 
Funktionselement“ einer parlamenta¬ 
rischen Demokratie. Demonstrierende 
müssen auf eine Weise das Grundrecht 
auf Versammlungsfreiheit in Anspruch 
nehmen können, die ihren Protest 
wahrnehmbar werden lässt. 

Im Brokdorf-Beschluss des Bundes¬ 
verfassungsgerichts heißt es: „Sie (Ver¬ 
sammlungen) ... enthalten ein Stück 
ursprünglich ungebändigter unmittel¬ 
barer Demokratie, das geeignet ist, den 
öffentlichen Betrieb vor Erstarrung in 
geschäftiger Routine zu bewahren.“ 


Stattdessen imaginiert die Stadt 
Frankfurt wieder einmal extreme 
Gefahren und macht den Versamm¬ 
lungsleiter schon im Vorhinein für 
jeden möglichen Verstoß gegen Auf¬ 
lagen verantwortlich. Sie erzeugt 
Druck, will einschüchtern und jede 
selbstbestimmte Ausdrucksform im 
Vorhinein unterbinden. Solche Auf¬ 
lagen dienen nur dazu, der Polizei 
jederzeit das Recht zum Eingreifen 
in eine Versammlung zu geben. Es 
wird sich schon jemand finden, der 
eine Sonnenbrille aufhat und dem 
man damit Vermummung unterstel¬ 
len kann. Eine Versammlung darf ge¬ 
mäß der Brokdorf-Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts nur dann 
aufgelöst werden, wenn von der Ver¬ 
sammlung insgesamt Gewalttätigkei¬ 
ten ausgehen. Gegen einzelne Ver¬ 
stöße und Gewalttätigkeiten hat die 
Polizei allenfalls gezielt vorzugehen 
und ansonsten die Versammlung zu 
ermöglichen. Die Stadt Frankfurt 
aber will den Versammlungsleiter 
verpflichten, dafür „Sorge zu tragen“, 
dass „die Auflagen strikt eingehalten 
und durchgesetzt werden“. Schon bei 
einzelnen Verstößen gegen Auflagen, 
die noch nicht einmal eine Gefähr¬ 
dung von Sicherheit und Ordnung 
bedeuten, soll er die Versammlung 
„unverzüglich für beendet erklären“. 


Zu einer Versammlung gehört es, die 
„Aufmerksamkeit für das Anliegen zu 
erhöhen“. Daraus ist keine Gefährdung 
abzuleiten. Soweit für den vorangehen¬ 
den Tag Blockaden angekündigt sind, 
sind daraus keine Auflagen für den 
nächsten Tag der Großdemonstration 
abzuleiten. Behinderungen, die durch 
(Groß)demonstrationen entstehen, 
müssen hingenommen werden. 

Das Komitee für Grundrechte wird in 
der Zeit vom 30. Mai (Anreise zum 
Camp) bis 1. Juni 2013 mit über 20 De- 
monstrationsbeobachterlnnen vor Ort 
sein und die Geschehnisse beobachten 
und protokollieren. Wir verstehen uns 
in dieser Rolle nicht als Teilnehmer 
und Teilnehmerinnen der Demons¬ 
trationen. Für unsere Demonstrati¬ 
onsbeobachtung ist das Demonstrati¬ 
onsrecht das entscheidende und uns in¬ 
teressierende Grundrecht, für das wir 
uns mit dieser Form der Aktion ein¬ 
setzen und das wir zu schützen ausge¬ 
ben. Bereits 1981 hat das Komitee erste 
Erfahrungen mit Demonstrationsbe¬ 
obachtungen gesammelt und seitdem 
immer wieder die Erfahrung gemacht, 
wie wichtig eine genaue Wahrneh¬ 
mung und Beschreibung der Vorgän¬ 
ge vor und während der Demonstra¬ 
tionen sind. 

Elke Steven, Komitee für Grundrechte 
und Demokratie 


Atomtransporte durch 
Hamburg keine Seltenheit 

Hamburg ist am 1. Mai dieses Jahres 
nur knapp einer Katastrophe entgan¬ 
gen. An diesem Tag ist im Hamburger 
Hafen der Auto- und Containerfrach¬ 
ter „Atlantic Cartier“ der Reederei At¬ 
lantic Container Line (ACL) in Brand 
geraten. Das Schiff hatte mehr als 20 
Tonnen radioaktives Material geladen, 
darunter das hochgiftige Uranhexa- 
fluorid. Nur einen Steinwurf entfernt 
waren mehrere Tausend Menschen bei 
der Eröffnung des Kirchentages in der 
Hamburger Hafencity. 
Atomtransporte durch die Hansestadt 
sind keine Seltenheit: Im Jahr gehen 
nach Angaben der Umweltbehörde 
etwa 180 Transporte mit spaltbarem 
Material für Kernkraftwerke durch die 
Stadt. Die Ladungen sind häuüg für die 
Urananreicherungsanlage im münster¬ 
ländischen Gronau bestimmt oder für 
die Brennelementefabrik im nieder¬ 
sächsischen Lingen. 

Im Gespräch mit NDR 90,3 sagte 
Frank-Ulrich Montgomery, Präsident 
der Bundesärztekammer, ihm grau¬ 
se bei dem Gedanken, dass auf der 
Elbe Container mit radioaktiven Stof¬ 
fen vorbeifahren. Besonders Uranhe- 
xafluorid sei eine brisante Fracht und 
besonders schädlich für die Menschen. 
Kommt sie mit Wasser in Verbindung, 
entsteht die stark ätzende und tödliche 
Flusssäure. 

Der Vorfall zeige nach Ansicht mehre¬ 
rer Anti-AKW-Bewegungen, dass die 
Gefahr nicht nur von den Atomkraft¬ 
werken ausgehe sondern auch von den 
Atomtransporten. „Selbst wenn die 
Atomkraftwerke irgendwann alle ab¬ 
gestellt sind, werden die Uranhexaflu- 
oridtransporte über den Hamburger 
Hafen weitergehen. Die Urananreiche¬ 
rungsanlage in Gronau und die Brenn- 
elemente-Fabrik in Lingen, die für den 
internationalen Markt produzieren, 
sind vom Ausstiegsbeschluss gar nicht 
erfasst“, so Irene Thesing vom Akti¬ 
onsbündnis Münsterland gegen Atom¬ 
anlagen. Bernd Müller 

V-Leute abschalten 

„Das V-Leute-Unwesen des Verfas¬ 
sungsschutzes ist nicht reformierbar. 
Weder eine zentrale V-Leute-Datei 
noch höhere Qualitätsmaßstäbe für 
die Anwerbung von Spitzeln können 
etwas am grundsätzlichen Problem än¬ 
dern, dass die V-Leute zur personellen 
und finanziellen Stärkung der Nazisze¬ 
ne beitragen und eine effektive Verfol¬ 
gung rechtsextremer Straftäter verhin¬ 
dern“, erklärt die innenpolitische Spre¬ 
cherin der Fraktion „Die Linke“, Ulla 
Jelpke, zur Ankündigung der Innenmi¬ 
nisterkonferenz, sich im Rahmen der 
Neuausrichtung des Verfassungsschut¬ 
zes mit den V-Leuten zu befassen. Jelp¬ 
ke weiter: 

„... es [gibt] nur eine sinnvolle Reform: 
Die V-Leute des Verfassungsschutzes 
müssen sofort abgeschaltet und ihr 
Einsatz verboten werden. Dies sollte 
ein erster Schritt hin zur generellen 
Abschaffung des Geheimdienstes und 
seiner Umwandlung in eine öffentlich 
und wissenschaftlich arbeitende Infor¬ 
mations- und Dokumentationsstelle 
gegen Rechtsextremismus, Rassismus 
und Antisemitismus sein.“ 

Plattdeutsches „Manifest“ 
in dritter Auflage 

Das plattdeutsche „Kommunistische 
Manifest“ von Karl Marx und Fried¬ 
rich Engels ist jetzt in dritter Auflage 
erschienen. Bisher sind rund 400 Ex¬ 
emplare verkauft worden. Dazu erklär¬ 
te der Übersetzer, der platt- und hoch¬ 
deutsche Hobbyautor Hans-Joachim 
Meyer aus Hamburg-Harburg: „400 
Exemplare, das ist bei einem plattdeut¬ 
schen Buch mit diesem nicht unkom¬ 
plizierten Text ein großer Erfolg. Es ist 
in allen Bundesländern bestellt wor¬ 
den, sogar in Baden-Württemberg und 
Bayern, wo gar kein Platt gesprochen 
wird.“ Das „Manifest“ kostet weiterhin 
9 Euro und kann über aj(at)fraujansen. 
de bestellt werden. 




De Kommunistische Parte} ehr 

Manifest 
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Lohnsteigerungen in China 

Um mehr als ein Sechstel ist der Durch¬ 
schnittslohn in der Privatwirtschaft in 
den Ballungsräumen Chinas im vergan¬ 
genen Jahr gestiegen. Die Löhne klet¬ 
terten um 17,1 Prozent, wie das Statis¬ 
tikamt in Peking mitteilte. Bereits 2011 
waren sie um 18,3 Prozent gestiegen. 
2012 lag der Durchschnittslohn damit 
bei jährlich 28 750 Yuan, das sind rund 
300 Euro monatlich. Trotz der Lohn¬ 
erhöhungen in China sind die Arbeits¬ 
kräfte in der Privatwirtschaft schlech¬ 
ter bezahlt als in staatlichen Unterneh¬ 
men. Deren Durchschnittslohn betrug 
im vergangenen Jahr 46 800 Yuan im 
Jahr, umgerechnet rund 490 Euro mo¬ 
natlich. In China sind die meisten gro¬ 
ßen Konzerne nach wie vor komplett 
oder teilweise staatlich. Nicht nur we¬ 
gen der höheren Löhne, auch wegen 
weiterer Vorteile wie soziale Absiche¬ 
rung, Bonuszahlungen und ihrer Stabi¬ 
lität werden sie von gut ausgebildeten 
Nachwuchskräften bevorzugt. 

Bomben auf Boko Haram 

Im Kampf gegen die Sekte Boko Ha¬ 
ram fliegen Nigerias Streitkräfte nun 
auch Luftangriffe im Norden des Lan¬ 
des. Seit der vergangenen Woche habe 
es bei der Offensive schon „viele Op¬ 
fer“ gegeben, sagte ein Militärsprecher. 
Die Luftangriffe wurden in den Bun¬ 
desstaaten Borno, Yobe und Adamawa 
geflogen, über die Präsident Goodluck 
Jonathan den Notstand verhängt hatte. 
Am Boden sind dort gleichzeitig meh¬ 
rere tausend Soldaten im Einsatz gegen 
Boko Haram. „Jede ihrer Hochburgen 
wird angegriffen“, sagte der Militär¬ 
sprecher. Zuvor hatte die Gruppe, die 
seit Jahren mit Gewalt für einen islami¬ 
schen Staat kämpft, Geländegewinne 
erzielt und der Regierung Nigerias den 
Krieg erklärt. Die nun laufende Gegen¬ 
offensive der Streitkräfte ist der größte 
Einsatz gegen Boko Haram seit 2009. 

Belgische Reaktoren 
wieder am Netz 

Zwei vor Monaten wegen Rissen in der 
Reaktorhülle abgeschaltete Atommei¬ 
ler in Belgien dürfen wieder ans Netz 
gehen. „Der Betrieb der Einheiten 
Doel 3 und Tihange 2 kann vollkom¬ 
men sicher wieder aufgenommen wer¬ 
den“, teilte die belgische Atomauf¬ 
sichtsbehörde AFCN mit. Die Betrei¬ 
berfirma Electrabel kündigte an, den 
Neustart der Reaktoren vorzuberei¬ 
ten. In den Hüllen des Reaktors Doel 
3 bei Antwerpen sowie des Meilers Ti¬ 
hange 2 bei Lüttich (Liege) waren im 
vergangenen Jahr tausende Risse ent¬ 
deckt worden, nachdem sie im Juni bzw. 
August für Routinekontrollen herun¬ 
tergefahren wurden. Belgien verfügt 
über insgesamt sieben Atomteaktoren 
im flämischen Doel und im walloni¬ 
schen Tihange, die alle von Electrabel 
betrieben werden. 

Morales kann wieder antreten 

Die bolivianische Regierung hat am 
Montag ein Gesetz erlassen, wonach 
Präsident Evo Morales bei den Wah¬ 
len 2014 für ein weiteres fünfjähriges 
Mandat antreten darf. Zuvor hatten das 
Parlament und das Verfassungsgericht 
dem zugestimmt. Morales wurde 2005 
für die Amtsperiode von 2006 bis 2011 
gewählt. Er kürzte sein Mandat jedoch 
ab, um 2009 erfolgreich für die Amtspe¬ 
riode 2010 bis 2015 zu kandidieren. Ge¬ 
mäß der neuen Verfassung, die aus Boli¬ 
vien einen plurinationalen Staat macht, 
würde im Fall einer Kandidatur Mora¬ 
les 4 für eine weitere Amtszeit von 2015 
bis 2020 diese als seine zweite gelten. 

Walesa dreht durch 

Der ehemalige Vorsitzende der pol¬ 
nischen Gewerkschaft „Solidarnosc“, 
Lech Walesa, beschimpft seine alten 
Weggefährten aus dem antikommunis¬ 
tischen Untergrund. Den Anführer der 
polnischen Regimegegner in den 1970er 
Jahren, Bogdan Borusewicz, verdächtigt 
er einer Zusammenarbeit mit dem Ge¬ 
heimdienst SB. Die einstige Oppositi¬ 
onsführerin Henryka Krzywonos habe 
„kein Gehirn“ so Walesa. Erst im März 
hatte der Friedensnobelpreisträger ge¬ 
gen Homosexuelle gewettert. Abgeord¬ 
nete, die sich zur ihrer sexuellen Orien¬ 
tierung bekennen, sollten am besten 
„hinter einer Mauer“ sitzen, sagte er. 


Euroland rutscht noch 
tiefer in die Rezession 

Die neuesten EU-amtlichen Zahlen bezeugen: Sparzwangpolitik ist keine Rettung 


D er Wirtschaftsrückgang in der 
Euro-Zone hat sich nach einer 
von der EU-Kommission Mitte 
Mai veröffentlichten Mitteilung im ers¬ 
ten Quartal 2013 auf weitere Staaten 
ausgedehnt und vertieft. Erstmals seit 
2007/8 ist auch Frankreich offiziell in 
einer Rezession (zwei Quartale hinter¬ 
einander Rückgang des Bruttoinlands¬ 
produkts [BIP]). Für das gesamte Jahr 
2013 wird für die Euro-Zone und die 
EU als Ganzes eine anhaltende Rezes¬ 
sion vorhergesagt. Selbst für Deutsch¬ 
land ist nach Expertenschätzungen 
trotz der aggressiven Exportorientie¬ 
rung seiner global agierenden Unter¬ 
nehmen in diesem Jahr höchstens ein 
„Mini-Wachstum“ zu erwarten. 

Dabei sollte EU-Europa nach der einst 
beschlossenen „Lissabon-Strategie“ ab 
2010 der „dynamischste Wirtschafts¬ 
raum der Welt“ sein. Stattdessen ist 
jetzt in US-Zeitungen vom „kranken 
Mann Europa“ die Rede. So weit hat es 
die vor allem von der deutschen Regie¬ 
rung unter Frau Merkel durchgesetz¬ 
te, an den Doktrinen des Neoliberalis¬ 
mus orientierte Politik des extremen 


Sparzwangs und des Sozialabbaus in 
den EU-Staaten gebracht. 

Dennoch war nicht zu erwarten, dass 
der für letzten Mittwoch (22.5.) ein- 
berufene EU-Gipfel (nach Redak¬ 
tionsschluss der UZ) sich mit dieser 
dramatisch verschlechterten Wirt¬ 
schaftssituation befasst oder gar Ge¬ 
genmaßnahmen beschließt. Vorgese¬ 
hen war, dass sich dieser Treff schwer¬ 
punktmäßig mit Energiepolitik (lies: 
weitere Öffnung des EU-Marktes für 
die Geschäftemacherei der dominan¬ 
ten transnational agierenden Strom¬ 
konzerne unter Beseitigung eventuell 
noch bestehender nationaler Hinder¬ 
nisse und Ausbau der dafür erforderli¬ 
chen transnationalen Netze) sowie mit 
„Steuerflucht und Steuerbetrug“ befas¬ 
sen sollte. Für die anhaltenden Krisen¬ 
probleme gibt es lediglich die beruhi¬ 
gende schönrednerische Behauptung, 
dass sich die Lage spätestens 2014 vor¬ 
aussichtlich zum Besseren wenden wer¬ 
de. 

Dabei sind die ökonomischen Da¬ 
ten, die die EU-Statistikbehörde An¬ 
fang des Monats zusammengestellt 
hat, reichlich beunruhigend. Nach den 


amtlichen EU-Angaben wird die Wirt¬ 
schaftsleistung der Euro-Zone insge¬ 
samt, gemessen am BIP, im Jahr 2013 
erneut um minus 0,4 Prozent zurück¬ 
gehen - mehr als bisher in den offizi¬ 
ellen Prognosen angegeben. Schon im 
vorigen Jahr hatte die Euro-Zone ei¬ 
nen Rückgang um 0,4 Prozent zu ver¬ 
zeichnen. Für alle 27 EU-Staaten wird 
für 2013 ein Rückgang um 0,1 Prozent 
vorhergesagt (2012 waren es - 0,3 %). 
Infolge der ökonomischen Ungleichge¬ 
wichte wird die Wirtschaftsentwicklung 
in den einzelnen EU- bzw. Euro-Staa- 
ten allerdings sehr unterschiedlich ver¬ 
laufen. Für neun EU-Staaten sagt die 
amtliche Schätzung ein Anhalten oder 
sogar eine Vertiefung der Rezession 
voraus, während im Rest der EU-Län¬ 
der positive Wachstumsraten angege¬ 
ben werden, allerdings oftmals nur am 
oder wenig über dem Nullpunkt. Die 
Staaten in Rezession sind vor allem 
weiterhin Griechenland, Zypern, Ita¬ 
lien, Portugal und Spanien, aber auch 
die Niederlande, die Slowakei, Tsche¬ 
chien und neuerdings Frankreich. Den 
schärfsten Einbruch im Jahr sagen die 
EU-Zahlen für Zypern vorher, näm¬ 


lich einen Rückgang um nicht weni¬ 
ger - 8,7 % im Jahr 2013 (nach - 2,4 % 
im letzten Jahr). So sieht „Rettung Zy¬ 
perns“ durch den Euro-Rettungsschirm 
in der Praxis aus. Ein Rückgang des 
Wirtschaftswachstums, wenn auch noch 
nicht bis in den negativen Bereich, wird 
aber für 2013 auch für Deutschland (- 
0,3 %), Österreich (- 0,2 %), die Slowa¬ 
kei (-1,0 %), Polen (- 0,8 %) und weite¬ 
re EU-Staaten vorausgesagt. 

Kein Wunder, dass da auch die Arbeits¬ 
losigkeit neue Rekordhöhen erreicht. 
Für die Euro-Zone sagt die offizielle 
Statistik einen weiteren Anstieg der 
Arbeitslosenquote von 11,8% Ende 

2012 auf 12,2 % vorher. Für die EU ins¬ 
gesamt wird ein Anstieg von 10,7 % auf 
11,1 % angegeben. Das sind in der EU 
insgesamt 26,8 Millionen Menschen 
ohne Arbeit, 1,5 Millionen mehr als 
2012. Am schlimmsten betroffen sind 
nach wie vor die Menschen in Grie¬ 
chenland und Spanien (ca. 27 %), Por¬ 
tugal (18,2 %) und Zypern (15,5 %). 
Die Jugendarbeitslosigkeit lag im März 

2013 nach den amtlichen EU-Angaben 
im Euro-Raum bei 24,0 %, in der EU 
insgesamt bei 23,5 %. Das sind 5,7 Mil¬ 
lionen betroffene junge Menschen un¬ 
ter 25 Jahren. Spitzenreiter waren laut 
EU-Statistik für März 2013 Griechen¬ 
land (59,1 %), Spanien (55,9 %), Italien 
(38,4 %) und Portugal (38,3 %). 

Wenn es noch eines Beweises bedurft 
hätte, zeigen diese amtlichen Zahlen¬ 
angaben der EU selbst einmal mehr, 
dass die unter Merkels Führung durch¬ 
gesetzte EU-Politik entgegen aller of¬ 
fiziellen Schönrednerei die Euroländer 
und die EU als Ganzes nicht aus der 
Krise herausgebracht hat. Das genaue 
Gegenteil ist der Fall. Die über den 
EU-Fiskalpakt durchgesetzte Spar¬ 
zwangspolitik hat wesentlich dazu bei¬ 
getragen, dass die Rezession in der 
Euro-Zone nach dem Einbruch 2007/8 
nun bereits wieder zwei Jahre anhält. 
Das einzige Resultat dieser Politik ist 
die Abwälzung der Krisenlasten auf die 
arbeitende Bevölkerung per Lohnein¬ 
bußen und Sozialabbau im Namen der 
Einschränkung der staatlichen Haus¬ 
haltsdefizite und der Senkung der „Ar¬ 
beitskosten“ zur angeblichen „Verbes¬ 
serung der Wettbewerbsfähigkeit“, zur 
„Rettung“ und Vermehrung der Profite 
der Großbanken- und Konzerne. 

Georg Polikeit 



Wo auch immer in Euroland: Warten vor dem Arbeitsamt 


Drängen auf westliche Militärintervention in Syrien 

Russische Anti-Schiff- und Luftabwehrraketen senden Stoppsignale 


Die im Ausland residierende syrische 
Opposition sowie Rebelleneinheiten, 
die immer mehr von Al-Quaida und 
anderen islamistischen Gotteskrie¬ 
gern beherrscht werden, treten in ih¬ 
rem Krieg um die Macht in Syrien auf 
der Stelle. Sie hoffen darauf, das Blatt 
durch eine ausländische Militärinter¬ 
vention nach dem libyschen Szenario 
zu ihren Gunsten wenden zu können. 
Unterstützung finden sie für ihr Be¬ 
streben bei den NATO-Heißspornen 
Erdogan, Hollande und Cameron, die 
auf eine Flugverbotszone, „geschützte 
Gebiete“ und eine Seeblockade drän¬ 
gen. 

Die USA und Deutschland sind bis¬ 
her zurückhaltender. Führende US- 
Militärs warnen, Syrien sei von seinem 
militärischen Potential her nicht Li¬ 
byen. Kommentatoren weisen darauf 
hin, dass auch nicht klar sei, wem man 
zum Sieg verhelfen würde und wel¬ 
che Folgen das hätte. Zudem steht die 
Obama-Administration unter großem 
Druck der amerikanischen Öffent¬ 
lichkeit, die, wie alle Umfragen bele¬ 
gen, in ihrer überwältigenden Mehr¬ 


heit nach den Desastern im Irak und 
in Afghanistan kriegsmüde ist. Aller¬ 
dings hatte US-Außenminister Kerry 
beim Treffen der „Freunde Syriens“ in 
Rom angekündigt, die syrische Oppo¬ 
sition mit 60 Mio. Dollar zu finanzieren 
und „nicht-fliegende Waffen“ liefern 
zu wollen. Als Waffenlieferanten für 
die Aufständischen betätigen sich die 
USA - wie auch Deutschland - außer¬ 
dem längst über den Umweg von Lie¬ 
ferungen an Saudi-Arabien und Katar, 
die militärtechnische Nachschubbasis 
der islamistischen Rebellen in Syrien. 
Eine kalte Dusche für die Heißsporne 
in Ankara, Paris und London dürften 
die jüngsten Nachrichten über die In¬ 
stallierung moderner russischer An¬ 
ti-Schiff- und Luftabwehrraketen in 
Syrien bedeuten. Wie die „New York 
Times“ schreibt, hat Russland unlängst 
„Jachont“-Raketen mit modernisier¬ 
tem Radar nach Syrien geliefert. Die¬ 
se Raketen mit Strealth-Technologie, 
Überschall-Geschwindigkeit, einer 
Reichweite von 300 Kilometern und 
enormer Sprengkraft seien regelrechte 
„Schiffskiller“, so das Blatt. Syrien hatte 


die Systeme 2007 bestellt und 2011 be¬ 
reits zwei mobile Batterien mit 72 Ra¬ 
keten erhalten. 

Die „Njezawisimaja Gazeta“ schreibt 
in ihrer Ausgabe vom 18. Mai, militä¬ 
risch-diplomatische Quellen hätten 
gegenüber ihrer Zeitung die Berich¬ 
te der in London erscheinenden „Al- 
Kuds-al-arabi“ bestätigt, dass zugleich 
russische Luftabwehr-Systeme S-300 
einschließlich russischer Berater zur 
Einweisung in deren Handhabung sich 
bereits in Syrien befinden. Die Rake¬ 
ten, deren Lieferung 2010 vertraglich 
vereinbart wurde, seien im Laufe der 
letzten beiden Jahre geliefert worden. 
Inzwischen befänden sich alle vier Di¬ 
visionskomplexe S-300 auf dem Terri¬ 
torium Syriens. 

Russische Kommentatoren betonen 
nachdrücklich, dass es sich bei den, 
auf lange zurückliegenden Vertragsab¬ 
schlüssen basierenden russischen Ra¬ 
ketenlieferungen, um der Verteidigung 
des Landes gegen einen bewaffneten 
Überfall von außen dienende Defen¬ 
sivwaffen handelt, die nicht gegen 
UNO-Beschlüsse verstoßen. 


Für Ruhe an der Küste soll nach Mei¬ 
nung der Netz-Zeitung „Russland- 
Aktuell“ auch die russische Flottille 
von fast einem Dutzend Kriegsschif¬ 
fen beitragen, die vor der syrischen 
Küste kreuzt. Sie werde nach Aussa¬ 
ge des russischen Sicherheitsexper¬ 
ten Fjodor Lukjanow allerdings nicht 
in bewaffnete Auseinandersetzungen 
eingreifen, wenn doch jemand sein 
Heil in einer Militärintervention su¬ 
chen sollte. 

Alles in allem handelt es sich bei den 
russischen Aktivitäten also nicht um 
Maßnahmen, die die für Mitte Juni 
geplante Syrien-Konferenz „Genf-2“ 
torpedieren, wie in manchen westli¬ 
chen Medien orakelt wird. Vielmehr 
ist zu hoffen, dass sie zur Beruhigung 
allzu hitziger Gemüter in den oben 
genannten NATO-Ländern und dazu 
beitragen können, dass die gemäßigten 
Kräfte unter den bewaffneten Rebel¬ 
len in Syrien sich bereitfinden, sich auf 
der Konferenz mit Vertretern der syri¬ 
schen Regierung an den Verhandlungs¬ 
tisch zu setzen. 

Willi Gerns 
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Die „Schlacht von Falludscha“ wurde in Deutschland vorbereitet. 


Die BRD war Komplize 

Folterknechte von Abu Ghraib waren in Wiesbaden-Erbenheim stationiert 


A uch wenn keine Truppen der 
Bundeswehr am USA-Überfall 
auf Irak beteiligt waren, soll¬ 
te daran erinnert werden, dass dieser 
völkerrechtswidrige Eroberungs- und 
Vernichtungskrieg alle andere und 
entscheidende Unterstützung durch 
die Bundesrepublik erhielt. Experten 
schätzten ihre logistische Hilfe als wert¬ 
voller und effektiver ein, als die 8 000 
bis 10 000 Mann Truppen, die Großbri¬ 
tannien stellte. Uneingeschränkt konn¬ 
te das Pentagon von Beginn an 25 US- 
Stützpunkte logistisch für Truppen- 
und Kriegswaffentransporte nach Irak 
und für die Versorgung der dort stehen¬ 
den Armee nutzen. Von Ramstein, dem 
größten Umschlagplatz der US Air 
Force in Europa starteten und lande¬ 
ten die C-130 Hercules und die giganti¬ 
schen C-5-Galaxy-Transporter. Auf der 
Rhein-Main-Airbase, der zweiten US- 
Luftdrehscheibe, waren die eingesetz¬ 
ten mächtigen KC-135 Strato-Tanker 
stationiert. Von Spangdahlem in der Ei¬ 
fel stiegen die Tarnkappenbomber F- 
117-A auf. Britische Bombergeschwa¬ 
der überflogen Deutschland, um dann 
über Irak ihre todbringende Last aus¬ 
zuklinken. Von Ansbach, Bad Kreuz¬ 
nach, Bamberg, Schweinfurt, Darm¬ 
stadt und weiteren US-Stützpunkten 
wurden mit Kriegsbeginn Divisionen, 
Brigaden und Bataillone in Stärke von 
zirka 40 000 Mann nach Irak verlegt. 
Ein Großteil der verwundeten Gis er¬ 
hielt seine erste Betreuung im zentra¬ 
len US-Militärlazarett in Landstuhl. 
Die Bundesluftwaffe stellte Besat¬ 
zungsmitglieder für die an der tür¬ 
kisch-irakischen Grenze stationierten 
AWACS-Maschinen, lieferte der Tür¬ 
kei, einer Aufmarschbasis gegen den 
Irak, Patriot-Luftabwehrraketen, un¬ 
terstützte die Besatzungstruppen mit 
ihren ABC-Spürpanzern „Fuchs“ in 
Kuweit, gewährte mit der Bundesma¬ 
rine Geleitschutz für US-Kriegstrans- 


porte und ließ die 62 Kasernen und Mi¬ 
litäreinrichtungen der rund 70 000 US- 
Soldaten in Deutschland durch 3.700 
Bundeswehrsoldaten bewachen. Die 
AWACS-Basis für die eingesetzten Ma¬ 
schinen befand sich in Geilenkirchen 
bei Aachen, wo 17 dieser fliegenden 
Gefechtsstände stationiert sind. Die 
„Fuchs“-Panzer wurden später direkt 
nach Irak geliefert, die ersten 20 als 
Geschenk. Ebenfalls kostenlos wurden 
100 wüstentaugliche Militär-Lkw gelie¬ 
fert. Berlin beteiligte sich an der Aus¬ 
bildung der Streitkräfte und der Polizei 
des US-hörigen Marionettenregimes. 
In der BRD wurden Gis für ihre ver¬ 
brecherischen Einsätze in Irak gedrillt. 
Auf dem Truppenübungsplatz Gra¬ 
fenwöhr der Bundeswehr übten US- 
Soldaten aus der Kaserne in Vilseck 
(Bayern) den Sturmangriff auf Falud- 
scha. Zum Training des Häuserkamp¬ 
fes gehörte der Angriff auf islamische 
Gotteshäuser. Die „Washington Post“ 
berichtete später, wie die in der BRD 
trainierte US-Soldateska dann in Fallu¬ 
dscha, einer Großstadt mit 300.000 
Einwohnern, wütete. Es wurde Napalm 
eingesetzt, Zivilisten ermordet, Gefan¬ 
gene niedergemacht. Der Zeitung zu¬ 
folge wurden Artilleriegranaten mit 
„weißem Phosphor“ verschossen und 
500 Pfund schwere Napalmbomben, 
darunter vom Typ MK-77 abgeworfen, 
die einen riesigen Feuerball bildeten. 
Der Bericht zitierte den Krankenhaus¬ 
arzt Kamal Hadeethi: „Ich habe zahl¬ 
reiche Tote mit schweren Verbrennun¬ 
gen gesehen. Einige Leichen waren 
geschmolzen“, In den Straßen „lagen 
überall Leichen, an den Hausmauern 
klebten Fleischfetzen.“ 

Der Gl Jim Talib sagte später aus, auf 
die Frage, was mit den Gefangenen ge¬ 
schehe, habe er den wörtlichen Befehl 
erhalten, „Erschießt sie einfach“. Die 
Leichen von zwei umgebrachten Ira¬ 
kern seien wie tote Rehe auf der Fahr¬ 


zeughaube befestigt und durch die Ge¬ 
gend gefahren worden. Ein irakischer 
Arzt gab den Bericht eines 16-jährigen 
Mädchens wieder, das mit ansehen 
musste, wie ihre ganze Familie ermor¬ 
det wurde. Die Soldaten drangen in ihr 
Haus ein und erschossen ohne ein Zei¬ 
chen des Widerstandes ihren Vater und 
ihre Mutter. Sie schlugen ihre beiden 
Schwestern und schossen ihnen dann 
in den Kopf. Zuletzt wurde ihr Bruder 
erschossen. Sie selbst überlebte, weil 
sie sich hinter einem Kühlschrank ver¬ 
steckt hatte. 

In der Bundesrepublik waren die US- 
Folterknechte für Abu Ghraib statio¬ 
niert, von wo aus sie zum Einsatz nach 
Irak geflogen wurden und wieder zu¬ 
rückkehrten. Das ARD-Magazin „Re¬ 
port Mainz“ berichtete am 5. Juli 2004, 
dass die Zellblöcke in Abu Ghraib 
dem Chef der 205. Brigade des Militä¬ 
rischen Geheimdienstes des V. Corps, 
Oberst Thomas Papas unterstanden. 
Die rund 850 Mann der Foltertruppe 
waren auf der US-Luftwaffenbasis im 
Hessischen Wiesbaden-Erbenheim sta¬ 
tioniert. In die Bundesrepublik kehr¬ 
te auch der zeitweilige Oberbefehls¬ 
haber der Besatzungstruppen in Irak, 
Generalleutnant Ricardo Sanchez, zu¬ 
rück, wo er das Oberkommando des 
5. Korps, dessen Stab sich in Heidel¬ 
berg befindet, übernahm. Durch „Re¬ 
port Mainz“ wurde bekannt, dass auch 
Hunderte Kinder inhaftiert, gefol¬ 
tert, Mädchen entkleidet und sexuell 
misshandelt wurden, um ihre Väter zu 
Aussagen zu erpressen. An den Verbre¬ 
chen war auch das in Heidelberg sta¬ 
tionierte 203. US-Geheimdienstbatail- 
lon beteiligt. 

Mit dieser Beteiligung an der USA- 
Aggression in Irak brach die Bundesre¬ 
publik nicht nur Völkerrecht, sondern 
auch ihr eigenes Grundgesetz und ver¬ 
stieß selbst gegen das NATO-Truppen¬ 
statut. Gerhard Feldbauer 


NKD - No Knowledge Dhaka 

Textildiscounter konnte die Baumängel in Bangladesch nicht erkennen ... 


31 Firmen haben bis zum Stichtag 
15. Mai ein Abkommen unterzeichnet, 
mit dem die Gebäudesicherheit und 
der Brandschutz bei den Textilfabriken 
in Bangladesh verbessert werden sol¬ 
len. Das deutsche Unternehmen NKD 
hat bis zum Stichtag die Unterschrift 
nicht geleistet. Dieses Unternehmen 
mit einer neuen Filiale an der Bender¬ 
straße in Gerresheim bekam darauf 
„Besuch“ von der DKP Gerresheim. 
„Das Abkommen ist zweifellos ein 
Meilenstein für die bangladeschische 
Bekleidungsindustrie. Das Abkommen 
sieht für die Beschäftigten und ihre lo¬ 
kalen Gewerkschaften zentrale Funk¬ 
tionen vor und beteiligt die Unterneh¬ 
men finanziell an den Sanierungen der 
Fabriken“, erklärt Frauke Banse von 
der Kampagne für Saubere Kleidung. 
Gisela Burckhardt von der Kampag¬ 
ne für Saubere Kleidung dazu: „Die 
Katastrophe von Rana Plaza hat in 
einem verheerenden Ausmaß gezeigt, 
dass bisherige Kontrollen die Proble¬ 


me mehr vertuschen als offen legen. 
Wir fordern die Verweigerer auf, ihre 
Entscheidung zu überdenken und zu 
berücksichtigen, dass ihr Vorgehen 
Menschleben gefährdet!“ 

Zu den Verweigerern gehören neben 
NKD auch Metro sowie die US-Kon- 
zerne Gap und Walmart. Verweigert 
wird damit auch die finanzielle Be¬ 
teiligung gemäß diesem Abkommen 
an unabhängigen Sicherheitsinspek¬ 
tionen, verpflichtenden Reparaturen 
und Renovierungen. Solche Maßnah¬ 
men retten Leben und verringern den 
Gewinn der Konzerne um Bruchteile. 
Die enorme Profitspanne der Unter¬ 
nehmen bleibt. Sie ergibt sich aus dem 
Mindestlohn von 30 Euro pro Monat 
für die Arbeiterinnen. NDK ließ nach 
eigenen Angaben bis vor wenigen Mo¬ 
naten in der maroden Fabrik produzie¬ 
ren. 

NKD überlegt genau, wo der aus der 
Produktion und aus dem Handel er¬ 
presste Profit investiert wird. Da geht 


es um große Zahlen: 7 500 Beschäftigte 
und etwa 1.700 Filialen in sieben Län¬ 
dern. Reinvestiert wird nicht in einen 
menschenwürdigen Lohn oder in die 
Sicherheit der Arbeiterinnen. Mehr als 
1100 Menschen haben beim Einsturz 
der Textilfabrik Rana Plaza bei Dakka 
ihr Leben verloren. Über eine Hinter¬ 
bliebenenrente spricht niemand. Drei 
Millionen Euro pro Jahr gehen statt 
dessen in eine ganz andere Richtung. 
Die NKD Vertriebs GmbH wurde am 
23. August 2012 neuer Hauptsponsor 
des FC Nürnberg. Der Vertrag soll 
über vier Jahre gehen. NKD will sich 
aber - nach der Katastrophe in Bang¬ 
ladesch - wohl nicht überall zeigen. Auf 
der Internet-Suche nach dem Fußball- 
Sponsor ist zu lesen: „Content-Enco- 
ding-Fehler: Die Webseite, die Sie öff¬ 
nen möchten, kann nicht angezeigt 
werden, da sie eine ungültige oder un¬ 
bekannte Form der Kompression ver¬ 
wendet.“ Uwe Koopmann 

(Quelle: http://www.fcn.de/club/sponsoren/) 


Chiquita legt sich krumm 

Bananenmulti finanzierte den kolumbianischen Terror 



Der multinationale Banenenproduzent 
und -vermarkter „Chiquita Brands“ 
führt derzeit zehn Prozesse, die mit 
seiner Verstrickung in den schmutzigen 
Krieg in Kolumbien Zusammenhängen. 
Chiquita Brands hatte jahrelang parami¬ 
litärische Todesschwadronen finanziert; 
stattdessen hatte das US-Unternehmen 
immer beteuert, dass es Schutzgelder zu 
bezahlen hatte. Diese Version wurde im 
Jahr 2011 durch das Nationale Sicher¬ 
heitsarchiv (NSA) der USA widerlegt. 
Das NSA hatte damals erreicht, dass die 
US-Regierung Informationen über Chi- 
quita-Tätigkeiten in Kolumbien heraus¬ 
gibt. Daraus ging die aktive Finanzie¬ 
rung der Mörderbanden hervor, die da¬ 
mit unter anderem die kolumbianischen 
Bananenplantagen gewerkschaftsfrei 
halten sollten. 2007 war Chiquita ne¬ 
ben der Übergabe solcher Dokumen¬ 
te an die US-Regierung zu einem eher 
symbolischen Betrag von 25 Millionen 
US-Dollar verurteilt worden. 

Im Mai 2004 hatte der Konzern sich 
selbst angezeigt. In der UZ vom 
11. Juni 2004 hieß es in einem Artikel 
des schwedischen Journalisten Dick 
Emmanuelsson dazu unter anderem: 
„Chiquita sagt nicht, wie lang und mit 
wieviel Geld sie besagte Gruppe un¬ 
terstützt hat. Auch welche der drei von 
den USA als „Terroristen“ deklarier¬ 
ten Gruppen (FARC, ELN, AUC) das 
Geld bekam, sagt sie nicht. Aber es 
wäre ungewöhnlich, wenn ein US-Un¬ 
ternehmen eine der beiden Guerillas 
finanziert, die außerdem in Urabä, wo 
die Mehrzahl der Chiquita-Plantagen 
ist, nicht mehr präsent sein soll. Also 
bleiben nur die Vereinigten Selbst¬ 
verteidigungsgruppen (AUC), die wie 
ihre Gründer, die Castano-Brüder Fi¬ 
del und Carlos, ursprünglich aus Uraba 


kamen. Seltsam die Erklärung von Chi¬ 
quita zu ihrer Selbstanzeige: „Die frei¬ 
willige Enthüllung wurde dem Justiz¬ 
ministerium bekanntgegeben, weil das 
Unternehmen erfuhr, dass diese Grup¬ 
pen zu terroristischen Organisationen 
erklärt wurden und es fortan ein Delikt 
war sie zu unterstützen.“ 

Heißt das, dass die Chiquita-Chefs zu¬ 
vor nicht wussten, dass die AUC-Para- 
militärs in Urabä „Mochacabezas“ un¬ 
terhielten, die Bananenarbeiter köpf¬ 
ten? Sie sind also erst aufgewacht, als 
die US-Regierung die Paramilitärs zu 
Terroristen erklärte. Das war im April 
2003, warum brauchte Chiquita drei¬ 
zehn Monate für die Erklärung? 
Während der Neunziger Jahre wurden 
in Urabä tausend Mitglieder der Linken, 
hauptsächlich der Patriotischen Union, 
ermordet, wobei es sich meist um Bana¬ 
nenarbeiter handelte. Die Paramilitärs 
begingen die barbarischen Morde nach 
Angaben von Menschenrechtsgruppen 
und sogar eines beteiligten Obersten 
mit Hilfe der 17. Heeresbrigade und von 
General Rito Alejo del Rio.“ 

Im Dezember 2012 wurden die an die 
US-Regierung übergebenen Doku¬ 
mente dann zum größeren Teil freige¬ 
geben. Dagegen legte Chiquita Brands 
nun Beschwerde ein: in den Prozessen 
sei ein unparteiisches Urteil nicht zu 
erwarten, wenn die Informationen an 
die Öffentlichkeit gelängen. Der ko¬ 
lumbianischen Tageszeitung „El Es- 
pectador“ sagte der NSA-Mitarbeiter 
Michael Evans, dass es bei den Doku¬ 
menten um das wohl größte Informati¬ 
onswerk gehe, das je Unternehmensbe¬ 
ziehungen zum Terrorismus belegt hat. 
Chiquita Brands sei das bislang einzige 
Großunternehmen, das dafür verurteilt 
werden konnte. Günter Pohl 


Besser legal als illegal 

Ungarns Kommunisten unter neuem Namen 


Der 25. Parteitag der Ungarischen 
Kommunistischen Arbeiterpartei, der 
am 11. Mai in Budapest stattfand, hat 
eine Änderung des Parteinamens be¬ 
schlossen. Die Partei heißt künftig 
nur noch „Ungarische Arbeiterpar¬ 
tei“ (UAP), ohne das Wort „kommu¬ 
nistisch“. Wie in einem vom Parteivor¬ 
sitzenden Gyula Thürmer Unterzeich¬ 
neten Brief an alle Kommunistischen 
und Arbeiterparteien der Welt mitge¬ 
teilt wird, ist damit jedoch keine Ände¬ 
rung in politischer oder ideologischer 
Hinsicht verbunden. „Obwohl unser 
Name sich ändert, ändern sich unse¬ 
re Prinzipien nicht. Wir bleiben eine 
marxistisch-leninistische kommunisti¬ 
sche Partei, die gegen den Kapitalismus 
kämpft“, heißt es in dem Brief. 

Zu der Namensänderung sah sich die 
Partei gezwungen, weil die rechtsna¬ 
tionalistische Fidesz-Mehrheit unter 
Regierungschef Orbän im ungarischen 
Parlament im November letzten Jah¬ 
res ein neues Gesetz verabschiedet 
hat, wonach die öffentliche Verwen¬ 
dung von Bezeichnungen und Namen 
verboten ist, die mit den „zwei auto¬ 
ritären Regimes des 20. Jahrhunderts“ 
in Verbindung stehen“. Das Gesetz trat 
am 1.1.2013 in Kraft. Nach amtlicher 
Auslegung gehören zu den „zwei au¬ 
toritären Regimes“ die faschistische 
Szälasi-Diktatur von Oktober 1944 bis 
zum Ende des 2. Weltkriegs und die 
kommunistisch geführten Regierungen 
von 1948 bis 1990, die den „Aufbau des 
Sozialismus“ zum Ziel hatten, aber be¬ 


zeichnenderweise nicht die im 2. Welt¬ 
krieg mit dem Hitler-Regime verbün¬ 
dete Horthy-Diktatur von 1919-1944. 
Nach dem Wortlaut des Gesetzes dür¬ 
fen Parteien, Gesellschaften und Ver¬ 
einigungen, Zeitungen, Zeitschriften 
oder andere Medien sowie Straßen 
und öffentliche Plätze nicht die Namen 
von Personen tragen, die eine führen¬ 
de Rolle in den genannten Regimes ge¬ 
spielt haben, und keine damals verwen¬ 
deten Bezeichnungen oder Worte wie 
„kommunistisch“, „sozialistisch“ oder 
ähnliche Begriffe in ihren Namen be¬ 
nutzen. 

„Wir wollen unseren Kampf gegen den 
Kapitalismus lieber offen fortsetzen, als 
in die Illegalität gezwungen zu sein“, 
heißt es in dem erwähnten Brief der 
UAP zur Begründung der unter die¬ 
sen Umständen vollzogenen Namens¬ 
änderung. 

Wie die UAP weiter mitteilt, bedeutet 
das Gesetz, das in erster Linie gegen 
die Kommunisten, aber sicherlich auch 
gegen viele andere Linke gerichtet ist, 
unter anderem, dass 36 Karl-Marx- 
Straßen und 43 Lenin-Straßen umbe¬ 
nannt werden, aber ebenso auch sechs 
„Roter-Stern“-Straßen, 44 „Straßen 
der Befreiung“ und 53 Endre-Sägväri- 
Straßen, benannt nach dem 1944 von 
den Faschisten ermordeten bekann¬ 
testen antifaschistischen Widerstands¬ 
kämpfer Ungarns. Auch der bekannte 
„Moskau-Platz“ (Moszkwa ter) in Bu¬ 
dapest ist kürzlich bereits umbenannt 
worden. G.P. 
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Gastkolumne von Rolf Priemer 

Partei ohne Visionen 


Fremdkörper in der Demokratie 

Gespräch über Geheimdienste, Rechtsterroristen und Ideologien der Ungleichheit 


In diesen Tagen feiern die Sozialde¬ 
mokraten ihren 150. Geburtstag - 
denn am 23. Mai 1863 erfolgte die 
Gründung des Allgemeinen Deut¬ 
schen Arbeitervereins. Dabei wird 
schon unterschlagen, dass der 1847 
gegründete Bund der Kommunisten 
mit dem „Manifest der Kommunisti¬ 
schen Partei“ durchaus als erste deut¬ 
sche Arbeiterpartei angesehen wer¬ 
den kann. 

Viele zeitgeschichtliche Etappen des 
SPD-Geburtstages, die gegenwärtig 
auf den Homepages der SPD-Orts- 
vereine dargestellt werden, enthal¬ 
ten ebenfalls Unterschlagungen von 
wichtigen politischen Ereignissen 
und dicke Geschichtslügen. Die SPD 
scheint mit ihrer eigenen Geschich¬ 
te viele Probleme zu haben. Die Rol¬ 
le, die August Bebel und Karl Lieb¬ 
knecht in einer noch revolutionären 
deutschen Sozialdemokratie spielten, 
wird völlig ausgeblendet. Kein Wort 
zum Kotau vor Kaiser Wilhelm und 
der Unterstützung seiner Kriegspo¬ 
litik unter Bruch der Beschlüsse der 
sozialistischen Internationale. Kaum 
ein Wort zu ihrer Rolle in der No¬ 
vemberrevolution 1918 und natür¬ 
lich nicht zur Rolle von SPD-Führern, 
die diese bei der Ermordung von Karl 
Liebknecht und Rosa Luxemburg 
spielten. Wodurch wurde das einheit¬ 
liche Handeln der Arbeiterparteien 
beim Kapp-Putsch, bei der Macht¬ 
übertragung an Hitler 1933 oder 
nach der Befreiung Deutschlands 
von Krieg und Faschismus verspielt? 
Es ist nüchternes Kalkül, dass sich die 
Sozialdemokraten wegen ihres Nein 
zu Hitler 1933 im Reichstag feiern las¬ 
sen und wissen, dass kommunistische 
Reichstagsabgeordnete - weil ver¬ 
folgt und teilweise schon ermordet, 



gar nicht mehr gegen die Faschisten 
stimmen konnten. Auch die folgen¬ 
den sechs Jahrzehnte der politischen 
Entwicklung der Bundesrepublik 
Deutschland und der SPD werden 
wahrheitswidrig, aus Sicht der SPD 
schönfärberisch, dargestellt. Offen¬ 
sichtlich haben die Ortsvereine der 
SPD fast alles vergessen, was sich bei 
all diesen Ereignissen in den vielen 
Jahrzehnten vor Ort abgespielt hat. 
Das ist sehr schade. 

Die SPD will mit ihrem Gedenktag, 
auf dem Frankreichs Ministerpräsi¬ 
dent Hollande reden und auch Bun¬ 
deskanzlerin Merkel ihre Glückwün¬ 
sche überbringen wird, ihre Mitglie¬ 
der für den Bundestagswahlkampf 
motivieren. Das scheint angesichts 
der aktuellen Meinungsumfragen 
dringend nötig. Der bürgerliche Jour¬ 
nalist Jakob Augstein schrieb dieser 
Tage seinen Geburtstagsgruß: „Ne¬ 
ben Merkels CDU-light finden die 
Sozialdemokraten keinen politischen 
Platz. Es gibt aber eine Lösung. Sie 
wäre ganz im Sinne August Bebel... 
Eine sozialistische Vision von Euro¬ 
pa.“ 


Tod im Mai 


Die Tornados kommen im Mai. 
1999 am 3., 2003 am 8. und 2010 am 
10. Mai. Sie trafen die Kleinstadt 
Moore (55 000 Einwohner), die an 
der Peripherie von Oklahoma City 
liegt, der Hauptstadt des gleichnami¬ 
gen Bundesstaates der USA. 

Auch am 20. Mai 2013 gab es in Moo¬ 
re einen Tornado. Dutzende Men¬ 
schen starben. Besonders betroffen 
wurde die Grundschule von Plaza 
Towers. Der Name ist irreführend. 
Towers (Türme) gibt es in der Um¬ 
gebung der Schule nicht, nur die ty¬ 
pischen US-amerikanischen Einfa¬ 
milienhäuser der leichteren Bauwei¬ 
se. Die Schule selbst steht auf einem 
freien Gelände, das mag die Wucht 
des Tornados verstärkt haben, muss 
es aber nicht. 

Der stärkste der erwähnten Torna¬ 
dos war der von 1999. Er gilt mit ei¬ 
ner Geschwindigkeit von 512 km/h 
als der stärkste Wirbelsturm, der 
bisher weltweit beobachtet wurde. 
Es kann wohl keine Rede sein, dass 
den Autoritäten der Stadt, des Bun¬ 
desstaates und der USA die Gefahr 


nicht bewusst gewesen sei. Fast ganz 
Oklahoma liegt in der Tornado Alley 
(Tornado-Gasse) im Mittleren Wes¬ 
ten der USA, in dem eine besonders 
hohe Wahrscheinlichkeit für Torna¬ 
dos besteht. 

Schutzmaßnahmen wurden von den 
Behörden anscheinend nicht ergrif¬ 
fen. Mal hört man, der Boden sei zu 
hart für Keller, mal er sei zu feucht. 
Tatsache ist, dass in den USA selten 
unterkellert wird - egal wo. Platz ist 
überirdisch genug vorhanden, warum 
also in die Tiefe gehen. Schutzräume 
müssen übrigens nicht im Keller lie¬ 
gen, sofern sie gut verankert sind und 
aus Stahlbeton bestehen. Für Schulen 
und öffentliche Gebäude sollte das 
selbstverständlich sein. Kuba schafft 
das, die USA nicht. 

Die einzige „Schutzmassnahme“, von 
der ich gehört habe, wurde von den 
US-Versicherungen im Einverneh¬ 
men mit dem Gesetzgeber ergriffen. 
Die Beurteilungskriterien für Torna¬ 
doschäden wurden geändert - zum 
Nachteil der Geschädigten. 

Adi Reiher 


Helft news.dkp.de! 


Mitte Mai ist die neue Seite des Par¬ 
teivorstandes news.dkp.de online ge¬ 
gangen. 

In diesem Zusammenhang gab es 
auch eine Umstellung bei dkp.de: 

Hier wird nun zunächst eine Portal¬ 
seite aufgerufen, auf der sich der User 
entscheiden kann, ob er zur Hompage 
dkp.de, zur UZ oder eben zum neuen 
Nachrichtenportal möchte. 

Mit den Rubriken Kapital & Arbeit, Um¬ 
welt, Bildung & Soziales, Internationa¬ 
les und Jugend informiert das Portal 
über aktuelle Entwicklungen. 

Die Rubrik „In Aktion“ berichtet über 
die Aktivitäten unserer Partei. 


Der Appell der Online-Redaktion an 
alle Genossinnen und Genossen heißt 
nun: 

- Schickt Beiträge, die auf der Seite 
veröffentlicht werden sollen. Artikel 
aus Kleinzeitungen mit regionalem 
Bezug sind genauso willkommen wie 
Geschichtsbeiträge, theoretische Arti¬ 
kel, Rezensionen etc. 

- Schickt Aktionsberichte, gerne mit 
Bildern. 

- Schickt Terminhinweise für Partei- 
und Bündnisaktivitäten. 

Die Beiträge können via Kontaktfor¬ 
mular (http://news.dkp.de/kontakt/) 
oder direkt an oeffentlichkeitsarbeit@ 
dkp.de geschickt werden. 


UZ: Unter dem Titel „Geht’s auch 
ohne?“ hat „Die Linke“ gerade eine 
Fachtagung in Magdeburg durchge¬ 
führt. Dabei ging es um linke Alterna¬ 
tiven zum Verfassungsschutz . Gab es 
neue Erkenntnisse? 

Kerstin Köditz: Der Begriff „Verfas¬ 
sungsschutz“ verbietet sich eigentlich 
von selbst, wenn wir von einem politi¬ 
schen Geheimdienst reden. Wenn wir 
die Aufgabenstellung dieser Dienste 
betrachten, dann stellen wir fest, dass es 
vorrangig um einen Staatsschutz geht. 
Erst zuletzt gerät bei diesen Behörden 
der Angriff auf Grund- und Menschen¬ 
rechte in den Blick. Die Folge: Eine 
durch und durch rassistische Partei un¬ 
terliegt nicht der Beobachtung, wenn 
sie nicht zugleich das System der Bun¬ 
desrepublik bekämpft. Das ist absurd. 
Als Politikerinnen und Politiker der 
LINKEN waren wir uns in Magdeburg 
mit den anwesenden Experten einig, 
dass die Geheimdienste ein Fremd¬ 
körper in der Demokratie sind, ja so¬ 
gar eine Gefahr für sie darstellen. Wir 
sind uns ferner einig, dass man die¬ 
sen angeblichen „Verfassungsschutz“ 
nicht reformieren kann. Er gehört ab¬ 
geschafft. Ersatzlos. Unsere Landtags¬ 
fraktion in Thüringen ist bereits mit 
einem Gesetzentwurf aktiv geworden, 
wir in Sachsen werden demnächst ei¬ 
nen eigenen in den Geschäftsgang brin¬ 
gen. 

Grundsätzlich gilt für uns: Wenn Straf¬ 
taten vorliegen, handelt es sich um 
eine Aufgabe für die Polizei. Geht es 
jedoch um Gesinnungen oder legale 
Meinungsäußerungen, gehen diese den 
Staat nichts an. Wir wollen stattdessen 
ein unabhängiges wissenschaftliches 
Institut, dass Bestrebungen gegen die 
Grund- und Menschenrechte erfasst, 
analysiert und mögliche Gegenmaß¬ 
nahmen vorschlägt. Darüber herrscht 
Konsens innerhalb der „Linken“. 

UZ: Vor kurzem haben Sie aufgedeckt, 
dass die sächsische Polizei trotz gegen¬ 
teiliger Behauptungen in Staatsschutz¬ 
dingen geheime Informanten geführt 
hat. Sie haben gefordert, dass der NSU- 
Ausschuss sich mit der Frage beschäf¬ 
tigt. Worum geht es bei dieser Sache und 
wie waren die Reaktionen? 

Kerstin Köditz: Die Reaktion war die 
übliche: Die Staatsregierung versuchte 
abzuwiegeln. Nachdem der Innenmi¬ 
nister zu dieser Frage von Informan¬ 
ten im Bereich des polizeilichen Staats¬ 
schutzes im Untersuchungsausschuss 
eine jämmerliche Figur abgegeben hat¬ 
te, schob er einen windigen Erklärungs¬ 
versuch nach. Im Fall des Polizeiinfor¬ 
manten in der Neonazigruppe „Sturm 
34“ habe es sich nicht um eine V-Per- 
son gehandelt, sondern um jemanden, 
der zur Polizei gegangen sei, um „sein 
Gewissen zu erleichtern“. Fakt ist, dass 
er Prämienzahlungen für gute Leistun¬ 
gen bei der Nachrichtenübermittlung 
erhalten hat. In einem Schreiben an 
das Landgericht Dresden räumt das 
Innenministerium ein, dass die Infor¬ 
mantentätigkeit drei Jahre lief. Es hieß 
dort, „dass es dem Wohle des Freistaa¬ 
tes Sachsen Nachteile bereiten würde“, 
wenn Einzelheiten aus der Informante¬ 
nakte bekannt würde. Die Kenntnisse 
der Schriftstücke ließen „Kontakte der 
Polizei zu Informanten oder Vertrau¬ 
enspersonen leichter fest stellen“. Da¬ 
mit wird implizit zugegeben, dass ent¬ 
gegen der bisherigen Behauptungen 
durch die Polizei sowohl V-Personen 
als auch Informanten geführt werden. 
Die Regierung hat dem Parlament also 
die Unwahrheit gesagt. 

Ich habe bereits am Tag der Verneh¬ 
mung des Innenministers deshalb eine 
entsprechende Kleine Anfrage gestellt, 
die zur Beantwortung ansteht. Die Ant¬ 
worten sind auch von Bedeutung für 
den Untersuchungsausschuss „Neona¬ 
zistische Terrornetzwerke in Sachsen“, 
da wir uns dort bisher ausschließlich 
auf durch Spitzel des Geheimdienstes 
gelieferte Informationen konzentriert 
haben. Wenn aber auch der polizeiliche 
Staatsschutz solche Personen geführt 
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jhat, sind natürlich auch deren Aussa¬ 
gen für die Aufklärung des Behörden¬ 
versagens wesentlich. 

UZ: Wie zufrieden sind Sie mit der Ar¬ 
beit des NSU-Ausschusses? Haben die 
verschiedenen Dienste wirklich nur ver¬ 
sagt und geschlampt, wie der Ausschuss¬ 
vorsitzende es nennt? 

Kerstin Köditz: Ich kann das Wort 
„versagen“ in diesem Zusammenhang 
nicht mehr hören. Wenn wirklich nur 
ein Versagen, eine Schlamperei vorlä¬ 
ge, dann beträfe dies den gesamten Si¬ 
cherheitsapparat in der Bundesrepub¬ 
lik auf Bundes- wie auf Landesebene. 
Vom Geheimdienst über die Polizei bis 
hin zur Justiz. Bereits eine solche An¬ 
nahme ist für mich absurd. 

Ich kann naturgemäß mit den Ergeb¬ 
nissen der Arbeit des Untersuchungs¬ 
ausschusses in Sachsen nicht zufrie¬ 
den sein. Das Gremium ist gegen den 
Willen der CDU/FDP-Regierung ein¬ 
gesetzt worden. Entsprechend ist der 
Arbeitseifer der Parlamentarier die¬ 
ser Parteien. Gelegentlich habe ich 
den Eindruck, es gehe ihnen eher um 
den Schutz ihrer Regierungsvertreter 
als um Aufklärung einer beispiellosen 
Mordserie. 

Trotzdem haben wir bereits eine ganze 
Reihe wichtiger Erkenntnisse gewon¬ 
nen. Gleichzeitig liegt noch eine Menge 
Arbeit vor uns. 

UZ: Der NSU-Prozess hat begonnen. 
Wie beurteilen Sie den Auftakt? Erwar¬ 
ten Sie, dass dort tatsächlich Klarheit 
über Rechtsterrorismus, die neofaschis¬ 
tische Szene und die Rolle des Verfas¬ 
sungsschutzes geschaffen wird? 


davon aus, 
dass damit 
noch nicht das 
Ende der Fah¬ 
nenstange er¬ 
reicht ist. 

Die Aufde¬ 
ckung dieser 
Netzwerke 
wie möglicher 
weiterer Ter¬ 
rorgruppen 
werden sicher¬ 
lich die An¬ 
wälte der Ne¬ 
benklage an¬ 
streben. Auch 
wir in den Un¬ 
tersuchungs¬ 
ausschüssen 
werden unse¬ 
ren Beitrag leisten. Aber den Löwen¬ 
anteil bei der Spurensuche haben bis¬ 
her antifaschistische Rechercheteams 
und viele Medienvertreter geleistet. 
Ihnen danke ich ausdrücklich. 

UZ: Wie beurteilen Sie insgesamt die 
Rolle des Neofaschismus in dieser Ge¬ 
sellschaft? Ist er eine echte Gefahr? 

Kerstin Köditz: Natürlich ist er das. Er 
ist schon immer eine Gefahr gewesen. 
Um das zu erkennen, brauchte es nicht 
erst des NSU. Allein seit 1990 hat es 
rund 180 Morde durch Neonazis ge¬ 
geben. Von terroristischen Strukturen 
wie der „Wehrsportgruppe Hoffmann“ 
oder den „Deutschen Aktionsgruppen“ 
von Manfred Roeder will ich gar nicht 
erst reden. Die Gefährlichkeit macht 
sich nicht an Prozentzahlen bei Wahlen 
fest. Sie zeigt sich am tagtäglichen Ter¬ 
ror gegen Menschen nicht-deutscher 
Herkunft, gegen Obdachlose, Behin¬ 
derte und nicht zuletzt gegen junge 
Antifaschistinnen. 

Das Hauptproblem in unserer Gesell¬ 
schaft ist für mich in diesem Zusam¬ 
menhang allerdings nicht der organi¬ 
sierte Neofaschismus. Wichtiger für 
mich ist der Faschismus und Rassismus 
aus der Mitte der Gesellschaft heraus, 
die breite Zustimmung für Thesen ei¬ 
nes Sarrazin oder eines Buschkowsky. 
Damit wird ein Klima geschaffen, in 
dem - wie einst in Hoyerswerda oder 
Rostock - aus Schlagworten wieder 
Brandsätze werden können. 

UZ: Was müsste tatsächlich geschehen, 
um des rechten Sumpfes Herr zu wer¬ 
den? Sind die neoliberalen Parteien 
überhaupt willens dies zu tun? 


Kerstin Köditz: Nein. Das ist auch nicht 
die Aufgabe eines Prozesses. Das Ge¬ 
richt wird die Verantwortung für kon¬ 
krete Straftaten zu klären haben. Das 
wird schwierig genug werden. 

Ich will allerdings nicht verhehlen, dass 
ich die Anklageschrift der Generalbun¬ 
desanwaltschaft als mit schweren Män¬ 
geln behaftet ansehe. So halte ich die 
Ausgangsthese für falsch, es habe sich 
beim NSU lediglich um eine isolierte 
Kleingruppe gehandelt. Die bisherigen 
Erkenntnisse zeigen, dass es sich um ein 
weit verzweigtes Netzwerk von Mittä¬ 
tern, Unterstützern und Mitwissern ge¬ 
handelt hat. Wenn das BKA als Grund¬ 
lage seiner Ermittlungen zunächst eine 
41er-Liste hatte, dann eine 100er-, eine 
129er- und aktuell eine 293er-Liste, 
dann spricht das doch Bände. Ich gehe 


Kerstin Köditz: Es gibt keine Patentre¬ 
zepte und es gibt keine einfache Ant¬ 
wort auf diese Frage. Schon über den 
Begriff des „Sumpfes“ wäre zu strei¬ 
ten. Meiner Ansicht nach ist das eine 
Unterschätzung der Gefahr durch die 
Ideologien der Ungleichwertigkeit. Ich 
persönlich wäre bereits froh, wenn es 
mittelfristig gelänge, rassistische und 
antisemitische Einstellungen deut¬ 
lich zurückzudrängen. Staatliche Pro¬ 
gramme zur „Demokratieförderung“ 
sind unverzichtbar, greifen aber zu 
kurz, wenn die Menschen tagtäglich 
erleben, dass „Demokratie“ in ihrer 
Realität nur eine Worthülse ist, wenn 
Ideologien der Ungleichheit tagtäglich 
als Leitideologie des Staates reprodu¬ 
ziert werden. 

Die Fragen stellte Adi Reiher. 
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Bild oben rechts: Lehrstellenaktion der SDAJ, Bergkamen 1986. 

Die Bilder oben links stammen aus dem Pfingstcamp der SDAJ in Münster, bei 
dem es neben Diskussionen und Musik auch Sport und viel Spaß gab. Die ältere 
Generation, die früheren SDAJler, lag dabei nicht nur in der Sonne, sondern 
diskutierte fleißig mit, stellte die DKP vor und half, wo Mann/Frau gebraucht 
wurden. 

Das Foto unten stammt vom Eutersee (Hessen): Gesprächsrunde mit Patrik 
Köbele und Willi van Ooyen. Der Bericht stammt vom Pfingstcamp der „Nordlich¬ 
ter“. 



Pfingsten, Wasser, Sozialismus 


Wir rufen alle, 

die vor den Herren oben 

keine Angst haben! 

Am 5. Mai 1968 wurde die SDAJ gegründet 


2013: Weit in die Vergangenheit hinein 
reicht die Tradition, dass sich die orga¬ 
nisierte revolutionäre Arbeiterjugend 
zu Pfingsten trifft. An diese Tradition 
knüpfte die SDAJ auch in diesem Jahr 
mit mehreren regionalen Pfingstcamps 
an, so auch im hohen Norden am Fal¬ 
kensteiner Ufer bei Kiel. Auf Einla¬ 
dung nahmen neben der ver.di-Jugend 
aus Kiel (mit eigenem Stand) etwas 
über 100 Teilnehmerinnen und Gäs¬ 
te an einem vielfältigen Programm teil. 
Diskussionsrunden zu den Themen Ar¬ 
beiterjugendpolitik, Kuba, Frauenbe¬ 
wegung, Antifa-Arbeit und zur aktu¬ 
ellen Situation in Syrien wechselten 
sich ab mit einem Graffiti-Workshop, 
dem inzwischen klassischen Hambur¬ 


ger Fünfkampf, Siebdruck, Lagerfeuer 
und dem traditionellen Arbeiterlieder¬ 
abend. Interessant war das hohe Inte¬ 
resse an der Politik der DKP, die nicht 
nur organisatorisch half, sondern auch 
in einer eigenen Diskussionsrunde 
Rede und Antwort zu aktuellen Fra¬ 
gen gab. Das führte auch dazu, dass 
rd. 10 % der Teilnehmerinnen die 
UZ vier Wochen zur Probe abonnier¬ 
te. Obwohl das Wetter es in diesem 
Jahr nicht besonders gut meinte, war 
die Stimmung hervorragend und be¬ 
reitete den Boden für die anstehende 
weitere Arbeit der SDAJ, zunächst bis 
zu ihrem Bundeskongress im Oktober 
diesen Jahres, vor. 

Olaf Harms 


Am Pfingstwochenende fanden die 
Pfingstcamps der SDAJ in Kiel, Müns¬ 
ter, am Eutersee in Hessen sowie bei 
Cottbus statt. Sie standen unter dem 
Zeichen der Aufgaben des Jugendver¬ 
bandes in der heutigen Zeit. Erinnert 
wurde aber auch an den 45. Geburtstag 
der SDAJ. 

Rolf Priemer war Gründungsmitglied 
der SDAJ und deren 1. Bundesvorsit¬ 
zender. Er schickte ein Grußwort an die 
Landeskonferenz der SDAJ Rheinland- 
Westfalen am 4. Mai 2013. Zur Grün¬ 
dung der SDAJ hieß es darin unter an¬ 
derem: 

I ch war bekanntlich einer der Gründer 
der SDAJ und ihr Bundesvorsitzen¬ 
der von 1968 bis 1974. Ich habe seiner¬ 
zeit als junger Kommunist von 1960 bis 
1968 für die Zusammenführung fort¬ 
schrittlicher Jugendlicher in der Bun¬ 
desrepublik gewirkt und inmitten des 
Aufschwungs der außerparlamentari¬ 
schen Bewegung, des Aufkommens der 
sozialistischen Studenten- und sozialisti¬ 
schen Schülerbewegung auf die Bildung 
eines sozialistischen Arbeiterjugendver¬ 
bandes orientiert. 

Auf unserem Gründungskongress am 
4. und 5. Mai 1968 haben wir u.a. einen 
Appell an junge Arbeiter und Ange¬ 
stellte, Schüler und Studenten gerichtet 
(die Dokumente können auf der Home¬ 
page der DKP unter Geschichte herun¬ 
tergeladen werden), mit dem wir öffent¬ 
lich in Erscheinung traten. 

„Wir rufen Leute, die Mut genug ha¬ 
ben, das anzugreifen, was in unserer 
Gesellschaft falsch, rückständig, also 
politisch gefährlich ist! Die Mut haben, 
an der Umgestaltung dieses Landes zu 
einer demokratischen Gesellschaft mit¬ 
zumachen, in der nicht mehr die Weni¬ 
gen über die Vielen herrschen. Wir ru¬ 
fen alle, die vor den Herren oben keine 
Angst haben! Wir rufen die Aktiven der 
jungen Generation!“ 

Wir haben mit der Gründung der So¬ 
zialistischen Deutschen Arbeiterjugend 
(SDAJ) beigetragen, neben dem damals 
sehr einflussreichen Sozialistischen 
Deutschen Studentenbund (SDS) und 
der Assoziation Unabhängiger Sozia¬ 
listischer Schüler (AUSS) die Jugend¬ 
bewegung unseres Landes nicht durch 
eine neue Kraft zu zersplittern, sondern 
diese zu stärken. Inmitten dieser Auf¬ 
bruchatmosphäre lag der von uns ausge¬ 
wählte Name doch eigentlich sehr nahe. 
Aber natürlich haben wir im Vorfeld 
der Gründung immer wieder über alle 
möglichen Namen diskutiert. Der Name 
„Kommunistischer Jugendverband“ 
stand ebenso in der Debatte wie ver¬ 
schiedene Titel mit den Worten „mar¬ 
xistisch“ „revolutionär“ oder „links“. 


Auf dem Gründungskongress selbst hat¬ 
ten wir allerdings keinen langen Streit 
über den Organisationsnamen. Es wur¬ 
de über zwei Namen alternativ abge¬ 
stimmt. Das Ergebnis ist bekannt. 
Wichtiger waren uns Inhalte und Leh¬ 
ren aus der Geschichte der kommunisti- 
schen-sozialistischen Jugendbewegung. 
Eine Lehre hatte uns der damalige Vor¬ 
sitzende des Kommunistischen Jugend¬ 
verbands Deutschlands, Walter Hähnel, 
auf der berühmten Brüsseler Konferenz 
der KPD - die sich mit den Ursachen 
der Niederlage der KPD im Kampf 
gegen den Faschismus in Deutschland 
befasste - hinterlassen. Er hatte gründ¬ 
lich über die damalige Rolle und über 
den Charakter des Kommunistischen 
Jugendverbandes nachgedacht. Er for¬ 
derte auf der Konferenz „eine völlige 
Umgestaltung des Charakters der kom¬ 
munistischen Jugendverbände durch die 
Schaffung von überparteilichen wirkli¬ 
chen Massenorganisationen der Ju¬ 
gend“. Sie sei „deshalb notwendig, weil 
sie ihren Formen und ihrem Inhalt nach 
nicht den Wünschen und dem Leben der 
werktätigen Jugend entsprechen und 
deshalb nicht zu breiten Massenorgani¬ 
sationen werden können“, fügte er an. 
Es war zugleich das Eingeständnis eines 
Scheiterns: „Wir waren keine Jugend¬ 
organisation, sondern eine junge Partei 
und haben bereits früher nicht dem Le¬ 
ben der Jugend Rechnung getragen.“ 
Wir sahen auf unserem SDAJ-Grün- 
dungskongress zudem, dass sich die Auf¬ 
gaben einer Jugendorganisation, die sich 
auf die Ideen von Marx, Engels und Le¬ 
nin bezieht, aus den besonderen Inte¬ 
ressen und Bedürfnissen Jugendlicher, 
ihrer Entwicklung und ihres generati¬ 
onsspezifischen Bewusstseins ergeben. 
Es lohnt sich übrigens mal im SDAJ- 
Aktionsprogramm von 1968 zu lesen. 


Aufgrund dieses Umstandes hat die mit 
der DKP eng verbundene SDAJ eine 
eigenständige Aufgabenstellung und ist 
keine „kleine kommunistische Partei“. 
Für Lenin besteht die Aufgabe des Ju¬ 
gendverbandes darin, „seine praktische 
Tätigkeit so zu gestalten, dass diese Ju¬ 
gend, indem sie lernt, sich organisiert, 
sich zusammenschließt und kämpft“. 
Für einen besonders wichtigen Leitsatz 
für die sozialistisch-kommunistische 
Jugendbewegung halte ich übrigens die 
Gedanken, die uns Wladimir Iljitsch Le¬ 
nin vermittelte. Er schrieb uns mit Blick 
auf die Bedeutung und Entwicklung des 
Jugendverbandes nämlich folgendes ins 
Merkbuch, was wir als ältere und jün¬ 
gere Sozialistinnen/Kommunistinnen 
und Sozialisten/Kommunisten immer 
im Auge behalten sollten: 

„Es kommt oft vor, dass Vertreter der 
Generation der Erwachsenen und Al¬ 
ten es nicht verstehen, in richtiger Wei¬ 
se an die Jugend heranzutreten, die sich 
zwangsläufig auf anderen Wegen dem 
Sozialismus nähert, nicht auf dem Wege, 
nicht in der Form, nicht in der Situation, 
wie ihre Väter. Das ist einer der Gründe, 
warum wir unbedingt für die organisa¬ 
torische Selbständigkeit des Jugendver¬ 
bandes eintreten, nicht nur deshalb, weil 
die Opportunisten diese Selbstständig¬ 
keit fürchten, sondern auch dem Wesen 
der Sache nach. Denn ohne vollständi¬ 
ge Selbständigkeit wird die Jugend nicht 
imstande sein, sich zu guten Sozialisten 
zu entwickeln und sich darauf vorzube¬ 
reiten, den Sozialismus vorwärtszufüh¬ 
ren. 

Für die vollständige Selbstständigkeit 
der Jugendverbände, aber auch für die 
volle Freiheit einer kameradschaftli¬ 
chen Kritik ihrer Fehler! Schmeicheln 
dürfen wir der Jugend nicht.“ ( Lenin- 
Werke, Band 23, Seiten 164/165) 
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Kapitalismus am Ende? 

Zwei Veröffentlichungen zur Krise 


D ie Gesellschaft ist zu reich für den Kapi¬ 
talismus. Damit werden der Wahnsinn der 
zyklischen Überproduktionskrise und die 
Ablösungsreife des Kapitalismus treffend zum 
Ausdruck gebracht. Eine Grunderkenntnis mar¬ 
xistischer Krisentheorie, die von der ungleichmä¬ 
ßigen Entwicklung der kapitalistischen Produkti¬ 
on infolge ihres Grundwiderspruchs ausgeht, da¬ 
her die Unterkonsumtion (Armut) der Massen als 
wesentliches Element der Krise berücksichtigt, 
ohne sie daraus zu erklären, und zu dem Schluss 
kommt, dass der industrielle Zyklus im Kapitalis¬ 
mus unvermeidlich ist. Das ökonomische Gesetz, 
welches die Periodizität der Krisen reguliert, ist 
der Umschlag des fixen Kapitals. Diese Entwick¬ 
lung läuft in einer allgemeinen Krise aus, weil das 
Ende der akuten Krise zugleich den Anfang einer 
neuen, noch tieferen Krise vorbereitet. 

All dies gilt auch für die aktuelle Weltwirtschafts¬ 
krise, deren soziale und politische Folgen immer 
verheerender werden. Es ist mir deshalb ein Be¬ 
dürfnis, zwei Publikationen zu empfehlen, die die¬ 
sem Thema gewidmet sind, an Streitbarkeit nichts 
zu wünschen übrig lassen und sich gerade auch 
mit den Besonderheiten der heutigen Krise be¬ 
fassen, die keine Krise im Kapitalismus der frei¬ 
en Konkurrenz ist, sondern im monopolistischen 
Kapitalismus, und die es mit einer technologischen 
Grundlage der Produktion zu tun hat, die von der 
digitalen Revolution bestimmt wird. 

★ 

„Weltwirtschaftskrise als Zeitenwende. Krise 
ohne Ende?“ heißt eine Untersuchung, die im pad- 
Verlag erschienen ist und von Ekkehard Lieber- 
am verfasst wurde. Die Titelblatt-Grafik gibt den 
Verlauf der Industrieproduktion der Euro-Länder 
zwischen 2001 und Anfang 2013 wider. Es han¬ 
delt sich um eine Kurve des fiebergeschüttelten 
Kapitalismus, aus der sich nicht nur Hinweise auf 
Machtverschiebungen ergeben, sondern auch auf 
den Druck der kapitalistischen Produktion, sich 
vollends in einer akuten Krise zu entladen - der 
einzige ökonomische Ausweg, der ihr bleibt. Dies 
könnte unter den heutigen Bedingungen Revolu¬ 
tion herbeiführen, denn die Herrschenden kriegen 
den Laden nicht flott. Es könnte aber auch, ohne 
die Wirkungen des Kampfes jener gesellschaft¬ 
lichen Kraft, die Arbeiterklasse heißt, und ohne 
die Wirkungen eines breiten antimonopolistischen 
Bündnisses, eine neue Runde der Barbarisierung 
aller gesellschaftlichen Verhältnisse auf allen Ge¬ 
bieten eingeleitet werden. 

Mit Blick auf das die Zukunft des Kapitalismus 
verherrlichende Illusionstheater, das der Herren 
eigener Geist aufführt, um vom Charakter und 
von den Ursachen der Krise abzulenken, mahnt 
Lieberam an, nicht nur von der Krise im System, 
sondern auch von der Krise des Systems zu spre¬ 
chen. Es liegt ihm allerdings fern, völlig unbedacht 
das Wort von der „Endkrise“ zu bemühen. Kurz¬ 
schlüssigkeit in dieser Frage habe sich z.B. sowohl 
bei Trotzki als auch bei Stalin als falsch erwiesen. 
Aufgabe der Marxisten muss es sein, das politische 
Illusionstheater zu entlarven, indem der Zustand 
des Kapitalismus beschrieben wird, der einer sol¬ 
chen Illusion und eines solchen Theaters bedarf. 
Die Illusion verdichtet sich zur Auffassung vom 
klassenneutralen Staat, der über dem Gegensatz 
von Lohnarbeit und Kapital steht. 

Lieberam analysiert und vergleicht hinsichtlich 
Gemeinsamkeiten und Unterschieden die Gro¬ 
ßen Krisen des Kapitalismus seit der ersten zyk¬ 
lischen Krise 1823/1824, wobei die Krise von 1873 
„die letzte klassische Krise des Industriekapitalis¬ 
mus der freien Konkurrenz“ (Fred Oelßner) ge¬ 
wesen ist. Von der Weltwirtschaftskrise 1929 sagt 
Lieberam, dass keine andere Wirtschaftskrise des 
Kapitalismus derart grundlegende politische Um¬ 
brüche zur Folge gehabt hätte wie diese. Besonde¬ 
re Aufmerksamkeit widmet der Autor der gegen¬ 
wärtigen Krise, der „Dritten Großen Depression“, 
wie er sie nennt. Dabei geht er der Frage nach, ob 
es sich um eine „Verfallskrise“ handelt und be¬ 
fürwortet letztlich diese Charakterisierung. Fünf 
Merkmale der aktuellen Weltwirtschaftskrise, il¬ 
lustriert durch ein umfangreiches empirisches Ma¬ 
terial, hebt Lieberam besonders hervor: 

Erstens: Im Kern gehe es um eine Verflechtung 
von Überproduktionskrise und längerfristiger 
struktureller Verwertungskrise des Kapitals, al¬ 
lerdings mit der Besonderheit, dass hinsichtlich 
der Verwertungskrise kein ökonomischer Ausweg 
in Sicht sei. Das „innere Geheimnis“ der derzei¬ 
tigen Krise sei ein merklicher Fall der Durch¬ 
schnittsprofitrate in der gewerblichen Wirtschaft. 
Zweitens: Das wohl wichtigste Merkmal der ge¬ 
genwärtigen Weltwirtschaftskrise sei ihr Charak¬ 
ter als globale Krise einer seit den siebziger Jah¬ 
ren des 20. Jahrhunderts wuchernden „Finanzin¬ 
dustrie“. 

Drittens: Ein bedeutendes Merkmal der Weltwirt¬ 
schaftskrise sei ein schon gut 15 Jahre währendes 


„Durcheinander der Bewegung“ von Konjunktur 
und Krise, verbunden seit nunmehr fünf Jahren 
mit einer fast überall andauernden Wirtschaftsla¬ 
ge zwischen Depression und Stagnation. 
Viertens: Zum Szenario der gegenwärtigen Welt¬ 
wirtschaftskrise würden einige Erscheinungen ge¬ 
hören, die mit den diesmal außerordentlich ange¬ 
wachsenen Staatsausgaben zur Bewältigung der 
Krise Zusammenhängen. So werden allseitigere 
und gewaltigere Krisen vorbereitet. 

Fünftens: Die neoliberale Kapitaloffensive wird 
modifiziert fortgesetzt. Vom „Ende des Neolibe¬ 
ralismus“ könne keine Rede sein. Eine zentrale 
Rolle spiele dabei der Versuch, mit der „Schulden¬ 
bremse“ den sozialen Kahlschlag vorzutreiben. Ei¬ 


nige Unlinke unter den Vertretern der Partei „Die 
Linke“ bilden sich sogar ein, dies könne für sie ein 
Türöffner zur Regierungsteilhabe sein. 

Auf der Grundlage einer Darstellung der Un¬ 
gleichmäßigkeit der wirtschaftlichen Entwicklung 
zwischen Staaten und Staatengruppen, in deren 
Folge sich weltweit die politischen Kräfteverhält¬ 
nisse mit merklichen Auswirkungen auf die inter¬ 
nationalen Beziehungen und die regionale Stabili¬ 
tät politischer Systeme verändern, wirft Lieberam 
die Frage auf: „Weltgeschichtliche Weichenstel¬ 
lung, aber wohin?“ Die seit 2008 offen ausgebro¬ 
chene Krise sei auf dem Wege zur schwersten, 
größten und längsten Depression in der gut drei¬ 
hundertjährigen Geschichte des Kapitalismus zu 
werden. Die Weltwirtschaftskrise sei eine gespal¬ 
tene Krise. Die Krise nehme in den Ländern ei¬ 
nen ungleichmäßigen Verlauf. Sie berge in sich das 
Potenzial für jähe Wendungen der historischen Si¬ 
tuation. Die Leninsche Fragestellung nach dem 
„schwächsten Kettenglied“ gewinne wieder an Be¬ 
deutung. Karl-Heinz Roth zustimmend, vertritt 
auch Ekkehard Lieberam die Auffassung, dass wir 
uns in eine weltgeschichtliche Situation hinein be¬ 
wegen, in der alle Weichen des gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und sozialen Lebens neu gestellt 
werden. 

Lieberam sagt aber klar und offen: Der Kapita¬ 
lismus schafft sich nicht selbst ab! Die Befreiung 
von der Krise ist der Ausbruch aus dem Kapita¬ 
lismus. Insofern geht es auch um ein Ausbruchs¬ 
programm. Jedoch ein erneuter Ausbruch aus dem 
kapitalistischen Weltsystem könne nicht schlecht¬ 
hin das Resultat der neuen Weltwirtschaftskrise 
sein, sondern nur das Ergebnis sich im Verlauf der 
Krise entschieden zugunsten der Lohnarbeiter¬ 
klasse verändernder Klassenmachtverhältnisse. 
Daher lehne er auch Prognosen ab, die mögliche 
Varianten zur Rettung des Kapitalismus bei fort¬ 
schreitender Barbarei oder mittels einer neuen 
Anpassung ausklammern. Es gehe um die Kenn¬ 
zeichnung der vor uns liegenden geschichtlichen 
Epoche als eine zunehmender Klassenkämpfe und 
der Erschütterung des Spätkapitalismus in seinen 
Grundfesten. Programmatische Überlegungen im 
Hinblick auf ein antikapitalistisches Ausbruchs¬ 
programm müssten Antworten auf zumindest drei 
Fragen geben: Über welche politischen Reserven 
verfügen die herrschenden Klassen bei der Vertei¬ 
digung des Kapitalismus? Inwieweit zeichnen sich 
neue Möglichkeiten ab, die Krise als Chance für 
die Entwicklung von Klassenbewusstsein, Gegen¬ 
macht und eine politische Wende zu nutzen? Was 
sind die aktuellen Forderungen und Aufgaben im 
Kampf gegen die neoliberale Kapitaloffensive 
und für eine andere Gesellschaftsordnung? Hin¬ 
sichtlich Griechenland, das unter manchen Lin¬ 
ken als der große Beginner gesehen wird, zitiert 
Lieberam die bemerkenswerte Aussage Angela 


Kleins, von diesem Land derzeit zu verlangen, dass 
es den Startschuss feuere beim Abschütteln des 
Kapitalismus, hieße soviel wie vom Schwanz zu 
verlangen, dass er mit dem Hund wedelt. 

Die Eigentumsfrage, die Machtfrage und die Sys¬ 
temfrage seien im Zusammenhang zu stellen. Be¬ 
standteil eines zeitgemäßen marxistischen Über¬ 
gangs- und Ausbruchsprogramms müsse nicht 
zuletzt auch die Entwicklung eines modernen zu¬ 
kunftstauglichen Sozialismusmodells sein. Denn 
mit dem Fortschreiten der Weltwirtschaftskrise 
wird mittel- und langfristig, unweigerlich die Fra¬ 
ge des Sozialismus erneut das zentrale Thema der 
politischen Debatte werden. Und da müssen die 
antikapitalistischen Linken überzeugendere Ant¬ 


worten geben, als dies heute der Fall ist. Insbeson¬ 
dere zwei Schwächen der bisherigen Sozialismus¬ 
versuche würden uns in dieser Diskussion Pro¬ 
bleme bereiten: das Scheitern hinsichtlich eines 
der bürgerlichen Demokratie überlegenen neuen 
sozialistischen Demokratietyps und die trotz des 
Großexperiments NÖS in der DDR nicht zurei¬ 
chenden Erfahrungen bei der Entwicklung eines 
funktionsfähigen ökonomischen Systems des So¬ 
zialismus. 

Die Untersuchung schließt mit einer weltweiten 
statistischen Übersicht der Veränderung von BIP/ 
Industrieproduktion von 2007 bis 2012 in den In¬ 
dustrieländern. 

★ 

Die zweite Publikation, auf die hier aufmerksam 
gemacht werden soll, ist in der Reihe Marxisti¬ 
sches Forum erschienen. Das Heft 66 trägt den 
Titel „Weltwirtschaftskrise im fünften Jahr. Kapi¬ 
talismus am Ende?“ 

Im November 2009 hatte sich das Marxistische 
Forum Sachsen ein Jahr nach ihrem Ausbruch be¬ 
reits recht gründlich mit der Weltwirtschaftskrise 
2008 beschäftigt. Robert Kurz, Ekkehard Liebe¬ 
ram, Lucas Zeise, Manfred Sohn, Ingo Wagner 
und Winfried Wolf als Referenten stellten da¬ 
mals erste Thesen zur Bewertung der Krise zur 
Diskussion. Drei Jahre später, am 24. November 
2012, fand am gleichen Ort, dem Liebknecht-Haus 
in Leipzig, eine Fortsetzung der Diskussion zum 
kaum veränderten Thema statt: „Charakter der 
aktuellen Weltwirtschaftskrise“. Die Kommunisti¬ 
sche Plattform Sachsen und der bundesweite Zu¬ 
sammenschluss Geraer/Sozialistischer Dialog un¬ 
terstützten die „Arbeitstagung“. Zur Diskussion 
standen die Entwicklungen in drei Krisenjahren 


mit recht unterschiedlichen Positionen der Refe¬ 
renten zum Wesen der Krise. 

Zwischen den drei Referenten Ekkehard Lieber¬ 
am, Lucas Zeise, Ernst Lohoff gab es zum Charak¬ 
ter der Krise auf der Grundlage des gemeinsamen 
Bekenntnisses zur Kapitalismusanalyse von Karl 
Marx eine unterschiedliche Sicht. Daraus resul¬ 
tierten auch unterschiedliche Positionen darüber, 
ob und wie die Krise und ihre sozialen und poli¬ 
tischen Folgen bewältigt werden können. Erfreu¬ 
lich, weil das Problembewusstsein zur Krisenpro¬ 
blematik fördernd, ist, dass Lucas Zeise („Warum 
Ernst Lohoffs und Norbert Trenkles Krisenerklä¬ 
rung nicht tragfähig ist“) und Ernst Lohoff („Re¬ 
plik auf Lucas Zeise“) ihre divergierenden Posi¬ 
tionen in zusätzlichen Beiträgen aufgeschrieben 
haben. Zwei Positionen stehen sich gegenüber: 
Zeise, der sich zum Charakter der Weltwirtschafts¬ 
krise äußerte, in ihr eine Umbruchkrise der Welt¬ 
wirtschaft sieht, durch welche diejenige Phase 
eines wirtschaftspolitischen Regimes beendet 
würde, die wir gewöhnlich als neoliberal bezeich¬ 
nen, spricht von einer „normalen Überprodukti¬ 
onskrise“, die „deutlich radikaler als die gemeine 
konjunkturelle Überproduktionskrise“ sei. Lohoff 
undTrenkle von der Krisis-Gruppe sehen die Kri¬ 
se, die sie als fundamentale Krise des Kapitalismus 
begreifen, im Gefolge der „dritten industriellen 
Revolution“, durch die das „auf der Vernutzung 
lebendiger Arbeit gründende Wertverwertungs¬ 
system seine Fähigkeit zu einer selbstragenden 
Ausdehnung eingebüßt hat“. Wenn zyklische Wirt¬ 
schaftskrisen das Produkt des Kapitalismus sind, 
dessen Industrie mit Maschinen arbeitet, dann er¬ 
gibt sich m.E. durchaus die Frage, welche Konse¬ 
quenzen mit der digitalen Revolution verbunden 
sind. Wobei anzumerken ist, dass keiner der Auto¬ 
ren die Unvermeidlichkeit zyklischer Wirtschafts¬ 
krisen im Kapitalismus bezweifelt, sie auch keiner 
aus der Unterkonsumtion ableitet. So erinnert die 
neueste und in der Zukunft zu erwartende Ent¬ 
wicklung der kapitalistischen Produktionsweise 
an die Theorie von Marx, dass vor der Menschheit 
die Alternative steht: Vorwärts zum Sozialismus 
oder rückwärts in die Barbarei. 

In diesem Sinne nehmen Ekkehard Lieberam und 
Ingo Wagner Stellung zum Problem. Lieberam un¬ 
ter dem Gesichtspunkt „Weltwirtschaftskrise und 
linke Handlungsorientierung“ und Wagner hin¬ 
sichtlich der „historisch-permanenten Endkrise 
des imperialistischen Spätkapitalismus“, wobei er 
in recht kämpferischer Art und Weise, wie wir dies 
von ihm gewohnt sind, für eine konkrete Analy¬ 
se der konkreten Situation und in diesem Sinne 
mit Recht für die Weiterentwicklung des Marxis¬ 
mus (Lenin immer mitgedacht) plädiert. Beiden 
Autoren geht es um das Problem der Formierung 
des revolutionären Subjekts für den Ausbruch aus 
dem Kapitalismus. In der Tendenz sehen auch sie 
in der aktuellen Weltwirtschaftskrise den Anfang 
einer finalen Krise des Kapitalismus. Mit den Zeu¬ 
gen Jehovas lässt sich ihre Argumentation aller¬ 
dings nicht vergleichen. 

Ergänzt werden die Beiträge durch Berthold 
Kühn „Die Erbsünden der Staatsschulden und 
bei der Einführung des Euro“. Bemerkenswert 
der Satz des Autors: „Die Staatsschulden haben 
einen ambivalenten Charakter. Man kann sie mit 
einem Gift vergleichen. In kleinen Dosen sind 
sie heilsam, in großen Dosen tödlich. Als weitere 
Parameter für die Wirkung ist noch der Zustand 
des Patienten zu berücksichtigen.“ Die Konferenz 
ging davon aus, dass der Patient unheilbar krank 
ist. Man kann ihn am Krankenbett besuchen, sein 
Arzt will ein Marxist nicht sein. Herbert MÜnchow 

Ekkehard Lieberam, Weltwirtschaftskrise als Zei¬ 
tenwende. Krise ohne Ende?, pad-Verlag, Bergka¬ 
men 2013,66 Seiten, 5,00 Euro, ISBN 978-3-88 515- 
253-8, pad-verlag@gmx.net. 

Weltwirtschaftskrise im fünften Jahr. Kapita¬ 
lismus am Ende? Marxistisches Forum, Heft 66, 
Leipzig, April 2013, GNN Verlag Sachsen/Berlin 
m.b.H.,Schkeuditz,45 Seiten,4,00 Euro, ISBN 978- 
3-89 819-395-5, zentrale@gnn-verlag.de. 




Die Jugendarbeitslosigkeit in Griechenland beträgt mittlerweile mehr als 64 Prozent und steigt 
weiter... 
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Lichtverhältnisse 

Die Berliner Inselgalerie gibt einen Einblick in das Schaffen von acht „vergessenen“ Künstlerinnen des 20. Jahrhunderts 



W er sich mit Künstlerinnen 
beschäftigt, wer sich dafür 
interessiert, was Frauen zur 
Malerei, Grafik, Plastik, Fotografie 
und anderen Kunstgattungen beige¬ 
tragen haben, wird früher oder später 
feststellen, dass einigen wenigen pro¬ 
minenten eine überschaubare Anzahl 
von bekannten und eine Unzahl von 
„unbekannten“ Künstlerinnen gegen¬ 
überstehen. Das trifft auf die früheren 
Jahrhunderte zu, als Frauen in diesem 
Beruf nur wenige Aussichten und Mög¬ 
lichkeiten hatten, das trifft noch auf das 
19. Jahrhundert zu, erstreckt sich aber 
auch auf das vergangene, das auf vie¬ 
len Gebieten den großen Durchbruch 
brachte. Man kommt deshalb nicht da¬ 
rum herum, sich in diesem Kontext mit 
grundsätzlichen sozialen Fragen und 
mit der Frage nach der Stellung der 
Frau in den jeweiligen Gesellschafts¬ 
ordnungen zu befassen. 
Gesellschaftliche Umbrüche, Kriege, 
faschistische und Militärdiktaturen 
haben unersetzliche Verluste an Men¬ 
schen und Kultur zur Folge. Allerdings 
betrafen und betreffen solche Verlus¬ 
te zunächst einmal beide Geschlech¬ 
ter. Die Frage ist, was aus den Trüm¬ 
mern solcher Katastrophen geborgen, 
was bewahrt, als erhaltenswert erach¬ 
tet wird. Wenn Kulturleistungen von 
Frauen anscheinend besonders leicht 
der Vergesslichkeit anheimfallen, muss 
das spezifische Gründe haben. Viel¬ 
leicht gehört zu diesen Gründen, dass 
es zumeist Männer waren und noch 
sind, die die Deutungshoheit über den 
Wert oder Unwert von Kunstwerken 
ausüben, die z.B. darüber entscheiden, 
was von Museen angekauft wird. In al¬ 
len Kunstmuseen und fast allen Galeri¬ 
en sind Frauen unterrepräsentiert. 

Auf die vor 20 Jahren gegründete In¬ 
selgalerie trifft das nicht zu. Sie fühlt 
sich dem kreativen Schaffen von Frau¬ 
en exklusiv verpflichtet und versucht, 
„vergessene Künstlerinnen wieder ins 
Licht der Öffentlichkeit“ zu rücken, wie 
es in einer Stellungnahme heißt. 

In ihrer aktuellen Ausstellung erinnert 
sie an acht solche Malerinnen. Sie alle 
sind Ende des 19. Jahrhunderts gebo¬ 
ren worden, stammten zumeist aus 
bürgerlichen, teils wohlhabenden, oft 
jüdischen Familien, hatten den Auf¬ 
bruch in eine ungewisse und schwieri¬ 
ge Existenz schon vor Beginn des Ers¬ 
ten Weltkriegs gewagt. Sie alle hatten 
sich in ihrem Beruf durchgesetzt, sich 
Anerkennung erkämpft, bis das natio¬ 
nalsozialistische Regime sie aus der Öf¬ 
fentlichkeit verbannte, in die Emigra¬ 
tion trieb, ihr Schaffen verächtlich und 
unmöglich machte. Zwei von ihnen, 
die erstaunliche Julie Wolfthorn, mit 
der sich seit vielen Jahren ein eigener 
Arbeitskreis in Berlin befasst, und Kä¬ 


the Loewenthal, sind als hochbetagte 
Frauen deportiert worden und in KZ- 
Lagern elend umgekommen. 

Damit ordnet sich die Ausstellung in 
das Berliner Themenjahr „Zerstörte 
Vielfalt“ ein. Die Auswahl der Künstle¬ 
rinnen ist in gewisser Weise willkürlich- 
zu viele haben ein ähnliches Schicksal 
erlitten. 

Die Organisatorinnen Ilse Maria Dorf¬ 
stecher, Gabriela Ivan und Sabine Kru- 
sen haben deshalb einen breiteren An¬ 
satz für ihre vor einem Jahr begonnene 
Forschungsarbeit. Sie sahen sich aber 
handfesten Sachzwängen gegenüber, 
auch in Bezug auf die Verfügbarkeit 
von Kunstwerken, die mühsam aus 
Privatbesitz beschafft werden mussten. 
Trotzdem sollte ein qualitativer Ein¬ 
blick in das Schaffen der acht Frauen 
ermöglicht werden. Und das ist tatsäch¬ 
lich gelungen - obwohl das Bedauern 
über die Portionierung nicht ausblei- 
ben kann. 


Betont wird die Zeitlosigkeit der Wer¬ 
ke, ob nun mit eindrucksvollen Porträts 
wie der „Dame mit Hut“ von Augus- 
ta von Zitzewitz, der 1918 ein Sonder¬ 
heft der expressionistischen „Aktion“ 
von Franz Pfemfert gewidmet war. 
Eher impressionistisch wirkt dagegen 
ihr um 1911 entstandenes Bildnis der 
nicht mehr ganz jungen Frau mit ihrem 
ungeschminkten hellen Gesicht, dessen 
Zartheit von dem ausladenden dunklen 
Hut noch betont wird. 

Großformatig, ja wandfüllend das in 
grauen und rötlichen Tönen gehalte¬ 
ne Selbstbildnis von Kate Diehn-Bitt 
von 1933. Die Künstlerin steht da, noch 
ganz die selbstbewusste und schicke 
Frau der Zwanziger Jahre, die schma¬ 
len leeren Hände wie abwehrend vor 
dem Unterleib gekreuzt, flankiert von 
einer missmutig dreinblickenden Katze 
und einer verdorrten Topfpflanze. Eine 
Allegorie der Unfruchtbarkeit, der be¬ 
reits erahnten Ausgrenzung? 


Ihre ausgestellten farbigen Arbeiten 
aus den 60er Jahren, in der DDR ent¬ 
standen wie der alptraumhafte „Aas¬ 
geier“ (1964), zeigen, dass diese Male¬ 
rin im Unterschied zu vielen ihrer Lei¬ 
densgenossinnen trotz aller Schikanen 
kaum etwas von ihrer Kraft und Origi¬ 
nalität eingebüßt hat. 

Neben einfühlsamen Kinderbildnissen 
(Hedwig Woermann, Oda Hardt-Rös- 
ler) sind „frauentypische“ Blumenstill¬ 
leben und expressive Landschaften, 
etwa von Käthe Löwenthal, anmuti¬ 
ge Titelbildentwürfe für die Jugend¬ 
stil-Zeitschrift „Jugend“ (Wolfthorn), 
ausdrucksstarke Plakate (Zitzewitz) 
und „frivole“ Illustrationen von Lene 
Schneider-Kainer zu den „Hetärenge¬ 
sprächen“ von Lukian zu sehen. Ein 
erstaunliches stilistisches Spektrum! 
Besonders berührt in dieser Zusam¬ 
menschau das einzige Werk, das sich 
mit der für die Frauen so verhäng¬ 
nisvollen Gegenwart befasst - ein an 
Modersohn-Becker erinnerndes Por¬ 
trät einer jungen Mutter mit ihrem 
Kleinkind. Die schwarzhaarige Frau 


trägt einen gelben Stern an ihrer Blu¬ 
se und schaut aus traurigen Augen 
angstvoll in eine ungewisse Zukunft. 
Das auf 1944 datierte Bild wurde von 
der Jüdin Käthe Münzer-Neumann 
geschaffen, die 1933 nach Paris emig¬ 
rierte, dort die deutsche Besatzung im 
Untergrund überlebte und nach dem 
Krieg in Frankreich blieb, wo sie sich 
einen Namen machte. 

Dass es auch Künstlerinnen gab, die 
sich mit ihrer Zeit politisch aktiv und 
widerständig auseinandersetzten, wird 
in der Exposition ansonsten nicht 
deutlich. Aber an eine von ihnen, Lea 
Grundig, hat die Inselgalerie Ende 
vergangenen Jahres erinnert. 

Cristina Fischer 

Wieder im Licht - geehrt aus¬ 
gegrenzt wiederentdeckt, (bis 
25.05.2013) Inselgalerie, Torstra¬ 
ße 207,10115 Berlin. 

Di-Fr 13.30-18.30, 

Sa 13.00-17.00 Uhr. 



„Und ob wir Millionen mächtiger sind“ 

Deutsch-finnisches Solidaritäts- und Freundschaftssingen mit drei Chören in Berlin 


„Vorwärts und nicht vergessen“ mit der 
Stimmkraft von 120 Chorsängerinnen 
und -Sängern auf der Bühne, ein bewegt 
mitgehendes, nach Hunderten zählen¬ 
des Publikum im restlos ausverkauften 
Saal - das war die finale „Krönung“ ei¬ 
nes Solidaritäts- und Freundschaftssin- 
gens von zwei Arbeiterseniorenchören 
aus Berlin bzw. aus Mittelfinnland ge¬ 
meinsam mit dem Hans-Beimler-Chor 
Berlin. Das große Konzert am 12. Mai 
im Russischen Haus der Wissenschaft 
und Kultur, ermöglicht durch Spenden 
und umtriebigen Kartenverkauf durch 
Chormitglieder, hatte 2009 einen gut 
in Erinnerung gebliebenen Vorläufer. 
Damals sang der Sosialistik Kor i Oslo 
mit dem gastgebenden Beimler-Chor, 
ebenfalls in Berlin. Beide Male war Jo¬ 
hannes C. Gail der Initiator. Auch als 
Eisler-Forscher ausgewiesen, erneuert 
er seit 2007 die Chorpraxis der aus dem 
ehemaligen SEW-nahen Vokalensem¬ 
ble von 1972 nachgerückten „Beimler“- 
Generation. Sie wuchs an anspruchs¬ 
vollen, zwischenzeitlich fast wieder 
vergessenen Arbeiterliedern der 30er 


Jahre („Bankenlied“, „Auf den Straßen 
zu singen“, „Lied vom Abbau“), und 
hat sichtlich Spaß daran, dass sich auch 
neuere, halbparodistische Übernahmen 
wie „Tango Kapital“ (aus Oslo, in ei¬ 
gener Textversion), „Supermarktsong“ 
(„Schmetterlinge“ 1977) oder „Meine 
Freiheit, deine Freiheit“ (Georg Kreis¬ 
ler) als politisch eingreifend zu kapita¬ 
listischen Krisenerfahrungen erweisen. 
Ob im dialogisch verdichteten Vokal¬ 
satz oder beim hymnischen „Canciön 
por la libertad“, sie bereichern Solida¬ 
ritäts- und Gewerkschaftsveranstaltun¬ 
gen, spenden ebenso Mieterinitiativen 
ihre Kraft. Für das vorbereitete Tref¬ 
fen mit den „Abendsternen“, wie der 
eingeladene, sich selbst finanzierende 
Chor „Iltatähed“ aus der Stadt Jyväs- 
kylä in deutscher Übersetzung heißt, 
war Solidarität in jeder Hinsicht ge¬ 
fragt. 1977 initiierten Rentner die fin¬ 
nische Chorgründung, und bis auf den 
heutigen Tag müssen Proben wie Auf¬ 
tritte mit Geldsammlungen z.B. durch 
Losverkäufe finanziert werden. Die in 
Berlin angereisten 35 Seniorinnen und 


Senioren kommen überwiegend aus 
der organisierten Arbeiterbewegung. 
Mit Olga Kallio, einer Musikpädago¬ 
gin, boten sie traditionelles Liedgut ih¬ 
rer Heimat, meist beschwingt mit ins¬ 
trumentaler Unterstützung oder auch 
in der Vitalität eines mittelfinnischen 
Bauerntanzes. Für die Gastgeber wie 
für die Gäste brachten sie ein roman¬ 
tisches deutsches Volkslied mit, das sie 
„Laulu kuulle“ und wir „An den Mond“ 
nennen. Mit dem schlichten sechs¬ 
stimmigen Solo-Satz a cappella von 
Brahms 4 volkstümlichem „Wiegenlied“ 
legten sie ihnen eine besonders hono¬ 
rierte Ehrengabe in deutscher Sprache 
zu Füßen. 

Was die strikte Begrenzung auf die 
Altersgruppe jenseits der 60 anlangt, 
scheint der Ernst-Busch-Chor dazu 
das Berliner Gegenstück zu sein, doch 
mit mindestens doppelt so vielen Mit¬ 
gliedern. Sein Beitrag war hier so enga¬ 
giert wie eingängig. Er reichte von Be¬ 
cher-Eislers „Neuen deutschen Volks¬ 
liedern“ über DDR-Friedenslieder der 
70er Jahre, die vom Rocktitel aufs Cho- 


rische reduzierte Adaption „Über sie¬ 
ben Brücken musst du gehen“ bis zur 
internationalen Folklore. Die heute 75 
Aktiven tragen den verpflichtenden 
Ehrennamen seit 1983, als gesellschaft¬ 
liche Anerkennung für ihre Auftritte im 
ersten Gründungsjahrzehnt seit 1973. 
Sie sind stolz auf ihre Ältesten, die im 
damaligen „Chor der Berliner Partei¬ 
veteranen“ schon bei den X. Weltfest¬ 
spielen in der DDR-Hauptstadt erst¬ 
mals öffentlich auftraten. 

Die drei Chöre hatten ihr Treffen wo¬ 
chenlang intensiv vorbereitet, nicht nur 
um in den jeweils direkt mitzuerleben¬ 
den Auftritten der Partner voneinander 
zu lernen, sondern um letztlich auch 
alle Stimmen vereinen zu können. Die 
Büschs und die Beimlers lernten gewis¬ 
sermaßen singend Finnisch. Sie studier¬ 
ten einzeln und später zusammen das 
ins Ohr gehende Volkslied „Kalliolle 
kukkulalle“ ein. Dieses Volks- und Lie¬ 
beslied (Übersetzung von Peter Porsch: 
„Helle Wasser, dunkle Wälder“) kre¬ 
ierte schon der „Oktoberklub“ beim 
DDR-Festival des politischen Liedes 


als „Schlager“. Hier, wiederum in der 
Abschlussdarbietung mit den „Abend¬ 
sternen“ aus 120 Kehlen - deren Bestes 
Johannes Gail herauszuholen wusste -, 
riss der Riesenbeifall das zusammen¬ 
gewachsene Groß-Ensemble zu gestei¬ 
gerter Wiederholung hin. 

Weit über dieses Chortreffen hinaus 
wird der linken Szene Berlins ein wei¬ 
terer, sehr gefeierter Effekt bleiben. 
Über 90 schlagkräftig zusammen wir¬ 
kende Busch- und Beimler-Chor-Ama¬ 
teure bereicherten das Programm mit 
einem eigenständigen, wiederholba¬ 
ren Kampfliederblock, darin das „Ein¬ 
heitsfrontlied“ von 1934 (geleitet von 
Johannes Gail), das Lied der portugie¬ 
sischen Nelken-Revolution „Grandola, 
vila morena“ und ein besonderes Nach¬ 
kriegslied von Ernst Fischer und Hanns 
Eisler (geleitet von Kurt Hartke): „Der 
Krieg ist kein Gesetz der Natur, und 
der Friede ist kein Geschenk ... Mut¬ 
ter, es geht um dein eigen Kind, wehr 
dich und lass es nicht zu. Und ob wir 
Millionen mächtiger sind als der Krieg, 
das entscheidest du.“ Hilmar Franz 
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Diskussion zur Gewerkschaftsfrage 


Kein Lippenbekenntnis, 
sondern reale Politik 

Zum Verhältnis der Kommunisten zu den Einheitsgewerkschaften 


D ie Mitarbeit von Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten in den 
Gewerkschaften war und ist 
ein zentrales Anliegen von KPD und 
DKP. „Der DGB und seine Einzel¬ 
gewerkschaften sind die umfassends¬ 
te Klassenorganisation der Arbeiter, 
Angestellten und Beamten, der orga¬ 
nisierte Ausdruck ihrer gemeinsamen 
Klasseninteressen“ An der Schaffung 
der Einheitsgewerkschaften waren un¬ 
sere Vorgänger, die Genossinnen und 
Genossen der KPD, beteiligt. Sie hat¬ 
ten die Lehren aus den Fehlern von vor 
1933 gezogen, zu denen u.a. die RGO- 
Politik gehörte. Das bewahrte sie nicht 
vor neuen sektiererischen Fehlern wie 
in den frühen 50er Jahren, rund um die 
These 37. 

Für die DKP war bis dato das Bekennt¬ 
nis zur Einheitsgewerkschaft kein Lip¬ 
penbekenntnis, sondern reale Politik. 
Das auch, wenn andere das Prinzip 
verletzten, indem sie z.B. die Gewerk¬ 
schaften als sozialdemokratischen 
Wahlverein zu missbrauchen suchten. 
Es war ihren Mitgliedern selbstver¬ 
ständlich sich nicht an Spalterlisten 
zu beteiligen. Auch praktisch konnte 
das nichts bringen, waren doch inner¬ 
gewerkschaftlich und innerbetrieb¬ 
lich nicht zu erreichende Mehrheiten 
für die Kandidatur klassenorientierter 
Kräfte auch von außen nicht durchsetz¬ 
bar. Zudem hätten sie sich von ihren 
Kolleginnen und Kollegen isoliert. So 
konnten sie inhaltlich weiter die Dis¬ 
kussion beeinflussen und sich bei Ak¬ 
tionen einbringen und so als Mitglie¬ 
der in der Gewerkschaft fortschrittli¬ 
che Positionen stärken. 

Gerade im Streik zeigt sich immer wie¬ 
der, dass die Frage Sozialpartnerschaft 
oder kämpferische Interessenvertre¬ 


tung in erster Linie keine Frage des 
Oben und Unten, keine von Führung 
und Basis ist, sondern dass sich beide 
Positionen mit all ihren Zwischentönen 
auf allen Ebenen der Gewerkschaften 
finden lassen. Zudem sind die Grenzen 
zwischen ihnen fließend. 
Verbalradikale Formulierungen wie: 
„Dann wird sie selbstbewusst die Zie¬ 
le ihrer Kämpfe bestimmen und sich 
nicht mehr von den Gewerkschafts¬ 
führungen am Nasenring herum zie¬ 
hen lassen“ helfen nicht weiter. Ge¬ 
meint mit „sie“ ist hier die Arbeiter¬ 
klasse. Das Zitat stammt aus dem 
sogenannten 84er-Papier. Von ihm 
führt eine Linie bis hin zur Berli¬ 
ner Handlungsorientierung, die dem 
20. Parteitag als Antrag vorgelegt wur¬ 
de. Dort wird wieder der Kampf gegen 
den Opportunismus gefordert. Nun 
wird diese Formulierung oft auch als 
in Einklang mit unserem Programm 
stehend bezeichnet, heißt es dort doch 
u.a.: „Den Kommunisten geht es um 
die Überwindung von Widersprüchen 
und Inkonsequenzen in der gewerk¬ 
schaftlichen Politik und damit um die 
Erhöhung des Ansehens, der Glaub¬ 
würdigkeit und der Kampfkraft der 
Gewerkschaften.“ 

Aber wesentlich ist doch auch der 
„Geist“, der dahinter steht. Noch 
mehr aber die Praxis. Ein Delegierter 
aus der VW-Betriebsgruppe Braun¬ 
schweig-Wolfsburg erinnerte auf dem 
20. Parteitag an die Unterstützung ei¬ 
ner zur IGM-Liste gegnerischen Liste 
bei Daimler durch den Berliner Lan¬ 
desvorstand 2010. Auch er befürchte¬ 
te, dass das reale Beispiel deutlicher als 
Worte zeigt, was wirklich gemeint sein 
könnte. Nämlich der Bruch mit unserer 
bisherigen Gewerkschaftspolitik. Der 


Beschluss des Parteivorstands im März 
2010 dazu wurde von der betroffenen 
Bezirksorganisation zurückgewiesen. 
Bis heute gibt es keine selbstkritische 
Einschätzung der damaligen Vorgänge 
durch die Verantwortlichen. 

Klare Aussagen zur Einheitsgewerk¬ 
schaft wie im Leitantrag des PV sind 
nötig. „Wir verteidigen die Einheits¬ 
gewerkschaft gegen jeden Versuch der 
Spaltung“ heißt es dort. Ein Antrag will 
das ersetzt sehen durch „Wir verteidi¬ 
gen das Prinzip der Einheitsgewerk¬ 
schaft und unterstützen die klassen¬ 
kämpferischen Kräfte innerhalb der 
DGB-Gewerkschaften.“ 

Das lässt befürchten, dass hier zwar 
ein „Prinzip“, nicht aber der DGB 
und seine Einzelgewerkschaften als 
die umfassendste Klassenorganisation 
der Arbeiter, Angestellten und Beam¬ 
ten, der organisierte Ausdruck ihrer 
gemeinsamen Klasseninteressen, zu 
verteidigen sei. Ohne jegliche Analy¬ 
se der materiellen Ursachen von Fehl¬ 
entwicklungen in Teilen der Gewerk¬ 
schaften, wie z.B. der ungenügenden 
Verbindung des Kampfes um die In¬ 
teressen der Stammbelegschaften mit 
dem der prekär Beschäftigten, wird der 
Charakter der DGB-Gewerkschaften 
als Einheitsgewerkschaften angezwei- 
felt. Das kann als der Freibrief miss¬ 
verstanden werden für das Hochhal¬ 
ten eines abstrakten „Prinzips“, bei 
Suspendierung aber der praktischen 
Verpflichtung zur Verteidigung der 
Einheitsgewerkschaft. Auch, dass Tei¬ 
le der neuen Mehrheit im PV die Ur¬ 
sprungsformulierung vertreten, beru¬ 
higt nicht vor dem Hintergrund, dass 
andere die jüngste Entwicklung in der 
DKP nur als ersten Schritt sehen und 
glauben, pauschal eine ideologische 
Fehlentwicklung unter den bisheri¬ 
gen Parteivorständen sehen zu kön¬ 
nen. Deshalb reicht nicht wenigen die 
sprachliche Entschärfung in einem als 
Kompromissantrag dem Parteitag vor¬ 
gelegten Abänderungsantrag nicht aus, 


zumal über diesen keine umfassende 
Diskussion in der Partei in der Form 
möglich war, wie das bei Leitanträgen 
bis dato üblich war. 

Der Weg hin zu kämpferischeren Ge¬ 
werkschaften führt nicht über den 
Angriff von außen. Er führt nur über 
die Mitarbeit in den Gewerkschaften, 
über die geduldige Diskussion mit den 
Kolleginnen und Kollegen über die 
betriebliche Politik sowie über gesell¬ 
schaftliche Alternativen, auch über In¬ 
konsequenzen und Widersprüchliches, 
und über die gemeinsame Aktion. Alle 
Versuche, linksradikale Abkürzungen 
zu nehmen, werden wie früher auch 
scheitern und schaden. Zudem würde 
das jenen Kräften Munition liefern, de¬ 
nen Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten in den Gewerkschaften nach wie 
vor ein Dorn im Auge sind. 

Das Bekenntnis zur Einheitsgewerk¬ 
schaft heißt nicht, dass wir auf berech¬ 
tigte Kritik verzichten. So kritisieren 
wir z.B. das Treffen des Kollegen Som¬ 
mer mit dem Kriegsminister de Maizi¬ 
ere. Dazu gehört aber auch die Analyse, 
warum so etwas passiert. Ist es, wie ein 
Genosse im Parteivorstand sagte, auch 
die falsche Reaktion auf ein richtig er¬ 
kanntes Problem? Die Gefahr, dass 
sich die Berufsarmee Bundeswehr zu 
einem Staat im Staat entwickeln könn¬ 
te wie die Reichswehr? Es gibt diese 
Befürchtungen in den Gewerkschaften. 
Wenn das aber die Antwort darauf war, 
dann kritisieren wir sie als falsch. Die 
Bundeswehr war nie ein Teil der Frie¬ 
densbewegung und wird es nicht wer¬ 
den. 

Kritik muss sachlich fundiert sein. Der 
Vorwurf z.B. in einer UZ-Ausgabe, der 
IGM-Vorstand habe zur aktuellen Ta¬ 
rifrunde die Forderungen ohne Diskus¬ 
sion beschlossen, mag in das Bild auch 
einiger Genossinnen und Genossen 
passen. Er passt aber nicht zu einer Re¬ 
alität, die geprägt ist von teils breiten 
Diskussionen, wenn auch mit Vorgaben 
aus der Zentrale. Dass diese Vorgaben 


macht, ist für sich allein nicht falsch, 
aus unserer Sicht aber vielfach deren 
Richtung. Wenn auch aus den unter¬ 
schiedlichsten Ausgangslagen heraus 
(von Betrieben, die „brummen“, bis hin 
zu solchen mit enormen Absatzprob¬ 
lemen, teils im selben Konzern) Kom¬ 
promisse zustande kommen, die wir für 
falsch halten, dann soll man sagen wes¬ 
halb, aber nicht, es sei ohne Diskussion 
beschlossen worden. 

Selbst in der Krise hängen Teile der 
Gewerkschaften immer noch der Illusi¬ 
on an, Lohnverzicht gegen Arbeitsplät¬ 
ze tauschen zu können, könnten doch 
mit Lohnverzicht Exportfähigkeit und 
damit Arbeitsplätze gesichert werden. 
Solche Vorstellungen schwächen die 
Gewerkschaften. Dennoch: Die Ge¬ 
werkschaften bleiben die wichtigste 
Organisationsform der Lohnarbeiter. 
Nicht gegen die Gewerkschaften agie¬ 
ren, nicht Spalterlisten bei Betriebs¬ 
ratswahlen, sondern in den Gewerk¬ 
schaften um eine autonome Klassen¬ 
orientierung und eine konsequente, an 
den Interessen der arbeitenden Klas¬ 
se orientierte Politik ringen, das ist die 
Herausforderung. 

Wir müssen immer im Auge behalten: 
nicht jene, mit denen wir Aktionsein¬ 
heit und Bündnispolitik betreiben wol¬ 
len, sind unsere Feinde. Unsere Klas¬ 
senfeinde sind das Großkapital, sind 
die Herrschaften in den transnationa¬ 
len Konzernen, die großen Zocker und 
Spekulanten in der sogenannten Finan¬ 
zindustrie, sind all die, welche ein ob¬ 
jektives Interesse haben am Kapitalis¬ 
mus bis hin zu seinen übelsten Erschei¬ 
nungsformen als Krieg und Faschismus. 
Lasst uns mit unseren Kolleginnen und 
Kollegen, ob hauptamtlich oder ehren¬ 
amtlich, mit Funktion oder ohne, kri¬ 
tisch und solidarisch diskutieren. Ins 
Visier nehmen müssen wir dabei un¬ 
sere gemeinsamen Feinde in Banken 
und Konzernen sowie ihr politisches 
und mediales Personal. 

Volker Metzroth 


Kommunistische Politik 
entwickeln 

... statt Schimären zu beschwören 


D er erste Teil unseres Parteitags 
war noch nicht zu Ende, da wur¬ 
de von einigen wenigen behaup¬ 
tet, dass unsere Partei einen Bruch voll¬ 
zogen hätte in unserem Verhältnis zu 
den Gewerkschaften. Anlass war ein 
durch den Parteitag mit großer Mehr¬ 
heit beschlossener Ergänzungsantrag 
aus Aachen zum Leitantrag des alten 
Parteivorstands. Der Satz „Der Euro¬ 
päische Gewerkschaftsbund macht - 
mehr als früher mobil, aber noch im¬ 
mer sind gemeinsame Kampfaktionen 
und deren Vernetzung ungenügend“ 
wurde ergänzt um „Dies liegt auch an 
sozialpartnerschaftlichen Illusionen, 
die immer noch eine breite Basis in 
der Gewerkschaftsbewegung einneh¬ 
men. Hier ist es ebenfalls die Aufgabe 
der Kommunisten ein Bewusstsein zu 
schaffen, dass es keine Partnerschaft 
mit dem Klassenfeind geben kann.“ 
Hier einen Bruch erkennen zu wollen 
ist nicht nachvollziehbar. 

Ein Blick in unser 2006 beschlossenes 
Programm hätte genügt, um sich dessen 
zu versichern. „Kommunistinnen und 
Kommunisten leisten theoretische und 
praktische Beiträge dazu, die Klassen¬ 
orientierung der Gewerkschaftspolitik 
zu stärken, dafür antikapitalistische 
Positionen zu entwickeln und das Ziel 
einer sozialistischen Gesellschaft in ih¬ 
nen als notwendig und möglich zu pro¬ 
pagieren.“ 

Wenn wir die Klassenorientierung in 
den Gewerkschaften stärken wollen, 
dann gehört im ersten Schritt dazu, 
sich mit der jeweils aktuellen Politik 
der Gewerkschaften auseinander zu¬ 
setzen, um entsprechend agieren zu 
können. Und nichts anderes hatte der 
Ergänzungsantrag zum Ziel gehabt. 


Im Parteiprogramm hatten wir festge¬ 
halten: „Den Gewerkschaften kommt 
für die Organisierung der Arbeiter¬ 
klasse und für das Kräfteverhältnis 
zwischen den Klassen eine Schlüssel- 
rolle zu. Der DGB und seine Einzel¬ 
gewerkschaften sind die umfassends¬ 
te Klassenorganisation der Arbeiter, 
Angestellten und Beamten, der orga¬ 
nisierte Ausdruck ihrer gemeinsamen 
Klasseninteressen. ... Die DKP ist der 
Überzeugung, dass auch künftig starke, 
an den Interessen der Arbeiterklasse 
orientierte und für sie kämpfende Ge¬ 
werkschaften unentbehrlich sind. Sie 
wirkt für die Stärkung der Gewerk¬ 
schaften. Sie verteidigt die Tarifauto¬ 
nomie und bekämpft alle Angriffe auf 
die Einheitsgewerkschaften durch die 
Unternehmerverbände und andere re¬ 
aktionäre Kräfte.“ 

Ich kenne nicht eine Genossin, nicht 
einen Genossen, der dem widerspricht 
oder dieses gar ändern wollte. Stattdes- 
sen werden aber Schimären beschwo¬ 
ren, also versucht, Eindrücke zu ver¬ 
mitteln, die nicht den Tatsachen ent¬ 
sprechen. Ich will nur einige Punkte 
benennen: 

★ Da wird richtig dargestellt, dass die 
RGO-Politik der KPD falsch war, weil 
sie die durch die SPD-Führung betrie¬ 
bene Spaltung der Arbeiterklasse wei¬ 
ter vertiefte und den Kampf gegen den 
Faschismus erheblich schwächte. Das 
war der Grund, weshalb nach 1945 auch 
unsere Genossinnen und Genossen an 
der Bildung der Einheitsgewerkschaf¬ 
ten beteiligt waren. 

Warum diese historische Herleitung 
heute bemüht wird, ist indes nicht zu 
verstehen, da es überhaupt keine Dis¬ 
kussion über die Bildung einer kommu¬ 


nistischen Richtungsgewerkschaft in 
diesem Land gibt. Es sei denn, es soll 
der Eindruck vermittelt werden, dass 
es ein solches Ziel in der Partei gäbe. 
Dieses ist aber falsch. 

★ Da wird ein scheinbarer Wider¬ 
spruch benannt zwischen „Wir verteidi¬ 
gen die Einheitsgewerkschaft ...“ und 
„Wir verteidigen das Prinzip der Ein¬ 
heitsgewerkschaft....“ mit der Befürch¬ 
tung, dass zwar ein Prinzip, jedoch nicht 
die real existierenden Gewerkschaften 
verteidigt werden würden. Begründet 
anhand praktischer Beispiele wird die¬ 
se Befürchtung jedoch nicht. Es könnte 
möglicherweise abgeleitet werden aus 
der Politik der Gewerkschaften, die 
aufgrund immer noch enger personel¬ 
ler Verflechtungen auf Führungsebene 
sich als Arm der SPD verstehen. Wenn 
dem so sein sollte, dann ist in der Tat 
nicht nur die Einheitsgewerkschaft ge¬ 
gen Angriffe der Kapitalseite, sondern 
das Prinzip der Einheitsgewerkschaft 
innerhalb der Gewerkschaften zu ver¬ 
teidigen. 

★ Da wird ein „Geist“ beschworen und 
eine Praxis dargestellt, dass es zur Poli¬ 
tik in Teilen der Partei gehören würde, 
in den Betrieben grundsätzlich gegen 
die von den Gewerkschaften durch die 
Vertrauensleute aufgestellten Listen 
bei Wahlen zu den Interessenvertre¬ 
tungen zu kandidieren. Auch das ist 
nachvollziehbar nicht so. Es gab aber 
durchaus in der Vergangenheit Bei¬ 
spiele, in denen nicht gewerkschaftlich 
aufgestellte Kolleginnen und Kollegen, 
die selber Mitglied der Gewerkschaft 
waren, die Wahlen gewonnen und eine 
tatsächlich an den Interessen der Be¬ 
legschaft orientierende Interessenver¬ 
tretungsarbeit begonnen haben. Dieses 
aber als Grundsatz zu deklarieren ist 
falsch. 

★ Da wird richtig dargestellt, dass der 
Weg hin zu kämpferischen Gewerk¬ 
schaften nicht über den Angriff von 
außen führt und dass alle Versuche, 


linksradikale Abkürzungen zu nehmen, 
scheitern und schaden werden. Es wird 
aber weder benannt, wer einen „An¬ 
griff“ von außen führt, noch, was denn 
unter linksradikalen Abkürzungen zu 
verstehen ist. Es wird ein Bild gezeich¬ 
net, welches ebenfalls in der Partei 
nicht vorhanden ist. Denn eine Ver¬ 
änderung der jetzigen Politik der Ge¬ 
werkschaften hin zu einer an der Ar¬ 
beiterklasse orientierten Politik kann 
nur gemeinsam mit den Kolleginnen 
und Kollegen innerhalb der Gewerk¬ 
schaften gelingen. Das war und ist ein 
Grundsatz unserer Partei, der nicht zur 
Diskussion steht. 

Ich meine, dass die dargestellten Punk¬ 
te ablenken von anstehenden Aufga¬ 
ben, in denen wir kommunistische Po¬ 
sitionen und Politik entwickeln müssen. 
Auch hier will ich nur einige Beispiele 
benennen: 

Tarifpolitik 

Kennzeichnend ist, dass die einzelnen 
Tarifkämpfe in der jeweiligen Branche 
isoliert und ohne Abstimmung mit an¬ 
deren Branchen geführt werden. Es gilt 
zu diskutieren, wie dieses innerhalb der 
Gewerkschaften aufgebrochen werden 
kann. Es ist doch nicht begrüßenswert, 
wenn die IGM erfolgreich ihre Tarif¬ 
runde abschließt, während gleichzei¬ 
tig der Einzelhandel um den Bestand 
seines Manteltarifvertrages kämpfen 
muss. Wie können wir zu gewerkschaft¬ 
lichen Tarifgrundsätzen kommen, die 
über den jeweils eigenen Bereich der 
Gewerkschaft hinausgehen? 
Gesellschaftsdebatte 
In der Satzung von ver.di ist u.a. fest¬ 
geschrieben der Einsatz für die Siche¬ 
rung, die Verwirklichung und Weiter¬ 
entwicklung einer demokratischen und 
sozialen Gesellschaftsordnung. Ähnli¬ 
ches ist in der Satzung der IGM ent¬ 
halten. Wir als Kommunistinnen und 
Kommunisten wissen, dass dem Kapi¬ 
talismus die Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen und die private 


Aneignung des Mehrwerts systemim¬ 
manent ist und eben nicht Kennzeich¬ 
nung einer sozialen Gesellschaftsord¬ 
nung ist. Diese kann tatsächlich nur im 
Sozialismus entstehen. Wie können wir 
Impulse für eine Debatte innerhalb der 
Gewerkschaften über eine gesellschaft¬ 
liche Alternative zum Kapitalismus an¬ 
stoßen? 

Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit in 
der Partei 

Wir wissen, dass der organisatorische 
Zustand der Partei verbessert werden 
muss. Insbesondere als Partei der Ar¬ 
beiterklasse müssen wir diskutieren, 
wie wir unsere Genossinnen und Ge¬ 
nossen auf die Arbeit in den Betrieben 
und Verwaltungen orientieren können, 
wie wir als Partei innerhalb der Ge¬ 
werkschaften entscheidende Diskus¬ 
sionsprozesse anschieben können, wie 
wir die Forderung nach Arbeitszeitver¬ 
kürzung bei gleichzeitigem Lohn- und 
Personalausgleich, wie auf dem ersten 
Teil des Parteitags beschlossen, als stra¬ 
tegische Orientierung in den Gewerk¬ 
schaften umsetzen können. 

Neben diesen aus meiner Sicht not¬ 
wendigen Diskussionen gilt es auch, 
in tagesaktuelle Fragen einzugreifen, 
sei es gegen die weitere Zerstörung 
des Normalarbeitsverhältnisses, sei es 
ganz konkret praktisch bei der Unter¬ 
stützung von Tarifauseinandersetzun¬ 
gen der Gewerkschaften, wie z.B. im 
Bereich des Einzelhandels. 

Aber auch das ist und war Praxis der 
Partei, die wieder verstärkt umgesetzt 
werden muss. 

Olaf Harms 


(Olaf Harms ist Mitglied des Sekreta¬ 
riats des Parteivorstands für Betriebs¬ 
und Gewerkschaftspolitik und Mitglied 
im Präsidium des verdi-Landesbezirks- 
vorstands Hamburg sowie Betriebsrats¬ 
vorsitzender) 
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Reise zu Brecht nach Athen 

Eine Konferenz der KKE zum Werk des Dramatikers und Dichters 


Z u Brecht nach Athen? Die Kinder 
der Partisanen veranstalten einen 
Kongress, der sich ausschließlich 
mit Brecht beschäftigt? Einen zweitä¬ 
gigen mit allen Schikanen? Haben die 
nichts anderes zu tun? Mitten in der 
dicksten Wirtschaftskrise seit 80 Jah¬ 
ren? Es war mir vergönnt, die Genos¬ 
sinnen der Kulturabteilung des Zent¬ 
ralkomitees der griechischen Kommu¬ 
nistischen Partei kennen zu lernen. Die 
Leiterin, Genossin Eleni Miliaroniko- 
laki, die Malerin Mela und die Über¬ 
setzerin Ioannatou. Das in einem Haus, 
das vor Jahrzehnten die Kommunisten 
in Eigenleistung und mit internatio¬ 
naler Hilfe errichtet haben. Haus ist 
falsch: ein riesiger Gebäudekomplex - 
gegen die Faschisten gut gesichert, aber 
offen für die Kultur. 700 Plätze, fast im¬ 
mer alle besetzt, viele junge Leute. 

Sie wissen genau, was sie tun! Wenn der 
Satz stimmt: „Kunst ist Waffe!“ dann ist 
Brechts Werk der schärfsten eine. Die 
vielgeschmähten „SED-Chefs“ von 
einst mögen Fehler gemacht haben, 
aber dass sie den Wert Brechts unter¬ 
schätzten, kann ihnen keiner vorwer¬ 
fen. 

Sechs griechische Schauspielerinnen 
und ein Pianist der Theatergruppe 
„Moderne Zeiten“ brachten zu Beginn 
des Kongresses Lieder und Gedichte 
Brechts, mit Kraft vorgetragen. 
Dimitris Koutsoubas, der neugewählte 
Generalsekretär des Zentralkomitees, 
und Theodoris Chionis vom Zentralrat 
der Kommunistischen Jugend sprachen 
Grußworte. Eleni Miliaronikolaki, Lei¬ 
terin der Kulturabteilung der KKE, er- 
öffnete mit einer Rede: „Bertolt Brecht: 
Über das Einfache, das schwer zu ma¬ 
chen ist.“ Es folgten an diesem Wochen¬ 
ende mehr als dreißig Vorträge von Re¬ 
gisseuren, Theaterwissenschaftlerin- 
nen, Theaterkritikern, Schauspielern, 
Philosophiedozentinnen, Professoren, 
Philologinnen, Parteifunktionärinnen, 
Soziologen, einer Archäologin, Päda¬ 
gogen, Komponisten in mehreren The¬ 
menblöcken zu nahezu allen Aspekten 
von Brechts Leben, Werk und dessen 
Wirkung. Ein Mammutprogramm und 
für eine Genossin und zwei Genossen, 
die das alles für uns simultan übersetz¬ 
ten, eine harte Prüfung! Wir waren sehr 
zufrieden und sie seien hier noch ein¬ 
mal bedankt! 

Zu den Vorträgen: Als ich den Kopf¬ 
hörer aufgesetzt hatte, konnte ich nur 
noch den Schluss des Beitrages eines 
imposanten Mannes hören. Er sprach 
davon, dass das Aufführen von Brechts 
Stücken Selbstaufopferung erfordert. 
Viele Schauspieler und Schauspiele¬ 
rinnen suchen und werden bei der Be¬ 
schäftigung mit Brecht reifer, lernen, 
werden andere Menschen. Er stellte 
die Frage, ob in der klassenlosen Ge¬ 
sellschaft noch Kunst nötig sein wird? 
Die Antwort: Auch dann wird Brecht 
gebraucht! Auch dann werden Kom¬ 
munisten nicht geboren. Der Bewusst¬ 
seinsprozess bleibt notwendig. Und 
schließlich: Man muss sich als Künstler 
mit den Ausgebeuteten zusammentun. 
Nur von unten kann die Veränderung 
kommen. Der Mann setzte sich schließ¬ 
lich neben mich, er ist ein bekannter 
Regisseur und Schauspielerkollege. 
Sein Name: Kostas Kazakos. Später 
konnten wir uns unterhalten. Was er 
berichtete, war hochinteressant: er be¬ 
treibt ein Theater in Athen, gestaltet 
wie ein Amphitheater mit 450 Plätzen, 
aber innerhalb eines Gebäudes. Und 
er hat im letzten Jahr Brechts Puntila 
inszeniert und auch die Figur des Pun¬ 
tila gespielt. Es gab nur ein Problem: 
die bürgerlichen Medien schwiegen 
die Aufführungen tot. Das führte an¬ 
fangs zu schwach besetztem Zuschau¬ 
erraum. Erst durch Empfehlung von 
Besucherinnen und Besuchern kam 
es schließlich zu ausnahmslos ausver¬ 
kauften Vorstellungen. Grund war auch 
der günstige Einheitspreis für die Vor¬ 
stellung: 10 Euro! Resultat: ein großer 
Erfolg für die Arbeiterbewegung und 
das Theater. Zweites Resultat: Kostas 
Kazakos kam in finanzielle Schwierig¬ 
keiten. 


Mncpioflt Wlnpexi 
ta.» »j.mi.iJMlWin 



Dann versuchten sie eine Zeit lang, 
ihn in der Versenkung verschwinden 
zu lassen. 

1988, zu seinem 90. Geburtstag, gab es 
nur eine kleine, von Genossenen orga¬ 
nisierte Veranstaltung in einem Augs¬ 
burger Lokal. Seine Vaterstadt hatte 
seinen 90. Geburtstag vergessen. Mit 
zwei Kolleginnen hatte ich die Ehre, 
dort zu singen und zu sprechen. Zum 
100. Geburtstag 1998 hätten sie sich 
mit ihrer Ignoranz vor der Welt bla¬ 
miert. Es wurden über 250 nationale 
und internationale Veranstaltungen 
angekündigt, allein 100 davon 
in Augsburg. Der dama¬ 
lige Bundespräsi¬ 


Regisseuren gemacht werden, die nicht 
wollen, was Brecht wollte, die seine 
Stücke benutzen, um ihre eigene „Ge¬ 
nialität“ zu zeigen und nicht, Brechts 
Inhalte zur Wirkung zu bringen. 
Brecht war für seine Arbeit im Kollek¬ 
tiv, für das gemeinschaftliche Denken 
bekannt und es war für fast alle, die 
das Glück hatten, mit diesem Genos¬ 
sen zusammenzuarbeiten, ein großer 
Gewinn und ihre aufregendste Zeit. 
Unmöglich, hier alle Referate zu wür¬ 
digen. Der Platz reicht nur für einige 
Stichworte: Brechts Politisierung zwi¬ 
schen den Kriegen; der Einfluss der 
Oktoberrevolution auf seine 
Entwicklung; seine spä¬ 


Warum boykottieren die Medien 
Brecht? Darum ging es auch in mei¬ 
nem Beitrag. Der Boykott der Medi¬ 
en ist ja nur ein Teil des Boykotts, den 
die herrschenden Klassen verschiede¬ 
ner Länder über Brecht und sein Werk 
verhängten. 1933 floh Brecht vor dem 
deutschen Finanzkapital ins Exil. Man 
darf annehmen, dass sie ihn sonst um¬ 
gebracht hätten. In den USA wurde er 
1942 als „Enemy Alien“, als feindlicher 
Ausländer, registriert. Das FBI hat ihn 
13 Jahre lang observiert. 1947 kam er 
vor den Ausschuss für unamerikani¬ 
sche Umtriebe. Er flüchtete wieder. Die 
Einreise nach Westdeutschland wurde 
ihm untersagt. Nur die Schweiz nahm 
ihn auf. 

Als 1950 bekannt wurde, dass Brecht 
die österreichische Staatsbürgerschaft 
verliehen worden war, reagierte die 
dortige Presse mit einem „shitstorm“, 
wie das heute heißt: 
„Kulturbolschewistische Atombombe 
auf Österreich abgeworfen“ ( Salz¬ 
burger Nachrichten) und „Wer 
schmuggelte das Kom¬ 
munistenpferd in das 
deutsche Rom?“ (Die 
Neue Front). Nur das 
Neue Theater in der 
Scala, im sowjetischen 
Sektor Wiens, spielte 
Brechts Stücke. Das 
Ensemble bestand 
aus zurückgekehrten 
Emigranten und An¬ 
tifaschisten. Ihre Auf¬ 
führungen wurden je¬ 
doch von der Presse 
totgeschwiegen. 

Brechts differenzier¬ 
te und kluge Stellung¬ 
nahme zum 17. Juni 
1953 in Berlin wurde in den bundes¬ 
deutschen Medien verstümmelt und 
einseitig wiedergegeben. 

Nachdem BB schließlich viel zu früh 
gestorben war, hörten die Angriffe 
nicht auf: 

Als sein Berliner Ensemble 1960 mit 
dem „ Arturo Ui“ in Frankfurt am Main 
gastierte, empfingen es an den Litfaß¬ 
säulen Plakate mit den Worten: „Die 
Kosaken kommen“. Die Junge Union 
bildete einen Kordon um das Schau¬ 
spielhaus und versuchte, das Publikum 
vor den „Kosaken“ zu schützen, indem 
es niemanden durchlassen wollte. 

Wie schon 1953 und auch 1956, nach 
der Niederschlagung der Konterrevo¬ 
lution in Ungarn, setzte nach dem Mau¬ 
erbau 1961 eine Anzahl westdeutscher 
Bühnen - bedrängt von Politikern, 
Abonnenten und Zeitungen, aber auch 
aus freien Stücken - Brecht-Inszenie¬ 
rungen vom Spielplan ab. Der mutige 
Frankfurter Intendant Harry Buck¬ 
witz erklärte, er werde seine geplante 
„Galilei“-Premiere erst dann abset¬ 
zen, wenn „von Ost auf West geschos¬ 
sen wird“. Auch Ulms Intendant Kurt 
Hübner trotzte öffentlichen Protesten 
und Bombendrohungen mit Brechts 
„Prozess der Jeanne dArc zu Rouen“, 
in der Regie von Peter Palitzsch. 

Das Neue Theater an der Scala in Wien, 
das sich nicht an den Brecht-Boykott 
gehalten hatte, wurde schließlich ein¬ 
fach geschleift. 



dent Herzog sah in Brecht ein Beispiel 
für die „Innovationskraft Bayerns“. 
Wen sie nicht totschweigen können, 
den versuchen sie, zu vereinnahmen. 
Sie schmücken sich mit dem großen 
Künstler, entpolitisieren sein Werk, 
möchten sein Bild auf ihre Waren kle¬ 
ben, um deren Wert zu steigern. Auf 
eine Lüge mehr oder weniger kommt 
es ihnen nicht an. 

Zum 50. Todestag 2006 durften auch 
Kapitalisten und bürgerliche Politi¬ 
ker Brechts Gedichte am Schiffbauer¬ 
damm vortragen. Die Deutsche Bank 
sponserte eine Dreigroschenoper- Auf¬ 
führung in Berlin. Sechs Jahre später 
verbietet das Frankfurter Ordnungs¬ 
amt eine Kulturveranstaltung vor der 
Alten Oper, bei der ich für Blockupy 
seinen „Mackie Messer“ singen wollte. 
Dem freiheitlichsten Präsidentenpfaf¬ 
fen aller Zeiten war das keinen Protest 
wert. 

Nach Boykott und Totschweigen ka¬ 
men neue Angriffe. Einer davon: 
Brechts Lyrik sei großartig (natürlich 
nicht seine politischen Gedichte), aber 
seine Stücke seien veraltet und seine 
Theatertheorie sei verstaubt. Immer¬ 
hin, seine Lyrik lassen die Scharfrich¬ 
ter gelten. Zu seinen Stücken, die umso 
aktueller werdende offener der Kapi¬ 
talismus sein Gesicht zeigt, möchte ich 
Manfred Wekwerth anführen, der fest¬ 
gestellt hat, dass viele Inszenierungen 
deshalb langweilig werden, weil sie von 


tere kritische Einschätzung der ersten 
Stücke. Brechts Erkenntnis, der Krieg 
sei dem Kapitalismus eigen: „Ihr Krieg 
tötet, was ihr Friede übrig gelassen 
hat“; eine Studentin beschäftigt sich 
mit den frühen Werken. Die Journalis¬ 
tin Aristoula Ellinoudi stellt fest, dass 
Brecht für die einfachen Menschen ge¬ 
schrieben habe, auch für kleinbürgerli¬ 
che Schichten. Der Regisseur und Dra¬ 
matik-Lehrer Kostas Dalianis meinte: 
Komme Brecht mit den Massen zu¬ 
sammen, sei er eine wirksame Waffe. 
Man könne ihn überall spielen: in Ge¬ 
fängnissen, Fabriken und großen The¬ 
atern. Er bleibe aktuell, solange der 
Kapitalismus herrscht. „Wir bitten Sie 
herzlich, das, was wir machen, als un¬ 
natürlich anzusehen!“(BB). Der Ge¬ 
nosse Kyrillos Papastavrou, ZK-Mit- 
glied, sah Brecht als Kind der Epoche 
der Oktoberrevolution. Die Bürgerli¬ 
chen sagen gleichzeitig: Brecht sei or¬ 
thodox und auch Antistalinist gewe¬ 
sen. Er habe gegenüber der SU kei¬ 
ne rein humanistische und liberale 
Haltung eingenommen. Die Diktatur 
des Proletariats sah er als eine Not¬ 
wendigkeit. Der Referent erinnerte 
an Brechts Kritik an Lukäcs, der bür¬ 
gerlichen und proletarischen Huma¬ 
nismus gleichsetze. Der 17. Juni zeigte 
für Brecht die Unzufriedenheit eines 
Teils der Arbeiterklasse, trug für ihn 
aber auch den Charakter einer faschis¬ 
tischen Aggression. 


Die Philologin Rita Nikolaidou meinte, 
wer den „subjektiven Faktor“ nicht ver¬ 
stehe, finde keinen Zugang zu seinem 
Werk. Die Zuschauer sollen eingrei- 
fen und selbst denken. Wenn Brechts 
Figuren begreifen, werden sie von Ne¬ 
ben- zu Hauptfiguren - z.B. die stumme 
Kattrin in der Courage. 

Die Doktorandin Maria Antonopoulou 
sprach über den sozialistischen Realis¬ 
mus. Gorki habe den Begriff erfunden, 
der sich ab 1934 verbreitete. Er sei eine 
Theorie der Reflektion. Merkmale sei¬ 
en Lebendigkeit, Komplexität, Wider¬ 
sprüchlichkeit, historisches Denken. 
Der Realismus sei kämpferische Ver¬ 
teidigung der Wahrheit, Stellungnah¬ 
me im Klassenkampf. Michalis Geor- 
giou, Theaterwissenschaftler in Berlin, 
sprach über die Rolle der Geschichte 
im Werk Brechts, die er auch als Mit¬ 
tel der Verfremdung nutzte. Zu diesem 
Zweck verlegte der die Schauplätze sei¬ 
ner Geschichten gerne in andere Län¬ 
der. Die Historisierung diente auch als 
Vorstellung von der Zukunft. Simos 
Papadopoulos, Theaterwissenschaftler, 
referierte über Brechts Lehrstücke, mit 
denen der die bürgerliche Kunst verlas¬ 
sen wollte. Sie thematisieren die Fragen: 
Wie ist es möglich, Menschlichkeit mit 
der bürgerlichen Klasse zu verwirk¬ 
lichen? Ist Disziplin menschlich oder 
unmenschlich? 

Die Professorin für neugriechische Li¬ 
teratur Georgia Ladogianni beschäftig¬ 
te sich mit Brechts epischer Umschrei¬ 
bung von Sophokles 4 „Antigone“. Von 
Professor Kentrotis, Übersetzungsthe¬ 
oriewissenschaftler an der Ionischen 
Universität, habe ich mir nur den einen 
Satz notiert: „Brecht traut uns nicht und 
auch sich selbst nicht“. Er beschäftigte 
sich mit Problemen der Übersetzung 
von Brechts Werken.Der Pädagogik- 
Wissenschaftler Thanasis Karagiannis 
beleuchtete Brechts didaktisch-dialek¬ 
tisches Werk für Kinder: Brecht möchte 
die Kinder auf die Erdbeben vorberei¬ 
ten. Der Schauspieler, so Karagiannis, 
sollte am Klassenkampf teilnehmen, um 
nicht ein Papagei zu sein. 

Das führt zu einem Thema, das mich 
als Schauspieler seit der Hochschulzeit 
beschäftigt: das epische Theater und 
die Benutzung der Verfremdung. Die 
Brechtsche „Verfremdung“ heißt, das 
Gewohnte so zu verändern, dass es uns 
wieder auffällt. 

Der Schauspieler und Regisseur Dimit¬ 
ris Papakonstantinou schlug vor, den 
Begriff der Verfremdung durch durch 
„ein Mittel der Durchführung“ zu erset¬ 
zen, weil er die Schauspielkolleginnen 
und -kollegen erschrecke. Sie können 
sich nichts darunter vorstellen, weil sie 
die epische Spielweise nicht praktisch 
erleben können. Er schlägt vor, den Be¬ 
griff zu ersetzen. 

Brechts epische Spielweise soll gesell¬ 
schaftliche Zusammenhänge sichtbar 
machen. Eigentlich ist es ganz einfach: 
Wenn ein Schauspieler ein Interesse 
daran hat, die Lüge zu enttarnen, dann 
wird ihm gemeinsam mit den Kollegin¬ 
nen und dem Regisseur etwas einfallen, 
wie etwas zu spielen ist. Das heißt im 
Umkehrschluss: Wer die Gesellschaft 
nicht verändern will, der wird sich al¬ 
lenfalls von einem Regisseur im positi¬ 
ven Sinn benutzen lassen, also ein Pa¬ 
pagei bleiben. 

Das dialektische Theater, das den Zu¬ 
schauer als Denkenden mit einbezieht 
in die Theaterpraxis, ist ohne Brechts 
politische Haltung, ohne dialektischen 
Materialismus und ohne den Willen der 
Darsteller zur Veränderung der Ver¬ 
hältnisse nicht praktizierbar. Nehmen 
wir unsere Kolleginnen und Kollegen 
also mit, einen Erkenntnisprozess in 
Gang zu setzen. Das macht durchaus 
Vergnügen. 

Kostas Kazakos, der Puntila-Darstel- 
ler und Regisseur, scheint da auf dem 
richtigen Weg zu sein. Damit er und die 
anderen Brecht-Freunde weltweit nicht 
am Hungertuch nagen müssen: Leute, 
geht in die Theater der Revolution! 
Sorgt, dass sie voll werden, auch ohne 
die Medien der Ausbeuter! 

Erich Schaffner 
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Wir trauern um unseren Genossen 

Wilhelm Schüller 

22. Juli 1921-12. Mai 2013 

Er hat Vorschläge gemacht 
Wir haben sie angenommen 
(Epitaph nach B. Brecht) 

Seine bitteren Erfahrungen aus der Zeit des Faschismus und des 
zweiten Weltkrieges ließen Wilhelm zum Antifaschisten werden. In 
sowjetischer Kriegsgefangenschaft nahm er Kontakt zum National¬ 
komitee Freies Deutschland (NKFD) auf und wurde an den Fron¬ 
ten zum Propagandisten des NKFD gegen den Krieg. Nach seiner 
Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft trat er in die KPD ein und 
kämpfte von nun an 66 Jahre lang in der kommunistischen Bewe¬ 
gung. In seiner Heimatstadt Soest trat er immer wieder mutig und 
unbeirrt für die Interessen der werktätigen Bevölkerung ein. Weder 
die Verfolgung im Kalten Krieg noch die konterrevolutionären Pro¬ 
zesse in den sozialistischen Fändern Osteuropas konnten Wilhelm 
seine kommunistische Überzeugung nehmen. Er nahm über viele 
Jahre verantwortliche Parteifunktionen auf verschiedenen Ebenen 
wahr, u.a. als hauptamtlicher Sekretär im Bereich Ostwestfalen. Ein 
besonderes Anliegen waren ihm die Entwicklung der Aktionsein¬ 
heit der Arbeiterklasse und breiter Bündnisse gegen Sozialraub, 
Aufrüstung und die Beteiligung der BRD an imperialistischen Krie¬ 
gen sowie der Widerstand gegen den aufkeimenden Neofaschismus. 
Wilhelm war weit über unsere Partei hinaus eine geachtete kommu¬ 
nistische Persönlichkeit. 

Sein klarer Klassenstandpunkt, seine Prinzipienfestigkeit und sei¬ 
ne Fernbereitschaft waren uns immer wieder Vorbild und Hilfe 
zugleich. Trotz seiner gesundheitlichen Probleme nahm Wilhelm 
bis kurz vor seinem Tod an den Treffen seiner Grundorganisation 
Hamm/Hellweg und der Bündnisse in seiner Heimatstadt Soest teil. 
Wilhelm wird uns fehlen. 

Die Genossen der DKP Hamm/Hellweg 


Ein Vogel will sich in die Luft erheben, 
selbst wenn sein Käfig golden wär. 

Khalil Gibran 

Unser Freund und Genosse, 
geschätzt als Kämpfer, Fehrer und Künstler 

Abu Elias 

(Nassif Jebeili-Fröhlich) 

23.8.1940-4.5.2013 

hat uns für immer verlassen. 

Er wird uns unvergessen bleiben. 

Unser Mitgefühl gilt allen seinen Verwandten, Freundinnen und 
Freunden, Genossinnen und Genossen, hier und im Fibanon. 

Said Arnaout, Sonay und Mehmet Bilgin, Gisela Blomberg, Bettina Jürgensen, 
Hermann Kopp, Marlene und Ana Kühn Paz, Irene Lang, Volker Metzroth, Julia 
Monossowa, Heinz Stehr, Klaus Stein 


Ein starkes Kämpferinnenherz 
hat aufgehört zu schlagen. 

Unsere Genossin 

Ilse Werner 

ist am 10. Mai gestorben. 

Unentwegt und unermüdlich engagierte sie sich für unsere ge¬ 
meinsame Sache: schon von Jugend an bei den Kommunisten, 
dann auch bei den Naturfreunde-Frauen, im Waldheim Clara 
Zetkin und in der VVN BdA. 

Eine große Unterstützerin - auch als Febensgefährtin von 
Alfred Hausser - und ein Vorbild für jüngere Kolleginnen und 
Genossinnen, das war unsere Ilse. 

Wir werden sie nicht vergessen! 

DKP Kreisvorstand Stuttgart 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, 
Kühlschrank, Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393 381539818 



Wir haben nicht zuviel ältere, 
ieiderfehien uns die jüngeren! 

Herzlichen Glückwunsch: 

Heide ist 75 geworden 
Karin wurde 70 
Wolf Walter ebenfalls 70 
WittigO wird 70 

Siegfried am Tag unseres Wasserturmfestes ebenfalls 70 

Die DKP Gruppe Elmshorn wünscht allen beste Gesundheit, 
politisches Stehvermögen habt Ihr bewiesen! 



e 
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Die Marx-Engels-Stiftung 

Marx Engels 

lädt ein zur Tagung 

Stiftung 


Energiepolitik - 

Interessen und Notwendigkeiten 


Samstag, 15.6.2013,10.00-18.00 Uhr 

Aula der Willy-Brandt-Gesamtschule, Brömerstr.12, Bottrop 


Jetzt bereiten wir gemeinsam unser Wasserturmfest am 
17. August vor. 


Ein aktiver ; guter Radsportler ; 

jedoch im sonstigen Feben nie nach oben buckelnd oder nach 
unten tretend! 

Das galt und gilt für ihn als Genosse, der immer engagiert seine 
Meinung vertritt, wie als Betriebsrat und BR-Vorsitzender, der 
gemeinsam mit seinen Kolleginnen erfolgreich gegen Betriebs¬ 
schließung kämpfte. 


Die Referenten und ihre Themen: 

Wolfgang Garbers: Warum Marxisten sich mit Energiepolitik 
beschäftigen sollten 

Wolfgang Pomrehn: Ein Ende mit Schrecken? - 
Weshalb die Energiewende unumgänglich ist 
Hans-Peter Brenner: Marxismus und Ökologie 
Franz Garnreiter: Elemente einer echten Energiewende 
Bruno Kern: „Grüner Kapitalismus“ und andere Illusionen 
Detlef Bimboes: Energiewende und Lebensweise 

Kostenbeitrag 10 Euro, für Studis und Menschen mit sehr geringem 
Einkommen 5 Euro. 


Wir gratulieren 


Oskar Mauch 

ganz herzlich zum Geburtstag. 

Er wurde am 22. Mai 70 Jahre alt. 

Fieber Oskar, wir danken Dir und wünschen Dir und Deiner 
Fiesel vor allem Gesundheit und noch viel Tust, Dich in die Aus¬ 
einandersetzungen unserer Zeit einzubringen. 

DKP Kreisvorstand Stuttgart 


Unser Genosse und Kamerad 

Günter Rauer 

wird am 25. Mai 80 Jahre alt. 

Günters jahrzehntelange Erfahrungen als klassenbewusster Ge¬ 
werkschaftssekretär und zweiter Bevollmächtigter der IG Metall 
Waiblingen sind für die DKP auch heute noch unentbehrlich. 
Seine Diskussionen sind geprägt von tiefem Klassenbewusstsein 
und scharfer Kritik an den bestehenden Macht- und Eigentums¬ 
verhältnissen in unserem Fände. 

Er hat großen Anteil an der Gründung der VVN/BdA Rems- 
Murr im Jahre 1984. Seit dieser Zeit ist er Mitglied im Sprecher¬ 
kreis. Er sieht die Ursachen von Krieg und Faschismus im kapi¬ 
talistischen Profitstreben. Dies macht er aber nicht zur Bedin¬ 
gung im antifaschistischen Kampf, sondern ringt stets um breite 
Bündnisse. 

Fieber Günter, wir wünschen Dir Gesundheit, alles Gute und 
weiterhin viel Kraft für unseren gemeinsamen Kampf. Noch viele 
schöne Reisen mit deiner Frau Helga. 

DKP Rems-Murr 


DKP/Karl-Fiebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51 373 Leverkusen - Tel: 0214/45418 
e-mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar, Sa./So. 22723. Juni 

Die große Wirtschafts- und Finanzkrise 

Referent: Lucas Zeise 

„Die Bourgeoisie ist überführt der Unfähigkeit, ihre eignen gesellschaftlichen 
Produktivkräfte fernerhin zu leiten. “ 

(F. Engels: Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft. 

MEW Bd. 19, S. 228) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen nur, wenn es 
sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 

Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 30 Euro. Fi¬ 
nanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder Bezirksvorstand abklären. 


Ferienwohnung 
in Südfrankreich 

bei Narbonne am Meer 
zu vermieten 

Hiltraut Wurm, 08144/7200 
anna.boegel@googlemail.com 



Entschieunigung: 


Da wir auch ein Mittagessen bereitstellen wollen, wären wir für eine 
Voranmeldung unter Marx-Engels-Stiftung@t-online.de oder 
Tel. 0211-6802828 (Hermann Kopp) dankbar. 



F01CT, VfRCEffEN? 


DAS KPD-VERBOT 1956 
HINTERGRÜNDE UND FOLGEN 


SS®" 


Freitag, 31. Mai, bis Sonntag, 2. Juni 

Das lange Wochenende der 


www.jungGWGlt.de/events 


jungeWelt-ladengalerie 


FREITAG, 31.5., 
19 UHR 


SAMSTAG, 1.6., 
15 UHR 


SAMSTAG, 1.6., 
20 UHR 

(EINLASS: 1930 UHR) 


SONNTAG, 16., 
12 UHR 


SONNTAG, 16., 
17 UHR 


Außerdem 

täglich: 


BERLINER BUCH PREMIERE: »Wider den Zeitgeist« (Band 2). Mit dem 

Autor Moshe Zuckermann (Um Voranmeldung wird unter mm@> jungsweh.de oder 
030/536355-56 gebeten. Eintritt: 5,00 €/erm.: 3,00 €) 

BUCHPREMIERE: »Reform und Revolution. Revolutions- und Klassen¬ 
theorie im 21.Jahrhundert«. Mit den Herausgebern Ekkehard Lie- 
beram, Robert Steigerwald und der Autorin Edeltraut Felfe (Eintritt: frei) 

MUSIKALISCHE LESUNG: »Wer entkommen will, braucht Glück«. 

Brecht-Programm mit Carmen-Maja An ton i und Jennipher Antoni 
(Veranstaltung in Kooperation mit der RLS) (Um Voranmeldung wird unter 
mm@jungewelt.de oder 030/53 6355-56 gebeten. Eintritt: frei) 

PODIUMSDISKUSSION: »Stalin. Geschichte und Kritik einer schwarzen 
Legende«. Mit: Domenico Losurdo, Kurt Pätzold und Werner Fischer 
(Eintritt: frei) 

PODIUMSGESPRÄCH: Wohin steuert Venezuela? Autor Andre Scheer 
(jW) und Katja Klüßendorf (jW) berichten von ihren Eindrücken 
während der Wahlen in Caracas (Eintritt: frei) 

AUSSTELLUNG: Gesicht zeigen - Porträts aus vier Jahrzehnten der 
Fotografin Gabriele Senft (bis 15.82013^ Eintritt: frei) 

Änderungen Vorbehalten. 


Besuchen Sie auch unser Genossenschaftscafe! 


Auf der Terrasse der jungen Welt, To rstr. 6,10119 Berlin (Nähe Rosa-Luxem burg-Platz) 


Rohe & Natur satt im Müritz 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kratzcb u rg - G ranzin. 
Havel & Havelaeen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel.: 0331/870796 [AB| 


Toskana, nah am Meer 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stilie; 


crofb helle Zimmer, 
viele qute Eucher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinde rparadies. 



4 1 r Jpm «w Jahre sozialistische Kinderorganisation 
G /jg> 8.6, Großes Jubiläums-Kinderfest 

.-02.06 Pfingsteamp 
pflft 1 . j 27.07.-10.08. Ferienlager 

Anmeldungen und Infos unter 

ii AIwww. otepeperoni.de 
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Die Landesregierung ist dabei 

Betr.: Opelwerk in Bochum 

Nicht nur CDU, GM und Konsorten 
unternahmen in Wirklichkeit nichts 
für den Erhalt des Bochumer Opel- 
Werks. Bereits im Vorfeld der Verhand¬ 
lungen mit dem Opel-Konzern hat die 
SPD/Grüne-Landesregierung das Pro¬ 
jekt 2022 aus der Taufe gehoben. Wirt¬ 
schaftsminister Duin wusste sogar 
schon im vergangenen Januar stolz zu 
erklären, dass Opel Bochum sicherlich 
geschlossen wird. Nicht mehr. (...) 

Falk Moldenhauer ; Bochum 

8. Mai: Jahrestag der Befreiung 
vom Faschismus 

Betr.: Anzeige früherer Generäle vor 
acht Jahren zum 60 . Jahrestag in der 
FAZ, UZ vom 3 . 5 . 2013 , S. 9 

Zu ergänzen wären die Äußerungen 
des Fraktionsvorsitzenden Dr. Alfred 
Dregger aus den Reihen der christli¬ 
chen Union vom April 1985, wonach 
er stolz sei „noch am letzten Kriegs- 


G anz schön alt. Mit der Betonung 
auf schön. Die ganzen Verglei¬ 
che mit gutem altem Rotwein, 
Lebenserfahrung etc. werden euch jetzt 
hier erspart. Fakt ist, wir werden immer 
besser, wir haben noch so einiges vor, 
und wir werden dem Schweinesystem 
weiter die Stirn bieten. 

In unserer sozialistischen Kinder- und 
Jugendorganisation treffen sich jedes 
Jahr Schülerinnen und Schüler, Stu¬ 
dierende, Auszubildende, Berufstäti¬ 
ge, Rentner und Rentnerinnen. Die 
verschiedenen Erfahrungen und An¬ 
sichten, Stärken und Schwächen jedes 
Einzelnen sind Grundlage für unsere 
politische Arbeit. Auf die können wir in 
diesem Jahr mit ganz besonderem Stolz 
zurückblicken. 

Neben den „üblichen“ Freizeiten wer¬ 
den wir dieses Jahr besonders unser 
Jubiläum feiern. Am 8. Juni organisie¬ 
ren wir mit allen Peperoni, Freunden 
und Freundinnen, Förderern und För¬ 
derinnen mit allen Interessierten ein 
großes Kinderfest in Zusammenarbeit 
mit dem Clara-Zetkin-Haus in Stutt¬ 
gart. Dort wollen wir uns und unsere 
Arbeit gemeinsam feiern. Ab 14 Uhr 
steigt das große Kinderfest mit Zau¬ 
berer, Kistenrutschbahn, Malständen 
und und und. 

Neben der ganzen Feierei dürfen unse¬ 
re Freizeiten und die politische Arbeit 
natürlich nicht zu kurz kommen. Ne¬ 
ben dem monatlich stattfindenden Kin¬ 
dertreff im Clara-Zetkin-Haus bieten 
wir ein 14-tägiges Zeltlager, ein viertä¬ 
giges Pfingstcamp und eine vier tägi¬ 
ge Herbstfreizeit an. Das Ferienlager 
steht diesmal im Zeichen des Themas 
„Unsere Rechte - Unsere Zukunft?“. 


tag gegen die Rote Armee gekämpft 
zu haben.“ 

Wie stolz wäre er erst gewesen, hätte 
der deutsche Faschismus gesiegt? 

Das Beklagen von Niederlagen in einer 
ihrer Schlachten seitens der Generäle 
des Militarismus ist verständlich - bei 
denen einer Demokratie gilt es genauer 
zu fragen: „Wem nutzen sie?“ 

Wobei sie jedoch am Ende bzw. in der 
Gründungszeit der BRD doch noch als 
Sieger hervorgehen konnten und nicht 
zuletzt durch die, im Bundestag vom 
Juni 1960, aus den Reihen der Sozial¬ 
demokratie, ausdrückliche und prin¬ 
zipielle Zustimmung des SPD-Abge- 
ordneten Wehner, zur Aufrüstung der 
Bundeswehr mit „modernsten Waffen“. 
Wenn jedoch bereits die Spitze des 
DGB diese als Teil der Friedensbewe¬ 
gung ihren Mitgliedern anpreist und zu 
verordnen gedenkt, darf ein Arbeiter¬ 
herz nicht ruhig bleiben! 

Heute sind Kriege (auch Angriffskrie¬ 
ge, militärische Überfälle) bereits mit 


Für wen gibt es Rechte? Wer hat kei¬ 
ne Rechte? Wer sagt, was Rechte über¬ 
haupt sind? Wie können wir für unsere, 
aber natürlich auch für die Rechte an¬ 
derer Menschen eintreten und kämp¬ 
fen? Das werden wir, wie immer spie¬ 


lerisch und unterhaltsam, gemeinsam 
thematisieren. Neben dem Thema kom¬ 
men aber auch Spiel, Spaß und Sport 
nicht zu kurz. 

T-Shirts batiken und Seidenmalerei 
stehen hoch im Kurs und bieten allen 
die Möglichkeit, die eigene Kreativität 
auszuleben. Aber auch in der Holz-AG 
entstehen wahre Kunstwerke. Auspow¬ 
ern kann mensch sich bei zahlreichen 
Fußballspielen, dem Volleyball- oder 
Fußballturnier oder neuen Spielen wie 


und unter Sozialdemokraten und Grü¬ 
nen möglich, wenn auch nicht gerade 
unter diesem weitestgehend obsolet ge¬ 
machten Begriff. 

Zur beklagten Teilung sei zu erwähnen, 
dass die Sowjetunion auf der Potsdam- 
mer Konferenz der Anti-Hitler-Koaliti- 
on vom Sommer 1945, den Westen von 
seinen Plänen zur Teilung Deutsch¬ 
lands (USA-Plan 1943, Britischer Plan 
1943,Morgenthauplan 1944) abbringen 
konnte, und sie die Konzeption eines 
einheitlichen, demokratischen und an¬ 
tifaschistischen Deutschlands mit im 
Gepäck hatte. 

Uwe Knutzen, Nordfriesland 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Cross-Boccia und auf der Slackline. 
Auch beim Sporttag, der wie jedes Jahr 
mit sportlichen, lustigen, kniffligen und 
kreativen Aufgaben aufwartet, kommt 
jede/r auf seine/ihre Kosten. Zudem 
steht ein Ausflug mit Übernachtung in 


freier Wildbahn auf dem Programm. 
Und wem das alles noch nicht reicht, 
zum nächsten Badesee sind es fünf Mi¬ 
nuten zu Fuß. 

Um unsere Solidarität mit Menschen 
auszudrücken, denen es nicht so gut 
geht wie uns, unterstützen wir wie je¬ 
des Jahr ein Projekt in einem anderen 
Land. Im letzten Jahr wurde für ein 
Projekt in Nicaragua gebastelt und ver¬ 
kauft. Wir sind gespannt, wieviel wir in 
diesem Jahr spenden können. 


Solingen: Welche Rolle spielt(e) der „Ver¬ 
fassungsschutz“? Über Solingen zum 
„NSU“ - die heillose Verstrickung des, 
„Verfassungsschutzes“ in rechtsextreme 
Szenen und Parteien, Veranstaltung des 
Solinger Appells, Referent: Dr. Rolf Gössner, 
Forum der Bergischen VHS, Mummstr. 10, 
42651 Solingen, 18.30 Uhr 

Solingen: Konzert mit dem Trio QUIJO¬ 
TE anlässlich des 20. Jahrestages des 
Brandanschlages auf das Haus türkischer 
Mitbürger in Solingen mit Liedern und Tex¬ 
ten gegen Rassismus, für Toleranz und ein 
friedliches Miteinander! Cobra, Merschei¬ 
der Straße 77-79. Eintritt: 10 €/ erm. 5 € 


SA ★ 25. MAI 


Solingen: II. Bundesweite Demonstration: 
Auch 20 Jahre nach dem Brandanschlag 
von Solingen: Kein Vergeben, kein Verges¬ 
sen! - Das Problem heißt Rassismus! Ab 
13.00 Uhr in Solingen Südpark 


SO ★ 26. MAI 


Mönchengladbach: Konzert „Sonne der 
Gerechtigkeit“ - Lieder von Mikis Theo- 
dorakis in deutscher Sprache.Theater im 
Gründungshaus, Eickener Str. 88. 18.00 
Uhr, Eintritt: 12,- Euro 


Ml ★ 29. JUN 


Berlin: Frieden in Kurdistan?! - Ein Dele¬ 
gationsbericht über die Erfahrungen wäh¬ 
rend der Newrozfeierlichkeiten. Schank¬ 
wirtschaft BAIZ, Berlin, Christinenstraße 1/ 
Ecke Torstraße (Nähe Rosa-Luxemburg- 
Platz bzw. Rosenthaler Platz) 

Dortmund: 17.00 Uhr Hansaplatz Aktion 
des „Bündnis Dortmund gegen Rechts“ zur 
Erinnerung an das Verbrechen der Bücher¬ 
verbrennung. Anschließend Mahngang zur 
Steinwache! 


SO ★ 2. JUN 


Hamburg: Öffnung „Dauerausstellung zur 
Zwangsarbeit in Hamburg 1939-1945“, 
14.00-17.00 Uhr, Veranstalter: Willi-Bre- 
del-Gesellschaft-Geschichtswerkstatt e.V. 
Führung durch die neue, erweiterte Dauer¬ 
ausstellung in den letzten erhaltenen ehe¬ 
maligen Zwangsarbeiterbaracken Ham¬ 
burgs, Lager Kowahl+Bruns, Wilhelm-Raa- 


Vor dem Jahreshighlight findet das 
Pfingstcamp statt. Mensch könnte 
meinen, das Pfingstcamp ist nur ein 
kleines Ferienlager, aber nein, weit 
gefehlt. Wer einmal ein Pfingstcamp 
im Kirnbachtal miterlebt hat, erliegt 
dem besonderem Charme dieses Or¬ 
tes. 

Ein bisschen Abenteuerurlaub, ein 
bisschen Märchenwald und viel Ac¬ 
tion im und um den Wald bei Tübin¬ 
gen. Auch hier wollen wir unser Jah- 


be-Weg 23, nahe S.Bahn Flughafen (mit 
Filmvorführung) 


MO ★ 3. JUN 


Mainz: „Stalin - Geschichte und Kritik 
einer schwarzen Legende“ DKP Mainz, 
Lesung und Diskussion mit Prof. Dr. Do¬ 
menico Losurdo, Antiquariat am Ballplatz, 
Ballplatz 5,19.00 Uhr._ 

Hamburg: Sind die Arbeiter noch Klas¬ 
se? Haben sie noch Kraft? Veranstaltung 
der DKP LangenhornFuhlsbüttel, Referent: 
Holger Schultze, Bürgerhaus Langenhorn, 
Tangstedter Landstr. 41,19 Uhr 


DO ★ 6. JUN 


Essen: Öffentliche Mitgliederversammlung 
der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba 
e.V., Regionalgruppe Essen: „Solidarität 
mit Cuba - Freiheit für die MIAMI 5 - Für 
einen Sommer der Solidarität!“, 18:00 Uhr, 
Gaststätte Linker, Oberdorfstraße 34 (Nähe 
Haltestelle Helenenstr.).Themen u.a.: Cuba 
aktuell, Berichte und Auswertungen, Ak¬ 
tionsplanungen, Fiesta Moncada, SDAJ- 
Brigaden, FG-Bundesdelegiertenkonferenz, 
weitere Termine und Projekte. Interessen¬ 
ten sind herzlich willkommen. Weitere In- 
fos: www.cubafreundschaft.de 
Suhl: RotFuchs Förderverein e.V. Suhl und 
Umgebung, Thema: „Entwicklung der kom¬ 
munistischen Bewegung in der BRD“, Re¬ 
ferent: Rolf Priemer, 1996 bis 2008 Stellv. 
Vorsitzender der DKP, 1996 bis 2007 Chef¬ 
redakteur der DKP-Wochenzeitung Unsere 
Zeit (UZ) 17.00 Uhr - 19.00 Uhr, Hotel 
„Thüringen“ 


MO ★IO.JUN 


Dortmund: Erstes Treffen des Arbeitskrei¬ 
ses „Wirtschaft und Soziales“, Referent: 
Olaf Harms (Mitglied des Sekretariats der 
DKP), 19.00. Uhr 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


resthema inhaltlich aufgreifen. Wir sind 
gespannt. 

Für alle, die es kaum erwarten kön¬ 
nen, ihre neuen Freunde wiederzuse¬ 
hen oder uns einmal kennenzulernen, 
stehen die nächsten Freizeiten bereits 
vor der Tür. 

Nähere Infos unter www.rotepepero- 
ni.de oder unter mail@rotepeperoni. 
de. 

Die Landesleitung (Baden-Württemberg) 
der Roten Peperoni 


Das zwanzigste Peperoni Jahr 

„Wir werden immer größer, jeden Tag ein Stück ..." 



Jane Zahn zu Besuch bei den Roten Peperoni. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Tochter von Che fordert 
Europas Linke zur Einheit auf 


Aleida Guevara, Tochter des legendär¬ 
en Revolutionärs Ernesto Che Gueva¬ 
ra, forderte am vergangenen Samstag, 
20.5.2013, auf der Abschlussveranstal¬ 
tung des „Subversiven Festival“ in Zag¬ 
reb die Linke in Europa auf, sich gegen 
den Neoliberalismus zu vereinen, da 
dieser die Erfolge der Arbeiterkämp¬ 
fe zerstört. An die Linke in Europa ge¬ 
wandt sagte sie: „In Europa muss man 
für das Zusammenführen der Bevölke¬ 
rung arbeiten. Zusammenführen, das 
ist etwas so Wichtiges, das man aber in 
Europa weitgehend verloren hat. Die 
Linke hat sich in lauter Einzelteile zer¬ 
splittert. So geht es nicht!“ 

In ihrer Rede rief sie zur S olidarität mit der 
„Dritten Welt“ auf. Als Beispiel für die 
Notwendigkeit dieser Solidarität ver¬ 
wies sie auf die Nationalisierung des 
spanischen Öl-Multis Repsol in Bolivi¬ 
en. „Mich haben Spanierinnen gefragt, 
ob dies korrekt sei. Dies fragen sie nach 


400 Jahren Raub an den Naturreichtü- 
mern Lateinamerikas“, klagte Aleida 
Guevara. Und weiter: „Das alte Europa 
muss begreifen, dass die Welt sich ver¬ 
ändert. Die neoliberale Politik zerstört 
den Kern dieser Länder. Mit der Priva¬ 
tisierung des Bildungs- und des öffent¬ 
lichen Gesundheitswesens werden heu¬ 
te historische soziale Errungenschaften 
der Arbeiterbewegung zerstört.“ 
Alexis Tsipras (SYRIZA) und der Phi¬ 
losoph Slavoj Zizek hatten mit einer 
Debatte das Festival am 15. Mai eröff¬ 
net. In Debatten, Workshops, Kultur¬ 
veranstaltungen, Seminaren - u.a. von 
Transform! Europe - tauschten Akti¬ 
visten aus Bewegungen und Wissen¬ 
schaftler ihre Erfahrungen aus und 
suchten nach gemeinsamen Wegen, um 
den Kampf gegen die Privatisierung 
der öffentlichen Güter und gegen den 
Neoliberalismus zu gewinnen. 

Im 



Tornado über Oklahoma 



Siehe Kommentar auf Seite 8. 


„Wenn die Welt in Teile zerfällt“ 

ESC Malmö - Oh, Oh, Ooh, Uh, Uh, Uuh im sechsten Krisenjahr 


Was singt man bei einer Jugendarbeits¬ 
losigkeit von 64,2 Prozent? Klar: „Al- 
cohol is free!“ Das ist nicht gerade eine 
klassenkämpferische Haltung, aber, 
angesichts der von Berlin und Brüssel 
inszenierten griechischen Tragödie, im¬ 
merhin ein plausibles Vorhaben. Die 
Krise und der Suff, das passt. Das fan¬ 
den jene wohl auch, die beim Malmöer 
Jodelwettbewerb mitgestimmt hatten - 
wer immer das auch sein mochte. Platz 6. 
„Starke Winde treiben uns weit vom 
Festland“ hatten Koza Mostra (etwa: 
Meine Sicht der Dinge) getextet, „un¬ 
sere Route könnte falsch sein“. Da kann 
man kaum widersprechen. „Schiffbrü¬ 
chige sind wir, keiner wird uns finden.“ 
Zum Glück für die griechische Ska- 
Truppe „in einem endlosen Meer aus 
gutem alten Whisky.“ Klar also: „Alco- 
hol is free.“ Und das ist für den durch¬ 
schnittlichen Mitteleuropäer, der auf 
den verwegenen Gedanken verfällt, 
sich das tatsächlich anzusehen, was uns 
da als Europäischer Gesangs-Wettbe¬ 
werb des „Official Beauty Partners“ 
Schwarzkopf dargeboten wird, auch 
dringend geboten. Laut Spiegel sollen 
es 8,21 Millionen gewesen sein, die sich 
in der Bundesrepublik zumindest den 
eigenen Beitrag angesehen haben. Das 
dürfte nicht nur den Umsatz der Firma 
Schwarzkopf gesteigert haben. Auch 
wenn die Vision von Koza Mostra, „ein 
endloses Meer aus gutem alten Whis¬ 
ky“, zumindest für die „Cascada“-Fans 
(so etwas soll es ja geben) ein wenig zu 
anspruchsvoll daher kommen dürfte. 
Selbstredend war auch in Malmö die 
Oh-Oh-Ah-Ah-Herz-Schmerz-Frakti- 


Der Abschied von der 
Schmalztolle bleibt aus 
- ein „höh'res Wesen“ 
ward nicht gesehen 


on wieder drückend überlegen: „Love 
Kills“ einen für Belgien startenden, trü¬ 
be dreinschauenden Roberto Bellaro¬ 
sa, dagegen glaubte ein Ryan Dolan 
(Irland): „Nur die Liebe überlebt.“ Ein 
Farid Mammmadov (Aserbeidschan) 
versicherte er „würde durch den Ozean 
schwimmen, wenn du mich rufst“. Und 
eine sichtlich gereifte und geglättete 
Bonnie Tyler (GB) forderte ultimativ: 
„Believe in me! Yeah“. Die Spanierin 
Raquel del Rosario Macias möchte 


„verkünden, dass die Liebe über alles 
triumphiert“. Nicht ganz, wäre spätes¬ 
tens hier einzuwenden. Da wäre noch 
die Sache mit der spanischen Jugendar¬ 
beitslosigkeit von 55,9 Prozent. 

Da hatte das schmachtende Männer- 


Sextett aus Kroatien die christliche 
Demuts- und Verzichtslyrik schon bes¬ 
ser drauf: „Oh, diese schwierigen Zei¬ 
ten! Der Wein fließt nicht mehr.“ Nicht 
mehr überall, um korrekt zu sein. „Mei¬ 
ne Rose so wunderschön (...) meine 
letzte Scheibe Brot werde ich liebend 
gern mit dir teilen.“ Na, wenn das nichts 
ist. Auch ein bekehrter Marco Mengo- 
ni (Italien) will sich „wenn die Welt in 
Einzelteile zerfällt“, von seinen „Ex¬ 
zessen“ und „schlechten Angewohn¬ 
heiten“ verabschieden. Wohl aber 
nicht von seiner Schmalztolle. Einen 
echten Song zur Krise im Ufa-Style 
präsentierte, offenbar im klassischen 
Kristina-Söderbaum-Nachthemd, Bir¬ 
git Öigemeel (Estland): „Das Eis wird 
schmelzen, die kahlen Bäume werden 
wieder Blätter tragen/Jedes Ende ist 
nur ein neuer Anfang/Wir brauchen die 
Nacht, damit uns der Tag Licht bringen 
kann.“ Usw. usf. Ein wahrhaft dialekti¬ 
sches Lehr-Gedicht. Fehlte nur noch: 
„Davon geht die Welt nicht unter ...“ 
Die Ramba-Zamba-Truppen („Hu, 
ha, hu, ha, hu, ha, Dsching, Dsching, 


Dschingis Khan ...“) waren, obwohl 
chronologisch eigentlich der Herz- 
(und Magen)-Schmerz Fraktion vorge¬ 
lagert, erstaunlich schwach vertreten. 
Ralph „Friedens“-Siegel (San Mari¬ 
no) war vorzeitig rausgeflogen und die 


Stimmungsfeldhaubitze DJ Ötzi hatte 
(zum Glück) niemand geladen. Aber es 
blieb noch reichlich aus der Abteilung 
kreischende Jungfrauen und brunzende 
Möchtegern-Machos übrig. Eine über¬ 
drehte Krista Siegfrieds (Finnland) 
blies dabei die letzte postsozialistische 
Erlösungs-Trompete: „Oh, oh, oh, oh, 
ding, dong. (...) Yeah, I do it for you, 
marry me, baby!“ Befehl ist Befehl. 
Hier wohl besser nicht. 

Nun mag nicht jedem der philosophi¬ 
sche Gehalt von Zeilen wie, „Jede Türe 
die zugeht, geht am Ende auch wie¬ 
der auf“ (Öigemeel), zugänglich sein. 
Ebenso stellen die vielen Oh, Oh, Ohs 
und Ah, Ah, Ahs eine nicht zu unter¬ 
schätzende intellektuelle Herausforde¬ 
rung dar. Daher haben die ESC-Ver¬ 
anstalter sich mit den Jahren einsich¬ 
tig gezeigt und eine millionenschwere 
Batterie technischer und personeller 
Verständnishilfen installiert und en¬ 
gagiert. Diese reichen von einfachen 
Laserblitzen über den beliebten Bo¬ 
dennebel bis hin zum veritablen Flam¬ 
menwerfer. Aliona Moon (Moldawi¬ 


en) wurde zur optischen Verstärkung 
sogar eine Hydraulik ins Kleid gebaut. 
Dazu kommen die scheinbar unver¬ 
meidlichen Hupfdohlen beiderlei Ge¬ 
schlechts. Wer jetzt noch nicht versteht, 
dass hier nichts zu verstehen ist, hat so¬ 
wieso nichts verstanden. 

Einen veritablen Beitrag in Richtung 
Krise hatte auch „Deutschland“ auf 
der Pfanne: Eine dralle Jetzt-haun- 
wir-auf-die-Pauke-Blondine. Titel von 
Frau Natalie Horler: „Glorious“. Selt¬ 
samerweise stieß dieser glorreich-teu¬ 
tonische Party-Pop nicht auf ungeteilte 
Zustimmung. Sätze wie: „Die Welt ist 
unser“, oder „Wir können die Welt in 
Brand setzen“, oder „Crash und Brand 
und ich verliere den Verstand“, ge¬ 
schmettert von einer bedenkenlosen 
deutschen Walküre, lösen in manchen 
Weltgegenden zur Verwunderung von 
Bild & Co. seltsamerweise nicht unbe¬ 
dingt helle Begeisterung aus. Erschwe¬ 
rend für Frau Horler, das sei vermerkt, 
müht sich ihre Kanzlerin in den letzten 
Jahren recht erfolgreich, die europäi¬ 
sche Erinnerung an die braunen Tau¬ 
send Jahre vor der Gefahr einer euro¬ 
euphorischen Demenz zu bewahren. 
Platz 21 dürfte daher zu einem Groß¬ 
teil auf ihr Konto gehen. 

Den ESC-Klamauk der Vollständigkeit 
halber mal ein wenig ernst genommen, 
schwankt die popindustrielle Wirklich¬ 
keitsreflexion zwischen romantisch-be¬ 
ziehungsdramatischem Fluchtinstinkt 
in die Innerlichkeit und trotzig-auto¬ 
suggestiver Selbstbehauptungsgeste in 
der Niederlage. Dass beides nicht son¬ 
derlich geeignet ist, reale Erkenntnis 
zu fördern oder gar Veränderung zu 
unterstützen braucht wohl kaum ar¬ 
gumentiert zu werden. Wer wollte das 
vom ESC erwarten. 

Für „Bild“ hat Frau Horler mit ihrer 
„flotten Nummer“ als Siegerin der 
deutschen Herzen natürlich satt ge¬ 
wonnen. Angeblich 40 000 „User“ hät¬ 
ten im ersatzweise gestarteten Bild- 
(Gegen)-Voting abgestimmt. „Uns“ 
war immer schon egal „wenn alles in 
Scherben fällt“. Wirklich gewonnen da¬ 
gegen hatte mal wieder ein Mädchen: 
Emmelie de Forest aus Dänemark. Bar¬ 
fuß, im weißen Flatterkleid mit blon¬ 
den, zerzausten Haaren vor Männern 
mit Landsknechtstrommeln. „Only 
Teardrops“, natürlich ebenso dünn wie 
alles andere, aber ein einziger Appell 
an das Helfersyndrom. Die Klein-Mäd¬ 


chen-Lolita-Nummer, „Satellite“, und 
verschärft, „Taken by a Stranger“ hat¬ 
te ja schon Stefan Raab mit Frau Mey- 
er-Landrut bis zum Geht-nicht-mehr 
abgeritten. Sie durfte ein paar Mona¬ 
te „Deutschlands“ liebste Göre geben, 
bis sie nun, aus der Versenkung hervor¬ 
geholt, als „Jury-Chefin“, wegen eines 
Versprechers zur „Lena Meyer-Ganz- 
doof“ (Bild) befördert wurde. 
Emmelie de Forest gegen Natalie Hor¬ 
ler. Größer könnte die Diskrepanz zwi¬ 
schen „Deutschland“ und dem Rest 
Europas kaum sein. Die aufgepop(p) 
te Variante von: „Wir machen durch 
bis morgen früh und singen: Bumsfal- 
lera! hatte gegen die „Teardrops“ der 
kleinen Emmelie nicht die Spur einer 
Chance. Das ist natürlich egal, aber 
(Bild: „ESC-Klatsche“) es hätte schon 
schlimmer kommen können. Aber auch 
besser. Die lautstarke Abwesenheit des 
adäquaten Krisensongs: „Es rettet uns 
kein höh’res Wesen ...“, forderte zwar 
nicht unbedingt ein „endloses Meer aus 
gutem alten Whisky“, aber einige Wod¬ 
ka mussten schon dran glauben. 

Klaus Wagener 


Der rote Kanal 


Sand-Die neue 
Umweltzeitbombe , F 2013 

Der weltweite Bauboom erhöht den 
Sandbedarf drastisch. Da Wüsten¬ 
sand nicht zur Betonherstellung ge¬ 
eignet ist, hat die Bauwirtschaft den 
Meeresboden ins Visier genommen. 
Dies könnte zu einer ökologischen 
Katastrophe führen. 

Di., 28.5., 20.15-21.30 Uhr, arte 

Betongold, D 2013 

Das Haus in Berlin-Mitte, in dem 
die Regisseurin Katrin Rothe lebt, 
bekommt eines Tages einen neuen 
Besitzer. Es ist ein Investor, spezia¬ 
lisiert auf „einzigartige Wohnungs¬ 
bauten in Toplagen“ und „Wohn¬ 
häuser mit Entwicklungspotenzial“. 
Bei ihren Recherchen stößt die Re¬ 
gisseurin auf ein dubioses Firmen¬ 
geflecht, auf ein Netzwerk aus Nota¬ 
ren, Maklern, Anwälten. Es ist eine 
neue Welt, mit der sie konfrontiert 
wird. Eine Welt voll von Lügen und 
Briefterror. 

Do., 30.5., 23.30-0.25 Uhr, arte 













































